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In der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie – bekräftigt im Koalitionsvertrag vom
November 2005 – wurde die Reduzierung der zusätzlichen Flächeninanspruchnah-
me für Siedlung und Verkehr von derzeit rund 95 Hektar pro Tag auf 30 Hektar pro
Tag im Jahre 2020 festgeschrieben.

Auch die wirtschaftliche und demografische Entwicklung erfordert ein Umdenken,
das sich in der Flächenhaushaltspolitik auswirken muss.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung leistet durch die
Gesetzgebung im Baugesetzbuch, mit Förderprogrammen der Städtebauförderung
und mit Forschungsprogrammen entscheidende Beiträge hierzu. Aber in erster Linie
sind die Länder und Gemeinden gefordert, um den Flächenverbrauch noch wirksa-
mer als bisher zu reduzieren. 

Deshalb wurde im Rahmen des Forschungsprogramms ExWoSt (Experimenteller
Wohnungs- und Städtebau) des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung und des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung Ende 2003 das
Forschungsfeld „Fläche im Kreis – Kreislaufwirtschaft in der städtischen/stadtregio-
nalen Flächennutzung“ initiiert.

In zwei Planspielphasen wurde ein integrativer Politik- und Steuerungsansatz ermit-
telt, der die vorrangige und systematische Ausschöpfung aller bestehenden Flächen-
potenziale im Bestand zum Ziel hat und nur in Grenzen die Inanspruchnahme neuer
Flächen zulässt. 

In Phase I wurde eine mittelfristige Strategie (bis 2010) basierend auf bereits gülti-
gen Rahmenbedingungen entwickelt, um die Flächeninanspruchnahme zu redu-
zieren. In der Planspielphase II wurden neue Instrumente getestet, um weiterge-
hende Möglichkeiten der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme zu finden. 

Es gilt nun die planerischen und gestalterischen Herausforderungen von Innenent-
wicklung, Brachflächenrecycling und Anpassung der Siedlungsstruktur an neue
Bedarfe als Chance zu begreifen. Es sind attraktive Standortbedingungen zu schaf-
fen, die hohe Wohn- und Lebensqualität mit wirtschaftlichem Wachstum vereinen.
Vision ist eine vitale, modernisierte, konsolidierte und wirtschaftsstarke Stadtregi-
on, deren Flächenentwicklung ganz überwiegend auf Bestandsflächen erfolgt.

Die vorliegenden Ergebnisse dieses Forschungsprogramms enthalten wertvolle Anre-
gungen und Hinweise, um diese wichtigen Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie und
der Stadtentwicklung in der Praxis zu erreichen. 

Dr.-Ing. Engelbert Lütke Daldrup

Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Weg von der Siedlungsexpansion 
hin zur Bestandserneuerung
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1

Im Rahmen des Forschungsprogramms
ExWoSt (Experimenteller Wohnungs- und
Städtebau) des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS)
und des Bundesamtes für Bauwesen und
Raumordnung (BBR) wurde im Zeitraum
2003 bis 2007 das Forschungsfeld „Fläche im
Kreis – Kreislaufwirtschaft in der städti-
schen/stadtregionalen Flächennutzung“
durchgeführt. Es wurde im Auftrag des Bun-
des vom Deutschen Institut für Urbanistik
(Difu) in Kooperation mit der Projektgrup-
pe Stadt + Entwicklung, Leipzig, und der Son-
derforschungsgruppe Institutionenanalyse
(sofia), Göttingen/Darmstadt, bearbeitet.

Mit der Flächenkreislaufwirtschaft wurde im
ExWoSt-Forschungsfeld ein integrativer Poli-
tik- und Steuerungsansatz untersucht, der
eine veränderte Nutzungsphilosophie im
Rahmen der Flächeninanspruchnahme zu
Grunde legt. Diese veränderte Nutzungsphi-
losophie lässt sich in der Formel „Vermeiden
– Verwerten – Ausgleichen“ ausdrücken. Die
Flächenkreislaufwirtschaft hat vorrangig
und systematisch die Ausschöpfung aller
Flächenpotenziale im Bestand zum Ziel und
lässt nur unter bestimmten Bedingungen die
Inanspruchnahme neuer Flächen zu.

Methodisch standen Planspiele im Mittel-
punkt des ExWoSt-Forschungsfelds, in denen
in fünf Planspielregionen verschiedene
Akteure aus dem öffentlichen und privaten
Sektor gemeinsam bestehende Instrumente
(Planspielstufe I: Bestehende Instrumente,
Zeithorizont 2010) sowie neue Instrumente
(Planspielstufe II: Neue Instrumente, Zeit-
horizont 2020) zur Erreichung einer Flächen-
kreislaufwirtschaft geprüft haben.

Die Planspiele knüpften damit an die von
der Bundesregierung mit der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie verfolgten flächen-
politischen Ziele an. Diese hier formulierten
flächenpolitischen Ziele einer Reduktion der
derzeitigen Inanspruchnahme von Boden
für neue Siedlungs- und Verkehrsflächen auf
30 Hektar pro Tag sowie einer vorrangigen
Innenentwicklung (Verhältnis von Innen- zu
Außenentwicklung = 3:1) bis zum Jahr 2020
sollen mit einer Doppelstrategie aus Qua-
litätssteuerung – Schonung des Außen-
bereichs durch Innenentwicklung sowie 
Aufwertung von Siedlungsflächen – und
Mengensteuerung – Begrenzung der Neu-
inanspruchnahme von Flächen – erreicht
werden.

An den Planspielen zur Flächenkreislaufwirt-
schaft waren die StadtRegion Stuttgart, die
Region Mölln, die Region Rheinhessen-
Nahe, die Stadt Duisburg und die Planungs-
region Nordthüringen beteiligt.

In allen fünf Planspielregionen wurden im
Rahmen der Status-quo-Planspiele darüber
hinaus sogenannte integrierte Handlungs-
konzepte für eine stadtregionale Flächen-
kreislaufwirtschaft erarbeitet. Diese beschrei-
ben ein lokal umsetzbares bzw. initiierbares
Instrumentenbündel zur Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme und zum Flä-
chenrecycling.

Die Status-quo-Planspiele förderten mit der
Prüfung der vorhandenen Instrumente Defi-
zite zutage, die Hindernisse auf dem Weg zu
einer Flächenkreislaufwirtschaft darstellen,
die aber mit einer konsequenteren Anwen-
dung derselben bzw. durch geringfügige
Neujustierungen des gesetzlichen Rahmens
verringert werden könnten. Wenngleich eine
Vielzahl bestehender Instrumente die Ziele
der Flächenkreislaufwirtschaft unterstützen
kann, lassen sich Fehlanreize bzw. Fehlsteue-
rungen in der Flächeninanspruchnahme mit
dem bestehenden Instrumentarium nicht
überwinden. Das Verhalten der am Flächen-
markt beteiligten Akteure kann unter dem
Einsatz der bestehenden Instrumente und
der von diesen ausgehenden Anreize nicht
wirksam im Sinne einer Flächenkreislauf-
wirtschaft beeinflusst werden. Um die ambi-
tionierten flächenpolitischen Ziele des Bun-
des zu erreichen, werden daher neue
Instrumente mit zieladäquaten Anreizen für
notwendig erachtet, die sowohl die Flächen-
nutzung als auch die Flächenausweisung
wirksam beeinflussen können.

Auf Basis der Planspielergebnisse wurden
verschiedene bestehende und neue Instru-
mente in einem Policy-Mix für eine städti-
sche bzw. stadtregionale Flächenkreislauf-
wirtschaft gebündelt, der einer vorrangigen
Innenentwicklung sowie, entsprechend den
stadtregionalen Erfordernissen, darüber
hinaus dem verstärkten Brachflächenrecyc-
ling, dem Um- und Rückbau sowie dem
Erhalt von Frei- und Erholungsflächen dient.
Hierzu zählen bestehende Instrumente, die
eine vorrangige Innenentwicklung unter-
stützen wie
• Regionalplan,

• interkommunale Planungen,
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• Ermittlung des Flächenbedarfs (als
wesentlicher Baustein von Regionalpla-
nung sowie vorbereitender und verbindli-
cher Bauleitplanung),

• informatorische Instrumente zur Beein-
flussung flächenpolitischer Entscheidun-
gen in Kommunalpolitik und Verwaltung,

• sonstige Quartiers- und Standortplanun-
gen (z.B. Testplanungen, Rahmenpläne,
Masterplanungen),

• Aufgabenverteilung in einer stadtregiona-
len Flächenkreislaufwirtschaft,

• bodenpolitischer Grundsatzbeschluss,

• bestehende Förderprogramme

und ergänzend

• informatorische Instrumente für Grund-
stückseigentümer, 

• Vermarktung.

Für den Schutz von Frei- und Erholungsflä-
chen insbesondere in wachsenden Stadtre-
gionen sollten die folgenden bestehenden
Instrumente eingesetzt werden:
• Konzepte für Kompensationsflächen (Flä-

chen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men), Kompensationsflächen- und Kom-
pensationsmaßnahmenpools,

• Festlegung von Schutzgebieten durch die
Naturschutzbehörden,

• Freiraumerhalt und -aufwertung: Erho-
lungsflächen, Sondernutzungen im Außen-
bereich, Unter-Glas-Produktion, Landwirt-
schaft.

In schrumpfenden Regionen oder Städten
werden ergänzende Instrumente benötigt,
mit denen den Folgen von Bevölkerungsver-
lusten, Leerständen, Funktionsverlusten
und Flächenüberhängen adäquat begegnet
werden kann wie
• Stadtumbau,

• Förderprogramme mit dem Schwerpunkt
Brachflächen bzw. C-Flächen.

Zukünftig sollten im Verbund mit bestehen-
den Instrumenten außerdem neue oder
wesentlich reformierte Instrumente für öko-
nomische Anreize sorgen. Diese verfolgen
im Wesentlichen drei Ansätze:
• Beeinflussung der Grundstückspreise (z.B.

durch eine umfassende Grundsteuer-
reform oder eine reformierte Grunder-
werbsteuer), um für private und öffentli-
che Bauwillige die Anreize, auf neu
ausgewiesene Flächen zurückzugreifen, zu
senken,

• Einführung von Preismechanismen für die
Neuausweisung von Flächen (z.B. durch
handelbare Flächenausweisungsrechte
oder eine Baulandausweisungsumlage
jeweils in Verknüpfung mit Kosten-Nut-
zen-Betrachtungen), um den Kommunen
zusätzliche Motivation für die Innenent-
wicklung zu bieten,

• Einführung von Finanzierungsmöglich-
keiten und flächenkreislaufgerechte Mo-
difizierung von Fördermaßnahmen (z.B.
durch Reform des Kommunalen Finanz-
ausgleichs, zinsgünstige Kredite, Grund-
stücksfonds, Rückbauhaftpflicht, Sub-
vention von Renaturierungen) für eine
massive Stärkung der Innenentwicklung.

Wegen der unterschiedlichen Adressaten und
Zielrichtungen ist evident, dass diese Instru-
mente nur gebündelt, das heißt in gleichzei-
tiger Anwendung einen wesentlichen Beitrag
zur Erreichung der Ziele der Flächenkreis-
laufwirtschaft werden leisten können. Da sie
kaum Einfluss auf die räumliche Allokation
ihrer Wirkungen ausüben, sind sie immer im
Zusammenhang mit den vorhandenen pla-
nerischen und rechtlichen Instrumenten
weiterzuentwickeln und anzuwenden.

Mit dem Ziel,  geeignete instrumentelle Rah-
menbedingungen für eine Flächenkreis-
laufwirtschaft zu schaffen, werden dem Bund 
verschiedene Maßnahmen vorgeschlagen.
Diese beinhalten, dass zur  Weiterentwicklung
vorhandener und zur Einführung neuer
Instrumente zusätzlicher Forschungs- und
Untersuchungsbedarf besteht. Dem Bund
werden insgesamt 14 kurz- bis mittelfristig
sowie langfristig umsetzbare Maßnahmen
empfohlen, die zum Teil einen weiteren 
Forschungs- oder Untersuchungsbedarf
erzeugen:
• Verbesserung der Steuerungswirkung

räumlicher Planung,

• stärkere Förderung der Mobilisierung von
Flächenpotenzialen der Innenentwick-
lung,

• stärkere Förderung privater Initiativen der
Brachflächenrevitalisierung,

• fachliche Unterstützung der Konzeption
und Praxiseinführung von B-Flächen-
Fonds,

• fachliche Unterstützung der Konzeption
und Praxiseinführung von C-Flächen-
Fonds,

• Mobilisierung bundeseigener Flächen-
potenziale im Bestand,

Kreislaufwirtschaft in der städtischen/stadtregionalen Flächennutzung Werkstatt: Praxis Heft 51 2



• Förderung von Flächeninformationen und
von „Flächenbewusstsein“,

• Weiterentwicklung der Instrumente des
Stadtumbaus,

• Schaffung eines tragfähigen Vorteil-Las-
ten-Ausgleichs in Bezug auf die Nicht-
ausweisung oder Neuausweisung von
Bauflächen,

• Prüfung der Einführung einer Abgabe auf
die Neuausweisung von Bauflächen,

• Prüfung der Einführung handelbarer 
Flächenausweisungsrechte,

• Prüfung einer umfassenden Reform der
Grundsteuer,

• Prüfung der Einführung von Zweckzuwei-
sungen für Maßnahmen der Innenent-
wicklung im Kommunalen Finanzaus-
gleich,

• Prüfung der Weiterentwicklung des Rück-
bau- und Entsiegelungsgebots und der
Einführung einer Rückbauhaftpflichtver-
sicherung.

Der Bund hat im Rahmen der Einführung
und Umsetzung einer Flächenkreislaufwirt-
schaft nur begrenzte Einflussmöglichkeiten,

da insbesondere die Bundesländer und die
Kommunen erhebliche Gestaltungsmöglich-
keiten im Bereich der Raumordnung und des
Baurechts besitzen. Daher wird es darauf
ankommen, dass der Bund und weitere
bedeutende Akteursgruppen – Bundeslän-
der, öffentliche Akteure auf kommunaler
und regionaler Ebene, private Unternehmen,
institutionelle Flächeneigentümer und Im-
mobilienwirtschaft sowie private Haushalte
und Eigentümer kleinteiligen Grundbesitzes
– bei der Schaffung geeigneter Rahmen-
bedingungen für eine Flächenkreislauf-
wirtschaft eng zusammenwirken.

Das ExWoSt-Forschungsfeld „Fläche im
Kreis“ hat gezeigt, dass der politik- und
handlungsfeldübergreifende Ansatz der 
Flächenkreislaufwirtschaft notwendig ist,
um die bestehenden Defizite in der Umset-
zung sektoraler bzw. isolierter Maßnahmen
und Instrumente zu überwinden. 

In den Planspielen wurde deutlich, dass der
öffentlichen Hand die Rolle eines zentralen
Akteurs und Motors bei der Einführung und
Umsetzung der Flächenkreislaufwirtschaft
zukommt.

Zusammenfassung 3
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As part of the ExWoSt (Experimental Housing
and Urban Development) research program-
me sponsored by the German Federal Minis-
try of Transport, Building and Urban Affairs
(BMVBS) and the Federal Office for Building
and Regional Planning (BBR), research in the
field „Fläche im Kreis – Kreislaufwirtschaft in
der städtischen/stadtregionalen Flächen-
nutzung“ (Land in a cycle – Circular land 
use management in urban settings and 
urbanised regions) was conducted from 2003
to 2007. The works were, on behalf of the
Federal German government, carried out 
by German Institute of Urban Affairs (Difu)
in cooperation with the Leipzig project
team Stadt + Entwicklung (city and develop-
ment) and the special research team for
institutional analysis (sofia) in Göttingen/
Darmstadt.

Circular Land Use Management is an inte-
grative policy and steering approach inves-
tigated in the ExWoSt research field. Its cen-
tral idea is a changed philosophy of land use.
This changed philosophy of use can be
synoptically described by the formula 
„avoidance – reuse – balancing“. The prior,
systematic objective of Circular Land Use
Management is to fully utilise all potential-
ly available, previously used sites. In this 
system, the use of virgin land is tied to a very
limited set of conditions.

The central methodology used by the ExWoSt
research were experimental games where
private and public sector players from five
experimental regions jointly reviewed poten-
tially usable existing instruments (step I of
the games: Existing instruments, horizon
2010) and new instruments (step II of the
games: New instruments, horizon 2020) all
aiming at Circular Land Use Management.

These experimental games were geared to
achieving the land use policy goals formula-
ted by the Federal German government in
the context of its National Sustainability Stra-
tegy. The land use policy goals formulated for
the horizon 2020, i.e. a reduction of the cur-
rent level of land consumption for new sett-
lements and public thoroughfares to 30
hectares a day, and priority for inner-city
development (ratio between core-area deve-
lopment and fringe-area development = 3:1),
are intended to be achieved with the help of
a twin-pronged strategy combining quality
control – i.e. avoiding the use of fringe areas
by developing core areas and enhancing the

value of built-up residential areas – and
quantity control – i.e. limiting the use of vir-
gin land.

The experimental games on Circular Land
Use Management involved the Stuttgart
urban region, the Mölln region, the region of
Rhine-Hesse/Nahe, the city of Duisburg and
the Northern Thuringian planning region.

An additional activity performed in all five
regions as part of the status-quo experimen-
tal games was to draw up integrated action
plans for Circular Land Use Management in
urban settings and urbanised regions. Each
of these describes a bundle of instruments
that can be locally implemented or initiated
in order to reduce land use and promote
brownfield and greyfield redevelopment.

The experimental status-quo games revea-
led, as a result of the reviews of the existing
instruments, where the deficits are on the
way to Circular Land Use Management.
These deficits could of course be mitigated
by more consistent application of the avai-
lable instruments, and/or slight readjust-
ments of the underlying legal framework.
Still, misdirected incentives or incorrect stee-
ring of land use cannot be entirely ruled out
if just the toolkit of existing instruments is
used. If Circular Land Use Management is
the goal, the actions of the players involved
in the land use market cannot be influenced
with sufficient effectiveness just by using the
existing instruments and the incentives set
by these. Reaching the Federal government’s
ambitious goals for the reduction of land
consumption will therefore require new
instruments to set adequate incentives allo-
wing reaching these goals, which can have
an effective impact both on land use and on
the status land is given in land use plans.

Based on the results of the experimental
games, various existing and new instruments
have been combined into a policy mix for
Circular Land Use Management in urban
contexts and urban regions. This policy mix
serves to place the priority on downtown
development and – in response to the
respective needs in the urban region in ques-
tion – to increase the rate of brownfield rede-
velopment, step up conversion and dismant-
ling activities, and conserve open spaces and
areas dedicated to recreational purposes. It
includes existing instruments that place the
emphasis on supporting the development of
core areas, like

Summary
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• regional plans

• multi-municipality plans

• the identification of space requirements
(as a key ingredient for regional planning
as well as preparatory and binding zoning)

• information instruments to influence
municipal and administrative decisions on
land use

• other neighbourhood and site plans (e.g.
test plans, framework plans, master plans),

• the assignment of responsibilities in a Cir-
cular Land Use Management system in
urbanised regions

• a fundamental decision on land use poli-
cies 

• existing funding programmes

and additionally

• information instruments for land owners

• marketing.

The following existing instruments should
be used to protect open spaces and areas for
recreational purposes, especially in growing
urban regions:
• concepts for areas serving the purpose of

compensation for land use (areas for com-
pensation and replacement measures),
pools for compensatory areas and com-
pensation measures

• definition of protected areas by the natu-
re conservation authorities

• preserving and enhancing the value of:
recreational spaces, special outdoor uses,
greenhouse production, agriculture.

Shrinking regions, towns or cities need sup-
plementary instruments to adequately coun-
ter the consequences of outward migration,
vacancy, loss of functionality and excess
space availability:
• urban restructuring

• financial support programmes focussing
on brownfields/greyfields and C-class
space.

In future, existing instruments should be
combined with new or comprehensively
reformed instruments to ensure that econo-
mic incentives are available. These instru-
ments will essentially seek to pursue three
approaches:
• to exert influence on land prices (e.g.

through a comprehensive reform of taxes
on land or reforming property acquisition
taxes) in order to reduce the incentives for
prospective private and public builders to

resort to space newly qualified as building
land;

• to implement pricing mechanisms for ear-
marking greenfields for development pur-
poses (e.g. through tradable rights to qua-
lify land as development land, or through
a charge for earmarking land for develop-
ment purposes, each in connection with
cost-benefit analyses) so as to give the
municipalities additional motivation for
the development of core areas;

• to implement new funding schemes, and
perform appropriate modifications of exis-
ting financial support schemes so as to
facilitate Circular Land Use Management
(e.g. through reforms of the German sys-
tem of municipal equalisation transfers,
through soft loans, real estate funds, liabi-
lity insurance for dismantling, subsidies to
renaturation projects) in order to give a
major boost to the development of urban
core areas.

With the targeted players and directions of
action being highly different, the only feasi-
ble thing is evidently to bundle these instru-
ments, i.e. to use them concurrently, if a
major contribution is to be made to achie-
ving the goals of Circular Land Use Manage-
ment. As these instruments have hardly any
influence on the spatial allocation of their
effects, they always have to be developed and
applied in combination with the established
planning and legal instruments.

Aiming to create an appropriate toolkit for
Circular Land Use Management, various
measures are being proposed to the Federal
government. For instance, altogether 14
activities that can be implemented in the
short- to mid-term as well as in the long-
term are being recommended, some of
which will require further research or in-
vestigations:

• improving the steering impact of spatial
planning

• stepping up financial support to projects
aiming to mobilise high-potential sites in
urban core areas

• strengthening the support to private
brownfield revitalisation initiatives

• providing technical support in conception
and practical implementation of B-class
land funds

• providing technical support in conception
and practical implementation of C-class
land funds
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• mobilising existing sites with potential
which are owned by the Federal govern-
ment

• promoting the spreading of information
about sites and an awareness of land avai-
lability

• advancing the instruments of urban
restructuring

• creating a resilient mechanism for cost/
benefit balancing in the context of non-
dedication of land to development pur-
poses or earmarking new land for deve-
lopment

• considering implementation of a levy on
earmarking greenfield sites for development

• reviewing the implementation of tradable
rights to earmark land for development
purposes

• reviewing a comprehensive reform of taxes
on land

• reviewing purpose-tying for core-area
development projects within the system
of municipal equalisation transfers 

• reviewing an expansion of the duty to dis-
mantle/to reduce impervious surfaces,
and a rollout of liability insurance for dis-
mantling.

The Federal government has only limited
scope for exerting influence in a process 
of rollout and implementation of Circular
Land Use Management as the Federal state
governments and the municipalities have
considerable leeway to shape their appro-
ach in the fields of spatial planning and buil-
ding law. It will therefore be of crucial impor-
tance that the Federal government and
further major groups of players – Federal sta-
tes, public players at municipal and regional
level, private enterprise, institutional land
owners, the real estate industry as well as
private households and owners of small
properties – closely cooperate in creating a
suitable framework for Circular Land Use
Management.

The research done in the ExWoSt field „Flä-
che im Kreis“ has shown that the approach
of Circular Land Use Management across
policies and action areas is a necessity in
order to overcome the deficits inherent in
the implementation of sectoral or isolated
activities and instruments. 

The experimental games have demonstra-
ted that the public authorities must take on
the role of a central player and motor in ini-
tiating and implementing Circular Land Use
Management.

Kreislaufwirtschaft in der städtischen/stadtregionalen Flächennutzung Werkstatt: Praxis Heft 51 6



7

1.1 Flächeninanspruchnahme 
in der Bundesrepublik
Deutschland

Trotz stagnierender Gesamtbevölkerung und
verhaltener Baukonjunktur lässt sich keine
Sättigung der Nachfrage nach Flächen beob-
achten. Gefragt sind Flächen, die ausrei-
chend Freiraum für individuelle Nutzungs-
ansprüche des Wohnens, für Freizeit und
Wirtschaften bieten. Zwar ließe sich – zumin-
dest theoretisch – Fläche technisch mit
hohem Aufwand stapeln, und auch Nutzun-
gen können weiter verdichtet werden: Die
zahlende Nachfrage hierfür ist allerdings
sehr begrenzt. Damit ist die Ressource Flä-
che zumindest faktisch endlich, dies gilt im
Besonderen für Stadtregionen mit einem
Mangel an unbebauten und preisgünstigen
Flächenreserven. Da Flächen als Ressource
für verschiedene Nutzungsansprüche die-
nen, führen widerstreitende Interessen oft
zu Konflikten um die Nutzung. Die Konkur-
renz zwischen den Kommunen um Ein-
wohner und Arbeitsplätze führt zu neuen 
Flächenausweisungen, gleichzeitig fallen an
anderer Stelle Flächen brach und stehen
Gebäude leer.

In der Folge wird täglich noch immer eine
Fläche von rund 100 Hektar für Siedlungs-
und Verkehrszwecke neu beansprucht,
darunter etwa 60 Hektar für Gebäude- und
zugehörige Freiflächen. Der Schwerpunkt
liegt dabei nach wie vor im weiteren Umland
der Städte, dort wo Bauland vergleichsweise
preiswert ist und der Entwicklung von Flä-
chen kaum Hemmnisse entgegenstehen.
Mangels Baulands in den Kernstädten wächst
in weiten Teilen des Bundesgebiets die Sied-
lungsfläche vorrangig an den Stadträndern
und den Zwischenräumen der Entwicklungs-
achsen – und noch immer weit schneller als
etwa die Bevölkerung oder die Beschäftigung;
sie nimmt selbst in Regionen mit abnehmen-
der Bevölkerung zu. Zöge die Konjunktur
dauerhaft und deutlich an, wäre dies vermut-
lich wieder mit stärkerem Flächenwachstum
verbunden1. Ungleich schwieriger als die
Neuinanspruchnahme ist die Aufgabe,
brachliegende Siedlungsflächen außerhalb
der „Selbstläufer“ in attraktiven Kernlagen
einer neuen Nutzung zuzuführen.

Eine Entkoppelung von Wirtschaftswachs-
tum und Flächeninanspruchnahme steht
weiter aus. So waren die Flächenproduktivi-
täten2 zwischen 2001 und 2004 weiterhin

rückläufig3. Darüber hinaus führt der demo-
grafische Wandel zu erheblichen regionalen
Verschiebungen bei Bevölkerung und
Arbeitsplätzen, bei Kauf- und Realsteuerkraft
und hat in vielen Regionen einen erhebli-
chen Einfluss auf städtische Dichten.

Die planmäßige Steuerung der Flächennut-
zung erfolgt in Deutschland traditionell über
ein ausdifferenziertes System räumlich ori-
entierter Planung. Über einen langen Zeit-
raum hinweg war dieses System entwick-
lungsorientiert. Dies funktionierte solange,
wie die Wirtschaft expandierte. Heute prägt
aber bestenfalls Stagnation die Entwicklung
nicht nur in Regionen des Stadtumbaus. Das
Brachfallen vormals gewerblicher und zu-
nehmend auch wohnwirtschaftlich genutz-
ter Flächen ist zu einem zentralen Problem
der Stadtentwicklung geworden. In einem
jahrelangen Prozess haben Städte Einwoh-
ner und oft auch Arbeitsplätze an das
Umland verloren. Damit sinken nicht nur die
Steuereinnahmen, sondern unterhalb be-
stimmter ökonomischer Schwellenwerte
werden die Tragfähigkeitsgrenzen für die
technische und soziale Infrastruktur unter-
schritten: die Städte „perforieren“ von innen
heraus. Die Sicherung der städtischen Infra-
struktur wird zu einer zentralen Herausfor-
derung der Daseinsvorsorge.

Zu- und Abwanderung verlaufen stadt-
regional und sogar innerhalb von Großstäd-
ten zuweilen höchst unterschiedlich. Bun-
desweit sinken die Siedlungsdichten, in
Ostdeutschland deutlich stärker als in West-
deutschland (vgl. Abbildung 1). Umgekehrt
steigt die Verfügbarkeit an Siedlungsflächen
je Einwohner an: Während sie in West-
deutschland mit 534 m2 je Einwohner (2004)
gegenüber 522 m2 je Einwohner (2000) nur
moderat zunahm, stieg sie in Ostdeutsch-
land von 580 m2 je Einwohner (2000) auf
626 m2 je Einwohner (2004) um fast acht Pro-
zent an.

Darüber hinaus sinkt die wirtschaftliche Pro-
duktivität der Flächennutzung. Im Zeitraum
von 2001 bis 2004 stieg das Bruttoinland-
sprodukt preisbereinigt bundesweit um 
2,4 Prozent. Trotz dieser Steigerung sank 
die Flächenproduktivität, hier definiert als 
Bruttowertschöpfung je Flächeneinheit be-
zogen auf die Gebäude- und Freiflächen,
bundesweit um 1,3 Prozent, da sich die Wert-
schöpfung auf weit mehr Gebäudefläche
verteilt. Dabei sank die Flächenproduktivi-
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tät im Osten mit minus 2,5 Prozent deutlich
stärker als im Westen.

Zwar wurden die Zuwächse an Siedlungsflä-
che im Intervall 2001 bis 2005 deutlich gerin-
ger4, gemessen an der in diesem Zeitraum
schwachen Baukonjunktur hätte der Rück-
gang insgesamt aber viel stärker sein müs-
sen. Gleichzeitig wurde möglicherweise zu
wenig an zentralen Standorten gebaut. Ver-
einfacht ausgedrückt: Was heute am peri-
pheren (= „falschen“) Standort gebaut wird,
wird vermutlich übermorgen durch steigen-
de Nebenkosten und sinkende Marktpreise
unrentabel. Auch um diese Fehlallokationen
zu vermeiden, bleibt die Herausforderung
einer (deutlichen) Verringerung der Neuin-
anspruchnahme von Flächen nach wie vor
gültig. Potenziale zur Erreichung dieser Ziele
werden insbesondere in der stärkeren Nut-
zung des Bestands gesehen5. Dabei weisen
die Großstädte, selbst in Bauland-Hoch-
preisregionen, beträchtliche Brachflächen
auf 6, die Flächenpotenziale für Neunutzung
darstellen. Die Chancen für das Flächenre-
cycling steigen mit dem Marktwert der Flä-
chen zwar bei zunehmenden Baulandprei-
sen, ein genereller Durchbruch bei der
Wiedernutzung alter Flächen ist jedoch nicht
belegt. Mehrere Studien lassen vermuten,
dass der Zuwachs immer noch (deutlich)
größer ist als die Wiedernutzung 7, jüngst
belegt durch die BBR-Baulandumfrage 2006.

Ausgehend vom demografischen Wandel
wird auch eine Nachfrageveränderung

erwartet. So wie die Nachfrage nach Sub-
urbia in einer alternden und kinderarmen
Gesellschaft abnimmt, könnte die Nachfra-
ge nach Stadt und den Allokationsvorteilen
zentralörtlicher Standorte in einer dienst-
leistungsorientierten Gesellschaft steigen.
Leben in einer alternden und ausdünnen-
den Suburbia wird kostspieliger 8. Auch für
gewerbliche Immobilien gewinnen zentrale
Standorte weiter an Bedeutung 9. So fragt der
Dienstleistungssektor vermehrt Bestands-
flächen nach, während im Zuge der Globa-
lisierung die Flächennachfrage des produ-
zierenden Gewerbes rückläufig ist. Die
mittel- und langfristige Herausforderung
besteht darin, die Nachfrage auf zentrale
Wohn- und Gewerbestandorte zu lenken,
um bestehende technische und soziale Infra-
strukturen möglichst auszulasten.

1.2 Was ist Flächenkreislauf-
wirtschaft?

Flächenkreislaufwirtschaft stellt ein System
von Planung, Nutzung, Nutzungsaufgabe,
Brachliegen und Wiedereinbringen von 
Flächen dar. Prämisse einer Flächenkreis-
laufwirtschaft ist es, bestehende Flächenpo-
tenziale zu mobilisieren und für neue Nut-
zungen vorrangig in Anspruch zu nehmen.
Die Flächennutzung erfolgt bewusst auf
einem vorher schon genutzten Grundstück.
In der Flächenkreislaufwirtschaft ist nicht
mehr der Freiraum, sondern die brachfal-
lende Fläche, die Bestandsfläche der „Roh-
stoff“ für neue Nutzungen. Dauerhaftigkeit,
Recycling, Nutzungsketten und Kreislauf-
analysen sollen so künftig für Grundstücke
und Flächen jene Bedeutung erlangen, die
sie mittlerweile für beinahe jedes industriel-
le Produkt haben.

Vorbild für eine stadtregionale Flächenkreis-
laufwirtschaft sind die vielfach etablierten
Stoffkreisläufe. Die gebaute Stadt wird als
System verstanden, dessen Baukörper unter-
schiedlichen Nutzungsphasen unterliegt.
Mitunter werden ganze Quartiere und Indus-
trieareale zurückgebaut und einer Nachfol-
genutzung zugeführt. Die genutzte Fläche
sollte dabei insgesamt konstant bleiben. Was
nicht baulich wiedergenutzt werden kann,
wird zurückgebaut oder renaturiert; bei
hohem Siedlungsdruck wird nachverdichtet.
Der Kreislaufgedanke greift damit die Vor-
stellung eines Nutzungszyklus von Bauland-
bereitstellung, Bebauung, Nutzung, Brach-
fallen und Wiedernutzung auf. In diesem
Kreislauf gibt es keine zusätzliche Flächen-
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Abbildung 1:
Entwicklung der Siedlungsdichte 1992–2004
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inanspruchnahme. Neue Vorhaben werden
entweder auf Brachflächen durchgeführt,
oder die Neuausweisung und Nutzung spei-
sen sich aus den Flächen, die entwidmet und
zurückgebaut wurden.

Die Flächenkreislaufwirtschaft ist ein offe-
nes System. Brachflächen ohne bauliches
(Nach)Nutzungspotenzial werden aus dem
Flächenkreislauf – und damit aus der Sied-
lungs- und Verkehrsflächenstatistik – entlas-
sen. Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass an
anderer Stelle neue Flächen entwickelt wer-
den, wenn verfügbare Bestandspotenziale
die konkrete Nachfrage nicht abdecken kön-
nen. Dies bedeutet, dass Flächenkreislauf-
wirtschaft vorrangig und systematisch die
Ausschöpfung von Potenzialen der Be-
standsentwicklung und der Wiedernutzung
von Brachflächen verfolgt und konsequent
an der Innenentwicklung (unter anderem
Brachenrecycling, Dichteerhöhung, Baulü-
ckennutzung, Mehrfachnutzungen) ansetzt.

So können ökologische und ökonomische
Belange gleichermaßen berücksichtigt wer-
den. Ökologisch bedeutet Flächenkreislauf,
dass neue Fläche nur dann in Anspruch
genommen werden kann, wenn dies auf Bra-
chen erfolgt oder wenn Brachen renaturiert
werden. Dabei ist eine ökologische Gleich-
wertigkeit der „verlorenen“ und der „gewon-
nenen“ Fläche anzustreben.

Ökonomisch bedeutet Flächenkreislauf,
dass – bei Konstanz der Gesamtfläche – die
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Abbildung 2:
Phasen und Potenziale der Flächenkreislaufwirtschaft

Neuausweisung
von Flächen
„auf der grünen
Wiese“

Instrumentenmix
• Rechtliche, plane-
rische und ökono-
mische Instrumente
• kooperative
Steuerungsansätze

Mobilisierung von Flächenpotenzialen

• Brach- und Konversionsflächen
   (industriell, gewerblich, militärisch)

• Baulücken im Innenbereich
• Stadtumbau-Brachen
• Planungsbrachen

Entlassung von Flächen,
für die eine (Nach-)Nutzung dauerhaft
nicht in Frage kommt

Brachliegen                          Nutzung

Wiedereinbringung Planung

Zwischen-
nutzung

Ökonomische Aspekte

Ökol
og

is
ch

e
A

sp
ek

te

Soziale Asp
ek

te
Nutzungsaufgabe

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, 2004.

Nutzung an den Standorten stattfindet, an
denen sie die höchsten Erträge erbringt. Dies
könnte auch die Nutzung neuer Flächen
beinhalten, wenn dafür an anderer Stelle
hinreichende Kompensation erfolgt. Ökolo-
gische Effektivität und ökonomische Effi-
zienz gehen so Hand in Hand. Zu erwarten-
de Effekte einer Flächenkreislaufwirtschaft
sind unter anderem erhöhte Effizienz der
Flächennutzung, Stabilisierung der Sied-
lungsdichten im stadtregionalen Kontext
und Verhinderung von Fehlinvestitionen in
überdimensionierte Siedlungsinfrastruktu-
ren, indem Zuwächse auf bestehende Sied-
lungsflächen und Infrastrukturen gelenkt
werden.

Weil die Standortanforderungen der Nutzer
mit der Lage der Brachen oft nicht über-
einstimmen, wegen erhöhter Kosten durch
Altlasten, aber auch aufgrund ungeklärter
Finanzierung von Renaturierungen sowie
unzureichender zeitlicher Koordination der
Verfügbarkeit der Flächen und einer weiter-
hin hohen Nachfrage nach diesen müssen
Strategien, mit denen Flächenkreislaufwirt-
schaft befördert werden soll, auf mehreren
„Beinen“ stehen. Angebotsseite (öffentliche
Hand) wie Nachfrageseite sind Adressaten
steuernder Instrumente. Erst durch das ab-
gestimmte Zusammenwirken der einzelnen
Instrumente werden die Ziele erreicht, über
singuläre Instrumente ist in der Praxis kein
ausreichender Zielerreichungsbeitrag zu
leisten.



(10)
Bundesregierung: Perspektive
für Deutschland. Unsere Strate-
gie für eine nachhaltige Ent-
wicklung, Berlin 2002, S. 99.

(11)
Siehe etwa Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung (BBR)
(Hrsg.): Zukunft städtischer In-
frastruktur, Bonn 2006 (Informa-
tionen zur Raumentwicklung, H.
5); Dieter Freudenberg und Mat-
thias Koziol: Anpassung der
technischen Infrastruktur beim
Stadtumbau – Arbeitshilfe,
Frankfurt (Oder) 2003 (Fachbei-
träge zu Stadtentwicklung und
Wohnen des Landes Branden-
burg); Matthias Koziol: Auswir-
kungen des Stadtumbaus auf
die kommunale Infrastruktur, in:
Institut für Stadtentwicklung
und Wohnen des Landes Bran-
denburg (Hrsg.), Wohnen und
Leben mit Rückbau, Risiken und
Chancen schrumpfender Städ-
te, Potsdam 2001, S. 41–51.

1.3 Ziele der Flächenkreislauf-
wirtschaft

Die in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie der Bundesregierung10 formulierten 
flächenpolitischen Ziele – Reduktion der 
derzeitigen Inanspruchnahme von Boden
für neue Siedlungs- und Verkehrsflächen auf
30 Hektar pro Tag sowie eine vorrangige
Innenentwicklung im Verhältnis von Innen-
zu Außenentwicklung von 3:1 bis zum Jahr
2020 – sollen mit einer Doppelstrategie
erreicht werden. Diese besteht erstens aus
einer Qualitätssteuerung: Schonung des
Außenbereichs durch Innenentwicklung
sowie Aufwertung von Siedlungsflächen. Ihr
zweiter Bestandteil ist eine restriktive Men-
gensteuerung – Begrenzung der Neuin-
anspruchnahme von Flächen. Beide Ansät-
ze hängen zusammen, denn es geht um zwei
sich ergänzende Ziele: absolute Reduktions-
ziele (Mengensteuerung) auf der einen Seite
und qualitative Ziele auf der anderen Seite,
um durch Innenentwicklung und städtische
Aufwertung die Inanspruchnahme im Au-
ßenbereich zu verringern.

Diese quantitativen und qualitativen Ziele
können nur erreicht werden, wenn es gelingt,
eine neue „Denkrichtung“ in der Flächen-
politik zu etablieren und zugleich „intelli-
gente“ Instrumentenverbünde zu konzi-
pieren. Aufbauend auf der in vielen Poli-
tikbereichen schon etablierten Kreislaufidee
bedarf es auch in der Flächenpolitik eines
neuen handlungsorientierten Leitbilds: 
Flächenkreislaufwirtschaft. Erst wenn der
Kreislaufgedanke im städtischen und stadt-
regionalen Flächenmanagement zur Norma-
lität wird, kann eine nachhaltige Stadtent-
wicklung von der „Blaupause“ zur Realität
werden.

Die Notwendigkeit einer Kreislaufführung
ergibt sich nicht nur aus dem Freiraum-
schutzgedanken und der Begrenztheit der
bebaubaren Freiflächen in den Agglomera-
tionen. Auch unter Effizienzgesichtspunk-
ten sind primär ungenutzte Flächen im 
Siedlungsbestand zu entwickeln, um zuneh-
mend kostspielige unterausgelastete oder
nicht genutzte Infrastrukturen zu vermei-
den11. Die Vision „Flächenkreislauf“ findet
damit nicht nur eine ökologische, sondern
auch eine ökonomische Begründung. Die
Notwendigkeit, „in Kreisläufen zu denken“,
wird weiter zunehmen – nicht zuletzt wegen
der langfristigen demografischen Entwick-
lung. Aber auch der wirtschaftsstrukturelle
Wandel fordert ein Umdenken weg von der

Siedlungsexpansion hin zur Bestandser-
neuerung.

Die Vision einer Flächenkreislaufwirtschaft
zielt somit gleichermaßen auf  Verminde-
rung wie Mobilisierung von Bauland: Es gilt,
Brachflächen insbesondere in den Kernstäd-
ten zu mobilisieren, um das marktfähige
Baulandangebot zu verbreitern, aber auch
das Angebot an Neubauflächen in Suburbia
auf ein nachfrageadäquates Maß einzustel-
len und Investitionen am „falschen Stand-
ort“ zu vermeiden.

1.4 Die Strategie Flächen-
kreislaufwirtschaft

Flächenkreislaufwirtschaft ist ein strategi-
scher, langfristig ausgerichteter Politikansatz.
Gestützt auf das Leitbild der Flächenkreis-
laufwirtschaft werden die Ideen der Nach-
haltigkeitsdebatte aufgegriffen und wird 
versucht, die dort entwickelten Manage-
mentregeln für eine nachhaltige Flächen-
politik zu verwerten. Flächennutzung ist 
so auszugestalten, dass sie die Entwick-
lungsmöglichkeiten künftiger Generationen
(städtebaulicher Wandel, Stadtstruktur und
ökologische Irreversibilitäten) nicht unge-
bührlich einschränkt. Dauerhaft umwelt-
gerechte Bodenpolitik, die die flächenpoliti-
schen Ziele der Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie der Bundesregierung erreicht,
muss integriert ausgerichtet sein, denn nur 
• die Zusammenführung aller relevanten

Akteure und die Berücksichtigung deren
spezifischer Anreiz- und Reaktionsmuster, 

• die Kombination anreizadäquater Instru-
mente zur Lenkung der Angebots- und der
Nachfrageseite der Bodenmärkte,

• die Kombination dezentraler und zentra-
ler Steuerungsinstrumente sowie 

• die Einbeziehung stadtregionaler Wir-
kungszusammenhänge

ermöglichen es, das anspruchsvolle Ziel der
praktischen Umsetzung einer Flächenkreis-
laufwirtschaft in Deutschland zu erreichen. 

Flächenkreislaufwirtschaft ist zugleich ein
Managementansatz für die gesamte Stadt/
Stadtregion, der die Bündelung und Kombi-
nation aller flächenrelevanten Maßnahmen
zur Ausschöpfung von Potenzialen der 
Bestandsentwicklung und Wiedernutzung 
von Brachflächen verfolgt. Als strategischer
Managementansatz zielt Flächenkreislauf-
wirtschaft auf neues flächenpolitisches Den-
ken und Handeln in den Stadtregionen ab. 
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Als Flächenpotenziale dienen dabei neben
dem Gebäudebestand und den Brachflächen
auch das gewidmete unbebaute Bauland,
zur Qualifizierung der Siedlungsentwicklung
aber auch der Siedlungsfreiraum. Als strate-
gischer Managementansatz erstrecken sich
die Aufgaben einer Flächenkreislaufwirt-
schaft dabei über Bestandsmanagement,
Wiedernutzung von Brachflächen, Mobili-
sierung von Bauland, Qualifizierung des
Siedlungsbestands bis hin zu Zwischennut-
zung und Rückbau von Flächen (vgl. Abbil-
dung 3).

Flächenkreislauf ist also weit mehr als Flä-
chenrecycling. Während Flächenrecycling
auf die bauliche Neunutzung eines Stand-
orts abzielt, geht es beim Flächenkreislauf
um eine stadtregionale Neunutzung des
ungenutzten Siedlungsbestands, die neben
klassischen Industrie- und Gewerbebrachen
auch Planungsbrachen, mobilisierbares
Bauland, Baulücken, Teilnutzungen und
Nutzungsintensivierungen umfasst (vgl.
Abbildung 4).

Flächenkreislaufwirtschaft ist die systema-
tische Verankerung des Nachhaltigkeits-
gedankens im Flächenmanagement. Neu ist
dabei die Zusammenführung heute häufig
noch unkoordinierter Anstrengungen zur
Brachflächenreaktivierung. Wenige „Leucht-
turmprojekte“ werden oft in langwierigen
Prozessen umgesetzt, während die Masse
kleinerer Brach- und Bestandsflächen von
der Stadtentwicklung überwiegend unbe-
achtet bleibt. Diese Flächen bieten aber ein
großes Potenzial, sich den Zielen der Innen-
entwicklung, Qualifizierung des Siedlungs-
bestands und der Minderung der Flächen-
inanspruchnahme zu nähern.

Eine so definierte Flächenkreislaufwirtschaft
erfüllt auch andere Funktionen. Sie leistet
einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung
der Wohn- und Lebensqualitäten in den
Innenstädten mit der Folge wachsender
Attraktivität gegenüber dem suburbanen
Raum. Sie ist ein zentraler strategischer
Ansatz zur planvollen, ökonomisch und öko-
logisch tragfähigen Begleitung der gravieren-
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Abbildung 3:
Nutzungskategorien und Aufgaben einer Flächenkreislaufwirtschaft

Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), eigene Darstellung. 



den Prozesse des Stadtwandels in Deutsch-
land. 

Konkret umfasst Flächenkreislaufwirtschaft
folgende Strategieelemente, die für eine
handlungsorientierte Umsetzung bedeu-
tend sind:
• systematische Erfassung bestehender und

zu erwartender Flächenpotenziale, 

• systematischer Abgleich von Potenzialen
mit der aktuellen und zu erwartenden
Nachfrage nach Flächen und Nutzungen, 

• Mengensteuerung durch übergeordnete
Planungsebenen mittels verbindlicher Ziel-
und Messgrößen sowie Qualitätssteuerung, 

• Kooperation in den Kommunen, zwischen
den Kommunen und innerhalb von Stadt-
regionen sowie zwischen den öffentlichen
und privaten Akteuren zur Feinsteuerung
von Quantitäten und Qualitäten der Flä-
chennutzung bzw. zur Standortfindung, 

• finanzieller Lasten- und Nutzenausgleich
innerhalb der Stadtregion. 

Für die Umsetzung einer Flächenkreislauf-
wirtschaft ist es wichtig, die Aktionsfenster
und Anknüpfungspunkte auszuloten, die
durch die Schnittmenge kurzfristiger Präfe-
renzen (und entsprechender Flächennut-
zung), jeweils aktueller Brachenpotenziale
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Abbildung 4:
Flächenkreislauf ist mehr als Flächenrecycling

Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), eigene Darstellung.

Abbildung 5:
Flächenpolitisches Aktionsfenster

Flächenpolitisches Aktionsfenster

kurzfristig langfristig

Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), eigene Darstellung. 



und langfristiger flächenrelevanter Entwick-
lungen (Neubaugebiete von heute sind die
Problembrachen von morgen, Stadtumbau-
potenziale) überhaupt bestehen (vgl. Abbil-
dung 5).

Um die Handlungsspielräume, aber auch die
mit ordnungspolitisch vertretbaren Mitteln
erreichbare Steuerbarkeit der Flächeninan-
spruchnahme im Rahmen dieses Aktions-
fensters zu beleuchten, kann folgende Struk-
turierung der exogenen Wirkungsfaktoren
auf den Flächenverbrauch weiterhelfen.

Die Nachfrage nach Flächen für Siedlungs-
zwecke hängt im Prinzip von der makro-
ökonomischen Prosperität einer Volkswirt-
schaft (inklusive den wirtschaftsstruktu-
rellen Entwicklungen sowie den Fortschrit-
ten bei der Steigerung der Flächenproduk-
tivität) und den eng damit verknüpften 
Wohnpräferenzen der Bürgerinnen und Bür-
ger, von der demografischen Entwicklung
sowie den raumordnerischen und städte-
baulichen Leitbildern und Plänen ab, die
siedlungsstrukturelle Dichtevorgaben ent-
halten. Mit Ausnahme der planerischen
Dichtevorgaben sind aber die genannten
Faktoren nicht direkt durch städtebauliche
und raumordnungspolitische Maßnahmen
zu beeinflussen.

1.5 Handlungsbereiche der 
Flächenkreislaufwirtschaft

Flächenkreislaufwirtschaft erfordert ein
integriertes sowie politik- und handlungs-
feldübergreifendes Vorgehen. Dieses wird
unter einem explizit integrativen Politikan-
satz gebündelt und ist mit einem entspre-
chend komplexen Instrumenteneinsatz
(Instrumenten-Mix) verbunden. Insbeson-
dere die folgenden Handlungsbereiche sind
hierbei einzubeziehen:

• Information: Entsprechende Instrumen-
te sind darauf gerichtet, die auf man-
gelnder Information beruhenden Fehl-
entscheidungen von Akteuren des Flä-
chenkreislaufs zu reduzieren. Erfasst 
werden grundstücksbezogene Daten wie
Brachflächen-, Baulücken-, Bauland-
kataster, Grundstückspässe, Informatio-
nen über Bodenqualitäten usw. Außerdem
umfasst der Handlungsbereich ökono-
mische Informationen wie Immobilien-
marktanalysen oder Kosten-Nutzen-Be-
trachtungen von Baulandausweisungen
usw. Schließlich gehören auch bewusst-
seinsbildende Instrumente, die Verbrei-

tung von Best-Practice-Beispielen oder
interkommunale Wettbewerbe zur Flä-
chenkreislaufwirtschaft in diesen Hand-
lungsbereich.

• Planung: Planung umfasst sowohl förm-
liche als auch informelle Planungen, das
heißt auch Stadtentwicklungs- und 
Stadtumbaukonzepte, Quartiers- und
Standortkonzepte. Erfasst werden zudem 
lokale Instrumente wie die Flächennut-
zungsplanung oder die Aufhebung von
Bebauungsplänen ebenso wie überkom-
munale und regionale Planungen, z.B. die
Regionalplanung oder regionale Entwick-
lungskonzepte.

• Kooperation: Unter Kooperation werden
institutionalisierte, förmliche Koope-
rationen, z.B. in Form gemeinsamer
Rechtsträger unterschiedlicher Akteure,
ebenso wie informelle Kooperationen,
etwa Abstimmungen, zusammengefasst.
Kooperation schließt außerdem koopera-
tive Instrumente zwischen öffentlichen
Trägern, z.B. interkommunale Gewerbe-
flächen, ebenso ein wie öffentlich-private
Kooperationen, etwa gemischtwirtschaft-
liche Grundstücksentwicklungsgesell-
schaften.

• Organisation/Management: Dieses Hand-
lungsfeld beinhaltet organisatorische
Instrumente, z.B. die Einrichtung von
regionalen oder verwaltungsinternen
Stabstellen oder Arbeitsgruppen für die
Flächenkreislaufwirtschaft, die Zusam-
menfassung von Verwaltungsverfahren
mit Flächenkreislaufbezug oder von unter-
schiedlichen personellen Kompetenzen
usw.

• Ökonomische Anreize, Budget und Inves-
titionen: Hier werden sowohl bestehende
Bundes- und Landesförderprogramme als
auch die Einführung neuer, z.B. kommu-
naler oder regionaler Förderprogramme
für Flächenaufbereitung oder öffentlicher
Grundstücksfonds erfasst. Im Zusammen-
hang mit der Einführung neuer Instru-
mente oder der wesentlichen Veränderung
bestehender Instrumente geht es im Wei-
teren unter anderem um Zweckzuweisun-
gen im Kommunalen Finanzausgleich für
Maßnahmen der Innenentwicklung, um
Reformansätze der Grundsteuererhebung,
um den Handel mit Flächenzertifikaten
oder um Abgaben auf die Flächenneuaus-
weisung.

• Vermarktung: Aktive Vermarktungsstra-
tegien für Innenbereichsflächen (z.B. über
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Vgl. auch Peter Runkel: Das Leit-
bild des „aktivierenden Staates“
im Stadtumbauprozess, in: vhw-
Forum Wohneigentum, H. 4 (2004), 
S. 176, 179.

zielgruppenspezifische Vermarktungskon-
zepte, Erbringung von Zusatzleistungen
wie Finanzierungsvermittlung usw.), die
Einbindung der Immobilienwirtschaft in
die Vermarktung unter Ausrichtung auf die
Flächenkreislaufwirtschaft oder die Ver-
besserung der reaktiven Vermarktung im
Hinblick auf die Flächenkreislaufwirt-
schaft (z.B. über die Schaffung einheitli-
cher Anlaufstellen für Grundstücksnach-
frager) werden hier zusammengefasst.

• Rechtsetzung und Anordnungen: Neben
planerisch-gestaltenden Instrumenten zur
Beeinflussung des Flächenverbrauchs 
stehen eher hoheitliche Instrumente zur
Anwendung im Einzelfall zur Verfügung.
Dazu gehören z.B. Befristungen von Nut-
zungsmöglichkeiten im Einzelfall, Bauge-
bote, Rückbauverpflichtungen oder die
Zuordnung naturschutzrechtlicher Aus-
gleichsmaßnahmen.

Eine trennscharfe Abgrenzung zwischen die-
sen Handlungsbereichen ist weder möglich
noch sinnvoll. Vielmehr wirken Aktivitäten
in diesen Handlungsbereichen als Elemen-
te einer in sich abgestimmten Flächen-
kreislaufwirtschaft und sind naturgemäß
aufeinander bezogen. Deutlich wird das
Erfordernis eines integrativen Politikansat-
zes etwa am Beispiel Stadtumbau. Dabei
geht es sowohl um die Reduzierung (Abriss
perspektivlos leer stehender Wohnungen)
und Aufwertung der bestehenden Wohn-
raumpotenziale als auch um den Ausbau,
Umbau und die Verbesserung der Infrastruk-
tur. Erforderlich hierfür sind informelle 
Planungen (z.B. Rahmenpläne, integrierte
Stadtentwicklungskonzepte), finanzielle
Anreize (vgl. Programme Stadtumbau Ost,
Stadtumbau West) und eine Aktivierung der
Bürgermitwirkung bei Stadtumbauprozes-
sen (unter anderem Planung, Umsetzung,
Selbsthilfe-Modelle)12. Zudem besteht eine
enge Verknüpfung zur sozialen Stadt-
entwicklung (z.B. Bund-Länder-Programm
„Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-
bedarf – die soziale Stadt“, Gemeinschafts-
initiative URBAN, Quartiermanagement),
deren „Projekte“ oftmals auf Brachflächen
oder Baulücken umgesetzt werden.

Ebenfalls als Querschnittsaufgabe ist die
Umsetzung von Gender Mainstreaming in
der Flächenkreislaufwirtschaft angelegt. 
Aus Genderperspektive lassen sich verschie-
dene inhaltliche Anforderungen an eine 
Flächenpolitik ableiten:
• kritische Analyse des Flächenverbrauchs

unter Genderaspekten,

• Beachtung der geschlechtergerechten Ver-
teilung der Flächennutzung bei der Reduk-
tion der Flächeninanspruchnahme,

• Entwicklung von Maßnahmen eines nach-
frageorientierten Bestandsmanagements,

• temporäre Nutzungen als neue Formen
der Aneignung von Stadt und Raum, 

• Verknüpfung der Flächenpolitik mit einer
entsprechenden Verkehrspolitik im
Bereich Mobilität.

Die Strategie des Gender Mainstreaming
richtet sich dabei nicht nur auf Frauen als
Zielgruppe, sondern erfasst darüber hinaus
differenzierte Lebensformen und -phasen
(unter anderem Alleinstehende, Familien,
Kinder, Alte). Mit Blick auf die Alterung der
Gesellschaft, gewandelte Ausdifferenzierun-
gen von Lebensformen und -situationen und
daraus resultierende veränderte Wohnnach-
fragen rückt ein offensiverer Umgang mit
Bedürfnissen dieser Bevölkerungsgruppen
in den Mittelpunkt. 

1.6 Akteure der Flächen-
kreislaufwirtschaft 

Stadtregionale Flächenkreislaufwirtschaft
kann nicht durch Handlungen eines einzel-
nen zentralen Akteurs herbeigeführt werden,
sondern nur durch das koordinierte Handeln
derjenigen öffentlichen und privaten Ak-
teursgruppen, die das Flächengeschehen als 
Planer, Grundstückseigentümer oder als 
Flächennachfrager beeinflussen bzw. steuern.

Hierzu zählen unter anderem die Kommu-
nalpolitik, die unterschiedlichen Ressorts der
Kommunalverwaltungen (Stadtentwicklung,
Stadtplanung, Umwelt, Wirtschaftsförderung,
Liegenschaften, Kämmerei), regionale Pla-
nungsstellen, Unternehmen, Wirtschaftsför-
derungsgesellschaften, Developer, Makler,
Großflächeneigentümer, Banken, Planungs-
büros, Umwelt- und Naturschutzverbände
sowie zivilgesellschaftliche Gremien. Nur in
konstruktiver Zusammenarbeit und unter
Berücksichtigung der Interessen dieser Akteu-
re können tragfähige Strategien für eine Flä-
chenkreislaufwirtschaft entwickelt und die
notwendigen Schritte für deren Umsetzung
getan werden. In besonderem Maße gilt dies
für die Wiedernutzung von Brachflächen, die
häufig als rein kommunale und zu wenig als
eine in Kooperation zwischen öffentlichem
Sektor und Privatwirtschaft zu lösende Auf-
gabe betrachtet wird. Kooperationsfähigkeit
und geeignete Kooperationsstrukturen so- 
wie Kommunikations-, Informationsvermitt-
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lungs- und Moderationsleistungen haben
daher für eine erfolgreiche Flächenkreislauf-
wirtschaft eine herausragende Bedeutung.

Flächen unterliegen verschiedenen Nut-
zungsansprüchen, die je nach Nachfrager-
gruppe und Lage der Flächen im Raum 
variieren. Eine funktionierende Flächen-
kreislaufwirtschaft sollte deshalb vielfältigen
Faktoren der Flächennachfrage gerecht wer-
den. Im Bereich Wohnen sind die individu-
ellen Wünsche nach mehr Wohnfläche bzw.
nach dem Eigenheim sowie der Trend zur
Wohneigentumsbildung (auch als Bestand-
teil der Altersvorsorge) zu berücksichtigen.
Gesucht wird Wohnen in grüner und lärm-
freier Umgebung (mit Garten am Haus, mit
Terrasse) und eine gesunde und spielfreund-
liche Umgebung insbesondere für kleinere
Kinder. Merkmale der Wohnstandortwahl
privater Haushalte sind zudem Bildungs-,
Erholungs- und Freizeitangebote für ver-
schiedene Bevölkerungsgruppen, spezifi-
sche Wohn- und Freizeitansprüche von
Heranwachsenden, Singles und älteren Men-
schen sowie ein Bedarf an Pkw-Stellplätzen.

Im Bereich Industrie und Gewerbe steht ein
zunehmender Flächenbedarf von Industrie-
betrieben (eingeschossige Bauweise, Park-
plätze, potenzielle Erweiterungsflächen),
aber auch zum Teil kleinteiliger Flächen-
bedarf von wohnortnahem Gewerbe und
Handwerk (auch in zentralen Lagen) im Vor-
dergrund. Von Bedeutung für diese Nutzer-
gruppen ist, dass es zu keinen Beeinträchti-
gungen durch Nachbarschaftsprobleme mit
anderen Nutzungen (Lärm, sonstige Emis-
sionen) kommt und es eine gute Anbindung
an Autobahn und Bundesstraßen gibt.

Im Bereich Dienstleistungen/Handel wer-
den ebenfalls ein wachsender Flächenbedarf
im Einzelhandel (bei gleichzeitiger Tendenz
zur Konzentration auf größere, jedoch 
weniger Filialen) und tendenziell größere 
Einzugsgebiete von Einzelhandelsfilialen 
sichtbar. Nicht-kundenabhängige Dienst-
leistungsbereiche werden von Kernstädten
in das preiswertere Umland ausgelagert. Zu
erkennen ist ein zum Teil kleinteiliger Flä-
chenbedarf von wohnortnahem Einzelhan-
del und Dienstleistungen (auch in zentralen

Einführung 15

Abbildung 6:
Akteure der Flächenkreislaufwirtschaft

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Darstellung.



Lagen). Gewährleistet werden sollte die
Erreichbarkeit mit dem Auto als Kriterium
der Standortwahl (sowohl in den Kernstäd-
ten als auch im Stadt-Umland). 

Diesen vielfältigen Standort- und Nutzungs-
ansprüchen stehen von Seiten der räumli-
chen Planung Leitbilder der Innenentwick-
lung oder der kompakten Stadt in den
Kernstädten bzw. das Zentrale-Orte-Prinzip
im ländlichen Raum gegenüber. Die Realität
der Flächeninanspruchnahme sieht jedoch
anders aus: Die größten Flächenzuwächse
sind an den Rändern der Agglomerationen
und in den nicht-zentralen Orten des länd-
lichen Raums zu verzeichnen. 

Vor dem Hintergrund des sehr facettenrei-
chen sowie in der Regel durch Gegensätze
geprägten Interessengeflechts der beteilig-
ten Akteure sind verständigungsorientierte
Vorgehensweisen wichtig, um die Akteure
zur Kooperation zu motivieren. Hilfreich
kann es hierbei sein, wenn schon an Formen
stadtregionaler Zusammenarbeit angeknüpft
werden kann, die sich bereits in weniger mit
Konkurrenzen und Verteilungskonflikten
sowie mit Verzichtskosten verbundenen The-
menfeldern als der Flächenkreislaufwirt-
schaft bewährt haben. Dies ist insbesonde-
re für Stadt-Umland-Konstellationen von
großer Bedeutung, weil hier das Kräfte-
verhältnis zwischen Kernstadt und Um-
landgemeinden häufig als sehr ungleich-
gewichtig wahrgenommen wird und viele
Umlandgemeinden befürchten, von der
Kernstadt vereinnahmt zu werden.

Formelle und informelle öffentlich-rechtli-
che Organisationsformen, an die bei der
Kooperation im Rahmen einer Flächenkreis-
laufwirtschaft angeknüpft werden kann,
können Stadt-Umland-Verbände, Nachbar-
schaftsverbände, Planungs- und Zweckver-
bände sein. Sie lassen sich aber auch in
öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen oder
kommunalen Arbeitsgemeinschaften orga-
nisieren. In übergemeindlicher Zusammen-
arbeit werden beispielsweise gemeinsame
Flächennutzungspläne aufgestellt, zusam-
men Gewerbegebiete betrieben, interkom-
munale Kompensationsflächenpools entwi-
ckelt oder regionale Entwicklungskonzepte
erarbeitet. Dabei haben sich in den letzten
Jahren eher informelle, auf Kommunikation
und Konsens setzende Kooperationsstruk-
turen wie Städtenetze und Regionalkonfe-
renzen etabliert, die eine Einbindung priva-
ter Akteure sowie von gesellschaftlichen
Organisationen erlauben. Weiterhin können
privatrechtlich organisierte Gesellschaften

z.B. für die Reaktivierung und Vermarktung
von Brachflächen gebildet werden, die zwar
keine hoheitlichen Entscheidungen treffen
dürfen, aber häufig größere wirtschaftliche
und verfahrensseitige Spielräume besitzen.

Unabhängig von der Wahl der Kooperations-
und Organisationsstrukturen kommt es im
Sinne einer erfolgreichen Kooperation vor
allem darauf an, für die Gemeinden, deren
bauliche Entwicklung durch die stadtregio-
nale Flächenkreislaufwirtschaft stark be-
schränkt wird, durch attraktive Kompensa-
tionsmechanismen Anreize für kooperative
Vorgehensweisen zu schaffen.

Flächenkreislaufwirtschaft lebt also von der
Interaktion öffentlicher und privater Akteu-
re, die sich für die Erreichung gemeinsamer
flächenpolitischer Ziele eines Instrumenten-
Mix bedienen, der der nachhaltigen Steue-
rung von Flächenangebot und -nachfrage
unter vorrangiger Nutzung vorhandener
Potenziale dient.

1.7 Vision Flächenkreislauf 2022

Wir schreiben das Jahr 2022. Deutschlands
Innenstädte sind lebendig. Längst wurde das
Konzept einer bestandsorientierten Flä-
chenpolitik ein Exportschlager in Europa,
Förderprogramme für Kreislaufwirtschaft
sind fester Bestandteil europäischer Struk-
turpolitik. In unserer Idyllstadt „Slimand-
vitalcity“ ist der Baubestand vielerorts
modernisiert, auf ehemaligen Brachflächen
entstanden attraktive Wohngebiete, zu-
kunftsweisende Betriebe werden über den
stadtregionalen Gewerbeflächenpool ange-
siedelt, Brachflächen renaturiert oder krea-
tiv umgestaltet, lebendige Orte geschaffen.
Der Erlebniseinkauf in der Stadt ist ein Mar-
kenzeichen. Kleine Dienstleistungsbetriebe
auf kleinen Brachflächen erbringen nach-
gefragte Serviceleistungen. Zentral gelegene
Bürogebäude sind ästhetisch ansprechend,
doch meist kostengünstig umgebaut. In die
Zentren zieht es eine breite Mischung aus
überzeugten Urbanisten, jungen Familien,
Älteren, „bunten“ Bevölkerungsgruppen 
und „MidAger“. Mit bürgerschaftlichem
Engagement gestalten sie öffentliche Räume, 
Zwischennutzungen schaffen neue Orte
städtebaulicher Impulse. Junge und ältere
Menschen nutzen die vielfältigen Angebote
an extensivierten Grünflächen der öffent-
lichen Infrastruktur. Sukzessive wurden die
technische Infrastruktur modernisiert und
die Siedlungsstruktur von außen nach innen
verdichtet. Die Mittel hierfür stammen unter
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anderem aus Rücklagen der Flächenpools,
aus der Flächennutzungssteuer und aus dem
städtebaulichen Wettbewerb um EU-Förder-
mittel. Doch nicht alle Flächen können in
Kreislaufnutzung gehalten werden: Am inne-
ren Stadtrand und in der Peripherie sind ein-
zelne Problemquartiere entstanden, bei
denen spezifische Nutzungskonzepte anset-
zen. Das Metrohaus auf der Brache im Grü-
nen mit großem Gemeinschaftspark ist Leit-
bild und Zugpferd der Baubranche. Gelitten

hat hingegen Suburbia, ein gealterter und
zuweilen unattraktiver Siedlungsgürtel. Die
Flächenbewirtschaftung erfolgt stadtregio-
nal jeweils für die 25 großen Stadtregionen
Deutschlands. Das Umsteuern von Sied-
lungsexpansion zur Bestandserneuerung
und die Standortvorteile einer vitalen und
lebendigen Stadtregion haben entgegen
einiger Vorbehalte auch zur Haushaltskon-
solidierung beigetragen.
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(1)
Vgl. auch Rat für Nachhaltige
Entwicklung (RNE): Mehr Wert
für die Fläche: Das „Ziel-30-ha“
für die Nachhaltigkeit in Stadt
und Land. Empfehlungen des
RNE an die Bundesregierung,
Berlin 2004 (Texte, Nr. 11).

(2)
Vgl. Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung (BBR) (Hrsg.):
Raumordnungsprognose 2020/
2050, Bonn 2006 (Berichte,
Bd. 23).

(3)
Vgl. Bundesregierung: Pers-
pektiven für Deutschland. Un-
sere Strategie für eine nachhal-
tige Entwicklung, Berlin 2002,
S. 71, 194 ff.; Bundesregierung:
Perspektiven für Deutschland –
Unsere Strategie für eine nach-
haltige Entwicklung. Fort-
schrittsbericht 2004 zur Natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie,
Berlin 2004, S. 198.

(4)
Bundesregierung: Perspektiven
für Deutschland. Unsere Strate-
gie für eine nachhaltige Ent-
wicklung. Fortschrittsbericht
2004 zur Nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie, Berlin 2004, 
S. 215.

(5)
Vgl. Bundesregierung: Wegwei-
ser Nachhaltigkeit 2005. Bilanz
und Perspektiven, Kabinettsbe-
schluss vom 10. August 2005,
Berlin 2005, S. 32–37.

(6)
Koalitionsvereinbarung zwi-
schen CDU/CSU und SPD vom
11.11.2005, Zeilen 2789–2791.

(7)
Statistisches Bundesamt
(Hrsg.): Nachhaltige Entwick-
lung in Deutschland. Indikato-
renbericht 2006, Wiesbaden
2007, S. 12–13.

(8)
Vormals Bundesministerium für
Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen.

2.1 Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme als Ziel und
Aufgabe des Bundes

Es besteht ein breiter politischer Konsens
über das Ziel, die zusätzliche Flächeninan-
spruchnahme für Verkehrs- und Siedlungs-
zwecke zu verringern1.

Die Bundesregierung hat sich in den vergan-
genen Jahren intensiv mit Belangen der
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme,
der Stärkung der Innenentwicklung, der
Bestandsverbesserung sowie der Anpassung
von Raumordnung, Stadtentwicklung und
Infrastrukturen an die Anforderungen des
demografischen Wandels auseinanderge-
setzt. In einer komplexen Gemengelage von
weiterhin hoher Flächeninanspruchnahme,
aber schwacher gesamtwirtschaftlicher
Nachfrage und regional ungleich verteilter
Prognosen hinsichtlich der Bevölkerungs-
entwicklung in Deutschland2 wird seit län-
gerem auf allen föderalen Ebenen über eine
ökologisch und städtebaulich sinnvolle, aber
auch ökonomisch vertretbare Reduzierung
der Neuinanspruchnahme von Flächen dis-
kutiert. 

Für den Bereich der Verminderung der Flä-
cheninanspruchnahme wurden in der
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der
Bundesregierung Mengen- und Qualitätszie-
le für einen effizienten Umgang mit Grund
und Boden festgelegt. Die Ziele hierfür sind
die Reduktion der derzeitigen Inanspruch-
nahme von Boden für neue Siedlungs- und
Verkehrsflächen auf 30 Hektar pro Tag sowie
eine vorrangige Innenentwicklung (Verhält-
nis von Innen- zu Außenentwicklung = 3:1)
bis zum Jahr 2020 mittels Flächenmanage-
ment mit der Vision eines Flächenkreislaufs3.
Die bundespolitischen Ziele sollen mit einer
Doppelstrategie erreicht werden. Sie besteht
zum Ersten aus einer Qualitätssteuerung –
Schonung des Außenbereichs durch Innen-
entwicklung sowie Aufwertung von Sied-
lungsflächen. Ihr zweiter Bestandteil ist eine
restriktive Mengensteuerung – Begrenzung
der Neuinanspruchnahme von Flächen.

Vor diesem Hintergrund ist das ExWoSt-For-
schungsfeld „Kreislaufwirtschaft in der städ-
tischen/stadtregionalen Flächennutzung –
Fläche im Kreis“ ein fester Bestandteil der

bundespolitischen Aktivitäten zur Errei-
chung der formulierten Nachhaltigkeitszie-
le. Im Fortschrittsbericht 2004 zur Nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie wurde das
ExWoSt-Forschungsfeld „Fläche im Kreis“ als
eine exponierte Forschungsinitiative des
Bundes dargestellt4.

Im Wegweiser Nachhaltigkeit hat die Bun-
desregierung im Jahr 2005 das bisher bei der
Umsetzung der Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie Erreichte bilanziert, wobei ein
Schwerpunkt auf die Entwicklung von Sied-
lung und Verkehr unter den Vorzeichen des
demografischen Wandels gelegt wurde5. 

Das Ziel der „Verminderung der Flächenin-
anspruchnahme“ wurde durch die Forde-
rung nach Stärkung der Innenentwicklung
im Koalitionsvertrag der Bundesregierung
von November 2005 noch einmal bekräftigt.
„Wir werden daher … anstreben, den Flä-
chenverbrauch gemäß der Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie auf 30 Hektar je Tag bis
2020 zu reduzieren, und für ein Flächenres-
sourcenmanagement finanzielle Anreizin-
strumente entwickeln“6.

Zur Überprüfung der Zielerreichung hat das
Statistische Bundesamt im Auftrag der Bun-
desregierung in einem Indikatorenbericht
zur nachhaltigen Entwicklung in Deutsch-
land die Flächeninanspruchnahme (Indika-
tor: Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che in Hektar pro Tag) analysiert7.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung8 sowie das Bundes-
amt für Bauwesen und Raumordnung 
orientieren Städtebaupolitik des Bundes
bzw. ihre Vollzugs- und Forschungsaufgaben
eng an den Nachhaltigkeitszielen des Bun-
des und an den damit eng zusammenhän-
genden Herausforderungen der demografi-
schen Entwicklung in der Bundesrepublik
Deutschland. Der städtebauliche Bericht der
Bundesregierung aus dem Jahr 2004 widmet
sich unter anderem vertieft den Aspekten der
flächensparenden Siedlungspolitik und dem
altersgerechten Umbau der Infrastruktur. Als
neue Aufgabe der Stadtentwicklung wird es
hier angesehen, den Rückgang der Flächen-
inanspruchnahme als Chance für eine
gleichzeitige Erhöhung der Attraktivität 
städtischer Wohnquartiere für Familien mit

2. Die Nachhaltigkeitspolitik des Bundes 
und das ExWoSt-Forschungsfeld 
„Fläche im Kreis“
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Kindern zu nutzen. Hervorgehoben wird
dabei auch die Kreislaufwirtschaft durch die
Ausschöpfung von Potenzialen der Innen-
entwicklung mittels Brachflächenrecycling,
Nachverdichtung im Bestand, Baulücken-
schließung und Mehrfachnutzungen. Die
hierzu für erforderlich gehaltene Unter-
suchung von Fonds- und Versicherungsmo-
dellen war auch Gegenstand der Planspiele
„Fläche im Kreis“9. 

Auch im Raumordnungsbericht 2005 wid-
met sich der Bund vertieft den Herausforde-
rungen des demografischen Wandels und
den Tendenzen der Siedlungsentwicklung.
Hierbei werden der Zuwachs an Brachflä-
chen trotz verstärkter Wiedernutzung und
die anhaltende Freiraumverknappung am
Rande der Kernstädte als besondere Heraus-
forderungen dargestellt10. Auch hier setzte
„Fläche im Kreis“ mit dem Test bestehender
und neuer Instrumente an.

Weiterhin wurde im Zuge der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft mit der im Mai 2007
unterzeichneten „Leipzig-Charta“ die nach-
haltige Entwicklung der Innenstädte in den
Mittelpunkt gerückt11. Die darin genannten
Aufgaben wie die Attraktivitätssteigerung der
Innenstädte für Familien und die Umnut-

zung von Industriebrachen für Wohnen und
Gewerbe im Rahmen einer integrierten
Stadtentwicklung zielen in weiten Teilen auf
den Politik- und Strategieansatz der Flächen-
kreislaufwirtschaft.

2.2 Das ExWoSt-Forschungsfeld
„Fläche im Kreis“

Im Kontext des Themenschwerpunkts
„Nachhaltige Siedlungsentwicklung“ initi-
ierte das Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) Ende
2003 im Rahmen des Experimentellen Woh-
nungs- und Städtebaus (ExWoSt) das For-
schungsfeld „Fläche im Kreis – Kreislaufwirt-
schaft in der städtischen/stadtregionalen
Flächennutzung“ (FLIK). Es wurde im Auf-
trag des Bundesamtes für Bauwesen und
Raumordnung (BBR) vom Deutschen Insti-
tut für Urbanistik (Difu) in Kooperation mit
der Projektgruppe Stadt + Entwicklung, Leip-
zig, und der Sonderforschungsgruppe Insti-
tutionenanalyse (sofia), Göttingen/Darm-
stadt, durchgeführt.

Mit der Flächenkreislaufwirtschaft wurde im
ExWoSt-Forschungsfeld ein integrativer Poli-
tik- und Steuerungsansatz untersucht, der

(9)
Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen
(Hrsg.): Nachhaltige Stadtent-
wicklung – ein Gemeinschafts-
werk. Städtebaulicher Bericht
der Bundesregierung 2004, Ber-
lin 2005.

(10)
Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung (Hrsg.): Raum-
ordnungsbericht 2005, Bonn
2005.

(11)
Europäische Union, Informeller
EU-Ministerrat: Leipzig Charta
zur nachhaltigen europäischen
Stadt vom 24.5.2007 (www.
bmvbs.de); Wolfgang Tiefensee:
Renaissance der Innenstädte
geht voran. Informeller EU-Mi-
nisterrat verabschiedet „Leipzig
Charta“, Presseinformation des
BMVBS Nr. 134/2007 vom 24.
Mai 2007.

Die Nachhaltigkeitspolitik des Bundes und das ExWoSt-Forschungsfeld „Fläche im Kreis“ 19

Abbildung 7:
ExWoSt-Forschungsfeld „Fläche im Kreis“: Rahmenbedingungen und Anforderungen

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, 2006.



der Flächeninanspruchnahme eine verän-
derte Nutzungsphilosophie zu Grunde legt,
die sich in der Formel „Vermeiden – Verwer-
ten – Ausgleichen“ ausdrücken lässt.

Ziele des Vorhabens 

Ziel des Projekts war es, Wege aufzuzeigen,
wie in den Städten bzw. Stadtregionen die
Inanspruchnahme von Flächen im Sinne
einer Kreislaufwirtschaft erreicht werden
kann. Gesucht wurde ein geeigneter Policy-
Mix, mit dem unter unterschiedlichen Rah-
menbedingungen in einer Kombination aus
rechtlichen, planerischen und ökonomi-
schen Instrumenten die in der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie verankerten Ziele
zur Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme auf 30 Hektar je Tag, der vorrangigen
Innenentwicklung (Verhältnis von Innen- zu
Außenentwicklung = 3:1) und zur Qualifizie-
rung der Siedlungsentwicklung bis zum Jahr
2020 erreicht werden können.

Methodisches Vorgehen 

Methodisch standen Planspiele im Mittel-
punkt des ExWoSt-Forschungsfelds, in
denen in fünf Planspielregionen verschie-
dene Akteure aus dem öffentlichen und 
privaten Sektor gemeinsam bestehende
Instrumente sowie neue Instrumente zur
Erreichung einer Flächenkreislaufwirtschaft

prüfen sollten. Die Planspiele knüpften an
die von der Bundesregierung mit der Natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie verfolgten 
flächenpolitischen Ziele an. Auf der Basis
einer öffentlichen Ausschreibung wurden im
Herbst 2004 vier Stadtregionen und eine
Stadt ausgewählt, in denen die Planspiele
stattfanden: StadtRegion Stuttgart, Region
Mölln, Region Rheinhessen-Nahe, Stadt
Duisburg und Planungsregion Nordthürin-
gen. Die Planspiele wurden zwischen Janu-
ar 2005 und Juli 2006 in zwei aufeinander 
folgenden Varianten durchgeführt:
• Planspiel I – Status quo: Mittelfristige Stra-

tegie der Flächenkreislaufwirtschaft unter
aktuellen instrumentellen Rahmenbedin-
gungen mit einem Zeithorizont bis 2010.

• Planspiel II – Neue Instrumente: Innovati-
ver Instrumenteneinsatz zur Steuerung von
Wachstums- bzw. Umbau- und Rückbau-
prozessen mit einem Zeithorizont bis 2020.

Produkte

Im Forschungsfeld wurden in erster Linie
Lösungen, Strategieansätze und Instru-
mente zur Erreichung der flächenpolitischen
Ziele für den Bund entwickelt und überprüft.
Zugleich wurden Hinweise gewonnen, wie
das zur Verfügung stehende Instrumenta-
rium und die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen einschließlich der Förderprogram-
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Expertendiskussion* auf der Abschlussveranstaltung „Fläche im Kreis“ am 17. November 2006 in Berlin

* Dr. Günther Bachmann, Geschäftsführer, Rat für Nachhaltige Entwicklung; MinDirig Prof. Dr. Wilhelm Söfker, 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung; Norbert Portz, Beigeordneter Deutscher Städte- und
Gemeindebund; Karin Sandeck, ARGEBAU, Fachkommission Städtebau; Markus Amon, Geschäftsführer IREBS
Immobilienakademie; Prof. Harald Burmeier, Universität Lüneburg (v.l.n.r.).

Foto: Gregor Jekel.



me weiterentwickelt werden sollten, damit
sich Städte/Stadtregionen dem Ziel des Flä-
chenkreislaufs nähern können.

Das Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung und die Forschungsgruppe haben ver-
schiedene Buchveröffentlichungen erstellt.

In der dreibändigen Sonderveröffentlichungs-
reihe „Perspektive Flächenkreislaufwirt-
schaft“ werden Interessierte aus Praxis, 
Wissenschaft und Fachöffentlichkeit über
aktuelle Forschungsergebnisse zu den Grund-
lagen der Flächenkreislaufwirtschaft, über
Anwendungs- und Gestaltungsmöglichkeiten
bestehender Instrumente der Flächensteue-
rung sowie über innovative Instrumente für
eine Flächenkreislaufwirtschaft informiert.

Zentrale Botschaften der Flächenkreislauf-
wirtschaft werden zusätzlich visuell durch
den Videofilm „Perspektive Flächenkreislauf-
wirtschaft“ vermittelt, in dem zentrale
Akteure, Projekte, Vorgehensweisen und
Maßnahmen in den Planspielregionen in
Szene gesetzt werden.

Des Weiteren wurden während der gesam-
ten Projektlaufzeit in der Reihe ExWoSt-
Informationen vier Ausgaben zum For-
schungsfeld „Fläche im Kreis“ produziert.

Darüber hinaus wurden in verschiedenen
Expertisen und Berichten wesentliche 
Teilaspekte der Flächenkreislaufwirtschaft
untersucht und zusammenfassend darge-
stellt: zu Instrumenten und Akteuren in der
Flächenkreislaufwirtschaft, zu Kooperatio-
nen in der Flächenkreislaufwirtschaft, zu
Brachflächen in der Flächenkreislaufwirt-
schaft, zu internationalen Erfahrungen im

Brachflächenrecycling, zu privatwirtschaft-
lichen Akteuren und Wiedernutzung von
Brachflächen sowie zu Gender Mainstrea-
ming in der Flächenpolitik12.

Im Rahmen der Planspiele wurden schließ-
lich in allen fünf Stadtregionen integrierte
Handlungskonzepte für eine städtische bzw.
stadtregionale Flächenkreislaufwirtschaft
erarbeitet, mit deren Umsetzung im Jahr
2006 begonnen wurde.

Fachliche Begleitung des ExWoSt-For-
schungsfelds durch einen Expertenkreis

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen hat im Jahr 2004 einen
Expertenkreis aus Vertreterinnen und Ver-
tretern der Länder, der Industrie, der Immo-
bilienwirtschaft, der ARGEBAU, der kom-
munalen Spitzenverbände, des Rates für
Nachhaltige Entwicklung, der Kommunen
und aus der Wissenschaft berufen. Dieses
interdisziplinär besetzte Gremium hat in drei
Sitzungen sowie mit Expertisen bzw. Stel-
lungnahmen das Forschungsfeld begleitet.
Grundlagen der Diskussionen bildeten 
Zwischenergebnisse aus dem Forschungs-
feld, die in Thesenpapieren zusammenge-
führt wurden. Kritiken und Anregungen aus
dem Expertenkreis flossen in die laufende
Arbeit der Forschungsgruppe ein und fanden
darüber hinaus Eingang in die ExWoSt-In-
formationen13. Somit konnte während der
gesamten Laufzeit des Forschungsfelds –
analog zu den Planspielen in den Stadt-
regionen – ein kritischer und konstruktiver
Dialog zwischen Akteuren aus den verschie-
densten Zusammenhängen erreicht werden.

(12)
Alle Expertisen unter http://
www.flaeche-im-kreis.de/ver-
oeffentlichungen/expertisen. 

(13)
Vgl. Gerd Schmidt-Eichstaedt:
Kurzexpertise zu den Thesen zu
den Ergebnissen der Planspiele
„Neue Instrumente“, Experten-
kreis „Fläche im Kreis“, Juni
2006 (unveröffentlicht); Norbert
Portz: Flächenkreislaufwirt-
schaft – Strategisches Flächen-
management, in: Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung
(BBR) (Hrsg.): ExWoSt-Informa-
tionen Nr. 25/1 „Fläche im
Kreis“, Bonn 2004, S. 14; Bar-
bara Meißner und Hartmut Thie-
len: Flächenkreislaufwirtschaft
und kommunales Flächen-
management, in: Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung
(BBR) (Hrsg.): ExWoSt-Informa-
tionen Nr. 25/1 „Fläche im
Kreis“, Bonn 2004, S. 12; Ralf
Bleicher: Flächenkreislaufwirt-
schaft – Strategisches Flächen-
management, in: Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung
(BBR) (Hrsg.): ExWoSt-Informa-
tionen Nr. 25/1 „Fläche im
Kreis“, Bonn 2004, S. 13; Rolf
Scheffler: Flächennutzung im
Kreislauf: Hemmnisse aus im-
mobilienwirtschaftlicher Sicht,
in: Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung (BBR)
(Hrsg.): ExWoSt-Informationen
Nr. 25/2 „Fläche im Kreis“, Bonn
2005, S. 6–7.
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(1)
Vgl. Planspiel zur städtebau-
lichen Weiterentwicklung großer
Neubaugebiete (Leipzig-Grü-
nau) von 1997 bis 2000 im 
Rahmen des Experimentellen
Wohnungs- und Städtebaus
(ExWoSt), Planspiel Innenstadt
in Celle und Halle (Saale) von
2000 bis 2001 im Rahmen des
Experimentellen Wohnungs-
und Städtebaus (ExWoSt), Plan-
spiel zum Management des
ÖPNV in Berlin unter Wett-
bewerbsbedingungen in den
Jahren 2003/2004 im Rahmen
des EU-geförderten internatio-
nalen Projektverbundes TELLUS
(Transport and Environment Alli-
ance for Urban Sustainability).

(2)
Vgl. verschiedene Planspiele zur
Novellierung des Baugesetz-
buchs (BauGB) unter Beteili-
gung des Deutschen Instituts für
Urbanistik, im Auftrag des Bun-
desministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS), vormals Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen (BMVBW).

3)
Arno Bunzel und Thomas Preuß:
Planspiel als Methode der Stra-
tegieentwicklung, in: Bundes-
amt für Bauwesen und Raum-
ordnung (BBR) (Hrsg.): ExWoSt-
Informationen Nr. 25/2 „Fläche
im Kreis“, Bonn 2005, S. 26–27.

Ausgangspunkt der Planspiele war die Über-
prüfung der sich aus dem bestehenden
Instrumentarium ergebenden Handlungs-
optionen der Akteure auf regionaler und ört-
licher Ebene. Es sollte ermittelt werden, wel-
chen Beitrag diese Handlungsmöglichkeiten
unter den tatsächlichen Verhältnissen in den
Planspielregionen zu einer stadtregionalen
Flächenkreislaufwirtschaft leisten, um auf
dieser Basis instrumentelle Empfehlungen
an den Bund abzuleiten.

Eine besondere Herausforderung an die
Planspiele bestand darin, eine Vielzahl von
Instrumenten, darunter völlig neue, zu prü-
fen. Weiterhin waren Akteure aus verschie-
denen Gebietskörperschaften und aus
unterschiedlichen Akteurszusammenhän-
gen (öffentlicher Sektor, privater Sektor) zur
gemeinsamen Bearbeitung eines vorgege-
benen Arbeitsprogramms anzuleiten. Des
Weiteren waren unterschiedliche Problem-
lagen der Flächeninanspruchnahme und
sich unterscheidende Ausgangssituationen
in den verfügbaren Flächenpotenzialen, in
Bezug auf Akteurskonstellationen und hin-
sichtlich der Vorarbeiten auf dem Gebiet des
Flächenmanagements sowie differenzierte
Erfahrungen in der Mitwirkung an For-
schungsvorhaben zu berücksichtigen. 

3.1 Die Methode Planspiel 

Die Methode „Planspiel“ wird in diversen
Branchen und Sachbereichen eingesetzt. Die
damit verbundenen Zielsetzungen und der
Ablauf weisen allerdings erhebliche Unter-
schiede auf. Planspiele dienen der Prüfung
von Auswirkungen von Verhaltensweisen
und Problemlösungen mit Bezug auf einen
konkreten Sachverhalt, einen Plan- oder
Gesetzentwurf, einen strategischen oder
instrumentellen Ansatz. Auch im Bereich der
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung1 sowie
zur Abschätzung von möglichen Folgen
neuer Rechtstatsachen im Rahmen von
Gesetzesänderungen2 werden Planspiele
angewandt.

Im Forschungsfeld „Fläche im Kreis“ wird
das Planspiel als Methode der Strategieent-
wicklung genutzt, und es wird an bekannte
Planspiele zu Gesetzentwürfen angeknüpft.
Jedoch stellt die Vielzahl der in den Planspie-
len zu untersuchenden Handlungsoptionen
besondere Anforderungen. Ausgangspunkt
der Planspiele ist es, die sich aus dem be-

stehenden Instrumentarium ergebenden
Handlungsoptionen der Akteure auf regiona-
ler und örtlicher Ebene zu überprüfen. Dabei
wird ermittelt, welchen Beitrag diese Hand-
lungsoptionen unter den tatsächlichen Ver-
hältnissen in den Planspielregionen für eine
stadtregionale Flächenkreislaufwirtschaft
leisten können. Anders als in retrospektiven
Fallstudien geht es hier um die Weiterent-
wicklung der bestehenden Handlungswei-
sen mit dem Ziel einer besseren Ausrichtung
auf die flächenpolitischen Ziele der Bundes-
regierung. Das Planspieltypische an diesem
Ansatz ist, dass die Weiterentwicklung der
stadtregionalen Maßnahmen und Strategien
zwar auf den realen Verhältnissen aufbaut,
im Ergebnis aber ein unverbindliches Expe-
riment bleibt. Soweit in den Planspielen
Beschlüsse gefasst oder Empfehlungen aus-
gesprochen werden, sind diese nur Fiktion.
Sie können jedoch Impulse für das Handeln
der tatsächlich befugten Entscheidungs-
organe der Stadtregion geben. Die Umset-
zung möglicher Beschlüsse oder Empfehlun-
gen ist aber nicht Gegenstand der Planspiele,
sondern eine Frage der Vermittlung der Plan-
spielergebnisse innerhalb der Planspiel-
regionen/-stadt3.

Nach Abschluss des Gesamtvorhabens ist
festzustellen, dass das Planspiel trotz der
komplexen Aufgabenstellungen von „Fläche
im Kreis“ eine geeignete Methode darstellt,
um eine derartige Strategie und ihren instru-
mentellen Rahmen zu prüfen. Planspiele
eröffnen die Chance, in einem geschützten
Raum die Kenntnisse und Erfahrungen von
Praxisexperten aus unterschiedlichen Ge-
bietskörperschaften und aus unterschied-
lichen Akteurszusammenhängen entlang
strukturierter Arbeitsaufgaben zu bündeln.
Gleichwohl besteht bei der Behandlung völ-
lig neuer Instrumente und ihrer bislang nicht
bekannten Wirkungsweisen die Möglichkeit
der Überforderung der Planspielbeteiligten.
Dies kann allerdings nicht der Methode
angelastet werden. Dem Bund kann daher
empfohlen werden, auch künftig die Wir-
kungsweisen und Potenziale flächenpoliti-
scher Instrumente im Rahmen von Planspie-
len zu überprüfen.

3.2 Durchführung der Planspiele

Die Planspiele zur Flächenkreislaufwirt-
schaft wurden im Zeitraum Juni 2005 bis

3. Planspiele zur Flächenkreislaufwirtschaft
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April 2006 in fünf Planspielregionen durch-
geführt. Sie wurden in zwei aufeinander fol-
genden Varianten (Phase I, Phase II) ange-
wandt:
• Planspiel I – Status quo: Mittelfristige Stra-

tegie der Flächenkreislaufwirtschaft unter
aktuellen instrumentellen Rahmenbedin-
gungen mit einem Zeithorizont bis 2010.

• Planspiel II – Neue Instrumente: Inno-
vativer Instrumenteneinsatz zur Steue-
rung von Wachstums- bzw. Umbau- und
Rückbauprozessen mit einem Zeithori-
zont bis 2020.

In jeder Region fanden je Planspielphase drei
eintägige Planspielworkshops vor Ort statt,
insgesamt also sechs Workshops pro Region.
Vor Beginn der eigentlichen Planspielphase
wurde Anfang 2005 in jeder Planspielregion
eine Vor-Ort-Analyse der raumrelevanten
Planungen, der Flächenpotenziale und der
wesentlichen potenziellen Akteure einer Flä-
chenkreislaufwirtschaft erarbeitet. 

Die methodische Grundlage der Planspiele
bildete ein speziell für die jeweilige Region
erstelltes Arbeitsprogramm, da aufgrund von
divergierenden naturräumlichen, strukturel-
len und ökonomischen Rahmenbedingun-
gen die vorgeschlagenen Instrumente in den
beteiligten Städten und Regionen unter-
schiedlich bedeutsam sind. Dieses regio-
nale Arbeitsprogramm wurde von der For-
schungsgruppe vorgegeben und moderiert.
In ihm wurden die ausgewählten Instrumen-

te vorgestellt sowie deren Wirkungsweisen
und Anreizmechanismen erläutert. 

Geprüft wurden insgesamt 29 Einzelinstru-
mente. Hierfür wurden der Umgang der
Akteure mit den bestehenden Instrumenten
sowie das diesbezügliche Zusammenwirken
der Akteure in den folgenden Handlungsbe-
reichen analysiert und bewertet:
• Planung,

• Information,

• Organisation und Kooperation,

• Fördermittel und Budget,

• Vermarktung,

• Anordnungen.

In der Planspielregion Stuttgart wurde
zusätzlich die Querschnittsaufgabe Gender
Mainstreaming bearbeitet.

Aufbauend auf den Ergebnissen der Status-
quo-Planspiele wurde in allen Planspielre-
gionen eine zweite Runde der Planspiele
durchgeführt. Hier wurden innovative
Instrumente zur Steuerung von Wachstums-
prozessen sowie von Umbau- und Schrump-
fungsprozessen mit einem Zeithorizont bis
zum Jahr 2020 geprüft. 

Die Planspielteilnehmerinnen und -teilneh-
mer prüften folgende Wirkmechanismen:
• Beeinflussung der Grundstückspreise

(unter anderem Grundsteuerreform, re-
formierte Grunderwerbsteuer),
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Abbildung 8:
Bearbeitungs- und Analyseschritte in den Planspielen zur Flächenkreislaufwirtschaft

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Darstellung.
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Beschreibung von Voraussetzungen zur Überwindung von Interessenkonflikten

Empfehlungen für die Weiterentwicklung der Flächenkreislaufwirtschaft in der Region

Empfehlungen zur Weiterentwicklung des Instrumentariums



• Preismechanismen für die Neuausweisung
von Flächen (unter anderem Kosten-Nut-
zen-Betrachtung, handelbare Flächenaus-
weisungsrechte, Baulandausweisungsum-
lage),

• Fördermaßnahmen und Subventionen
(unter anderem Reform des Kommunalen
Finanzausgleichs, Kredite für Innenent-
wicklungsmaßnahmen, Grundstücks-
fonds),

• sonstige ökonomische Rahmenbedingun-
gen (unter anderem Wegfall der Entfer-
nungspauschale),

• rechtliche und planerische Instrumente
und Fragestellungen (unter anderem Rück-
baupflicht, Verfahrensvereinfachungen). 
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Kommunale und regionale Akteure bei den Plan-
spielen in der StadtRegion Stuttgart

Foto: Thomas Preuß.

Kommunale und regionale Akteure bei den Plan-
spielen in Duisburg

Foto: Thomas Preuß.
Kommunale und regionale Akteure bei den Plan-
spielen in der Region Mölln 

Foto: Stephanie Bock.

Kommunale und regionale Akteure bei den Plan-
spielen in der Planungsregion Nordthüringen

Foto: Fabian Dosch
Kommunale und regionale Akteure bei den Plan-
spielen in der Region Rheinhessen-Nahe

Foto: Thomas Preuß.



(4)
Räumlicher Zuschnitt für das
Planspiel: Landeshauptstadt
Stuttgart sowie angrenzende
Städte Filderstadt und Ostfil-
dern.

Insgesamt wurden in der zweiten Planspiel-
phase über 20 Einzelinstrumente geprüft.

3.3 Planspielregionen und 
Planspielakteure

Für die Teilnahme an den Planspielen wur-
den fünf Planspielregionen/-städte ausge-
wählt:
• StadtRegion Stuttgart4,

• Region Rheinhessen-Nahe,

• Region Mölln,

• Stadt Duisburg,

• Planungsregion Nordthüringen.

Mit der Auswahl dieser fünf Regionen mit
unterschiedlicher Struktur und Größe von
Flächenpotenzialen wurden verschiedene
Entwicklungstypen gegenwärtiger und zu-
künftiger Flächeninanspruchnahme be-
rücksichtigt.

In jeder Planspielregion waren an den Plan-
spielen jeweils zehn bis zwölf Personen
beteiligt. Dazu zählten unter anderen Ver-
treterinnen und Vertreter von Planungsab-
teilungen aus Gemeinden, Regionen und
Landesplanung, der Immobilienwirtschaft,
der Landwirtschaft, von Großflächeneigen-
tümern, der Industrie- und Handelskammer,
der Wirtschaftsförderung, eines Haus- und
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Tabelle 1:
Planspielregionen/-städte

Abbildung 9:
Planspielregionen „Fläche im Kreis“

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Darstellung.

Planspielregion/
-stadt

Gesamtfläche 
(km2)

EW
gesamt

Beteiligte 
Gebietskörperschaften

Gebietstyp/
Entwicklungsdynamik

StadtRegion
Stuttgart

269 667 687 Städte Stuttgart, Filderstadt,
Ostfildern, Verband Region
Stuttgart

Hoch verdichteter Agglo-
merationsraum mit hoher 
wirtschaftlicher Dynamik

Region
Rheinhessen-Nahe

3 041 840 088 LK Alzey-Worms, 
Bad Kreuznach, Birkenfeld,
Mainz-Bingen, Stadt Mainz

Verdichteter Agglomerations-
raum mit hoher wirtschaftlicher
Dynamik im Raum Rheinhes-
sen, geringer verdichtet und
teils strukturschwach im Nahe-
raum

Region Mölln 192 28 900 Stadt Mölln, Ämter Breitenfelde
und Nusse, Kreis Herzogtum 
Lauenburg

Am Rande des Hamburger
Agglomerationsraums, 
überwiegend ländlich geprägt

Stadt Duisburg 233 503 664 Stadt Duisburg Hohe bauliche Dichte, tiefge-
hender wirtschaftlicher und
räumlicher Strukturwandel

Planungsregion 
Nordthüringen

3 661 413 902 LK Nordhausen, Kyffhäuser,
Eichsfeld, Unstrut-Hainich, 
Städte Nordhausen, Sonders-
hausen, Rossleben, VG Uder
und VG Eichsfelder Kessel

Überwiegend ländlicher Raum,
Schrumpfungsprozess insbe-
sondere in den LK Nordhausen
und Kyffhäuser, relativ stabile
Entwicklung im LK Eichsfeld 

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Darstellung.



Grundbesitzerverbands sowie der Natur-
schutz- und Umweltverbände. Planerinnen
und Planer waren – aufgrund der Struktur
der Planspielregionen, die sich in der Regel
aus mehreren Gemeinden oder Landkreisen
zusammensetzten, und in Anbetracht der
Zuständigkeiten für Belange der Flächenin-
anspruchnahme – vergleichsweise stark in
den Planspielgruppen vertreten. Die Auswahl
der Planspielteilnehmerinnen und -teilneh-
mer erfolgte unter Berücksichtigung des spe-
zifischen Zuschnitts der verschiedenen Plan-
spielregionen. 

3.4 Integrierte Handlungs-
konzepte für eine städtische
bzw. stadtregionale Flächen-
kreislaufwirtschaft 

In allen fünf Planspielregionen wurden im
Rahmen der Status-quo-Planspiele neben
der Prüfung bestehender Instrumente
gemeinsam mit den Planspielbeteiligten
auch sogenannte integrierte Handlungskon-
zepte für eine stadtregionale Flächenkreis-
laufwirtschaft erarbeitet. 

Aus der Sicht des Bundes sind derartige inte-
grierte Handlungskonzepte aus folgenden
Gründen von besonderem Interesse:
• Sie sind eng verknüpft mit der Instrumen-

tendiskussion im Status-quo-Planspiel, da
sie mögliche Feinjustierungen bei beste-
henden Instrumenten in Bezug auf die
Handlungsspielräume in den Städten oder
Stadtregionen reflektieren.

• In den Handlungskonzepten werden aus
der Sicht städtischer und regionaler Akteu-
re instrumentelle Änderungsbedarfe geäu-
ßert, auf die der Bund gegebenenfalls rea-
gieren kann („bottom up“).

• Konzeptionelle innovative Impulse aus
dem Forschungsfeld werden in stadtregio-
nalen Handlungskonzepten abgebildet.

• Sie unterstützen den vom Bund im Rah-
men von ExWoSt gewünschten Ergebnist-
ransfer innerhalb von Stadtregionen und
darüber hinaus.

• Integrierte Handlungskonzepte eignen
sich gegebenenfalls als informelles Instru-
ment für die prozesshafte Entwicklung und
Umsetzung der Strategie der Flächenkreis-
laufwirtschaft in anderen Stadtregionen.

Die integrierten Handlungskonzepte für eine
stadtregionale Flächenkreislaufwirtschaft
beschreiben ein lokal umsetzbares bzw. ini-
tiierbares Instrumentenbündel, das einen

Beitrag zum Flächenrecycling, zur Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme leisten
kann. In der Regel zielen die darin beschrie-
benen Maßnahmenbündel sowohl auf die
Reduzierung der Flächenneuausweisung als
auch auf die Mobilisierung vorhandener Flä-
chenpotenziale im Bestand. 

Integrierte Handlungskonzepte für eine
stadtregionale Flächenkreislaufwirtschaft
sind ein informelles Instrument zur kurz-
und mittelfristigen Etablierung einer Flä-
chenkreislaufwirtschaft. Sie basieren auf der
Diskussion von stadtregionalen flächen-
politischen Zielen, auf einer Analyse des
aktuellen Umgangs mit bestehenden Instru-
menten der Steuerung der Flächeninan-
spruchnahme sowie auf der Analyse von
instrumentellen, räumlichen und organisa-
torischen Defiziten. Sie beschreiben ein
Bündel von kurz- und mittelfristig erforder-
lichen Maßnahmen, die zur Erreichung
nachhaltiger flächenpolitischer städtischer
oder stadtregionaler Ziele beitragen können.
Diese Maßnahmen sind in der Regel eng mit
dem bekannten Instrumentarium der for-
mellen und informellen räumlichen Planung
verknüpft. Darüber hinaus benennen die
Handlungskonzepte Zuständigkeiten von
Akteuren, Aspekte der Prozessgestaltung und
-steuerung sowie der Erfolgskontrolle und
den Zeitrahmen für die Umsetzung. Inte-
grierte Handlungskonzepte sind stark um-
setzungsorientiert. Sie können und sollen
bestehende Planungen nicht ersetzen, viel-
mehr sollen die in den Handlungskonzepten
dargestellten Maßnahmen eng mit den
räumlich relevanten formellen und infor-
mellen Planungen bzw. bestehenden Fach-
planungen und Konzepten verzahnt werden.

Die Initiative zur Erstellung der Handlungs-
konzepte kann von unterschiedlichen
Akteuren und Interessenlagen ausgehen.
Zumeist erfordern – je nach Strukturtyp –
Flächenüberangebote oder Flächenengpäs-
se gewissermaßen eine „konzertierte Akti-
on“ zur Bündelung der Anstrengungen.
Wichtig für den späteren Umsetzungserfolg
eines Handlungskonzepts sind zum einen
die Beauftragung auf der Basis eines Be-
schlusses von Seiten der Kommunalpolitik,
des Regionalparlaments oder regionaler 
Planungsgremien und zum anderen die kon-
tinuierliche Rückkopplung von Zwischen-
ergebnissen mit der Kommunalpolitik bis
hin zur öffentlichen Ergebnispräsentation.

Das Handlungskonzept beschreibt einen
integrierten politischen Ansatz mit poten-
ziellen Aktivitäten in den Handlungsberei-
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chen Planung, Information, Organisation
und Kooperation, Fördermittel und Budget,
Vermarktung und Anordnungen/Rechtset-
zung. Auch wenn je nach regionalen Schwer-
punktsetzungen die Bearbeitungstiefe vari-
ieren kann, sollte das gesamte Spektrum in
der Breite zur Diskussion gestellt werden.

Als Verfahren bietet sich eine Serie von Work-
shops mit neutraler externer Moderation und
einem möglichst breiten Akteursspektrum an.
Der Erarbeitung eines integrierten Hand-
lungskonzepts sollte ein kommunalpolitischer
Beschluss vorausgehen, der zumindest quali-
tative Ziele in Richtung einer Flächenkreis-
laufwirtschaft zum Inhalt hat. Hierin sollte
auch festgelegt werden, welche Akteure bzw.
Personen in einer für die Erarbeitung eines
integrierten Handlungskonzepts zu bildenden
Arbeitsgruppe mitwirken und nach welchem
Modus diese Arbeitsgruppe die politischen
Gremien in Stadt und Region informiert bzw.
gegenüber diesen Bericht erstattet.

Für die Erarbeitung eines integrierten Hand-
lungskonzepts sollte eine überschaubare
Gruppe von flächenpolitischen Akteuren aus
Verwaltungen, Unternehmen, Verbänden

und Bürgerinitiativen gebildet werden (ca.
zehn Personen). Hierbei sollte es sich um
Personen handeln, die in ihren Arbeitszu-
sammenhängen einen engen fachlichen
Bezug zur Thematik aufweisen. In jedem Fall
sollten zentrale öffentliche Akteure der Flä-
chenkreislaufwirtschaft beteiligt sein, unter
anderem Vertreterinnen und Vertreter der
Regionalplanung, der kommunalen Verwal-
tungen sowie gegebenenfalls überregiona-
ler Förder- und Genehmigungsbehörden.
Eine bedeutende Rolle spielt hierbei auch
der private Sektor, unter anderem Flächen-
eigentümer, Banken, Investoren und Bauträ-
ger. Empfehlenswert ist darüber hinaus die
Beteiligung von Beauftragten für Gender
Mainstreaming und Demografie5.

Für die Arbeit dieser Gruppe bietet sich ein
diskursives Verfahren an (Workshops, Fach-
foren usw.). In den Planspielen „Fläche im
Kreis“ fanden drei ganztägige nichtöffentliche
Workshops statt, deren Resultate schließlich
im integrierten Handlungskonzept münde-
ten. Eine externe Moderation der Arbeits-
gruppe ist ratsam, damit eventuell auftreten-
de Interessenkonflikte benannt, kommentiert
und festgehalten werden können. 

(5)
In Anbetracht der prognosti-
zierten Entwicklungen und der 
daraus resultierenden Anforde-
rungen an die städtische Ent-
wicklung haben verschiedene
Kommunen Demografie-Beauf-
tragte eingesetzt. 
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Abbildung 10:
Erarbeitung eines integrierten Handlungskonzepts für eine stadtregionale Flächenkreislaufwirtschaft

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Darstellung.



Voraussetzungen für die Erstellung inte-
grierter Handlungskonzepte

Für die Erstellung eines integrierten Hand-
lungskonzepts sind verschiedene Vorausset-
zungen nötig. Insbesondere Daten über
bestehende und zu erwartende Problemla-
gen, Entwicklungen und Handlungsspiel-
räume müssen bekannt sein oder sind hier-
für zu erfassen. Ein Handlungskonzept
bezieht sich auf die jeweiligen regionalen
Rahmenbedingungen und schließt insbe-
sondere
• die siedlungsstrukturellen Entwicklun-

gen/Problemlagen,

• die demografische Entwicklung,

• die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
und strukturpolitischen Zielsetzungen,

• den Wohn- und Gewerbeflächenbedarf
sowie

• die vorhandenen Flächenpotenziale für
eine vorrangige Innenentwicklung

mit in die Betrachtung ein. Zunächst sind
also die regionalen Konzeptbedingungen zu
analysieren und zu bewerten. Um die damit
verbundenen qualitativen Ziele einer Sta-
bilisierung der Siedlungsdichte und der 
Erhöhung der Flächenproduktivität zu errei-
chen, müssen aus transparenten Daten-
grundlagen quantitative Prognosen zum
Wohn- und Gewerbeflächenbedarf zugrun-
de gelegt werden. In den Planspielen „Fläche
im Kreis“ erfolgten diese Vorarbeiten in Form
sogenannter Vor-Ort-Analysen zur Identifi-
zierung von Problemen, Entwicklungsten-
denzen, Flächenpotenzialen und relevanten
Akteuren. In jedem Falle ist bereits bei den
Vorarbeiten für die Erarbeitung des integrier-
ten Handlungskonzepts eine enge Verzah-
nung verschiedener Verwaltungs- und Orga-
nisationseinheiten innerhalb der Verwaltung
erforderlich.

Flächenpolitische Ziele und 
integrierte Handlungskonzepte

Ausgehend von den jeweiligen städtischen
oder stadtregionalen Problemlagen stellten
die integrierten Handlungskonzepte ver-
schiedene Qualitätsziele voran, die kon-
sensual erarbeitet wurden. Im Falle der 
Planspiele „Fläche im Kreis“ waren diese
Qualitätsziele zugleich leitend für die gesam-
te Planspieldurchführung. Häufig festge-
schriebene Qualitätsziele lauteten:

• Innenentwicklung vor Außenentwicklung:
vorrangige Revitalisierung und Aktivie-
rung ungenutzter Flächen und Gebäude,

Baulücken, Konversionsflächen und Bra-
chen,

• Reduzierung der Suburbanisierung (in
einem definierten Teilraum/in mehreren
definierten Teilräumen der Stadtregion),

• Konzentration der Flächenausweisung in
Orten mit ausreichender funktionaler Aus-
stattung,

• Eindämmung der Angebotsplanung der
Gemeinden zugunsten einer nachfrageo-
rientierten Bestandsentwicklung,

• Stabilisierung der Siedlungsdichte, 

• Erhöhung der Flächenproduktivität, 

• langfristige Sicherung der Infrastruktur-
leistungen,

• Erhalt und Entwicklung qualitativ hoch-
wertiger Freiflächen (in einem definierten
Teilraum/in mehreren definierten Teil-
räumen der Stadtregion).

Im Weiteren sollten neben den Qualitäts-
zielen einer zukünftigen Flächenkreislauf-
wirtschaft auch kommunal oder regional
vereinbarte Mengenziele für die Flächenin-
anspruchnahme dargestellt werden. Aller-
dings sind bislang diesbezügliche kommu-
nale oder regionale Beschlüsse (mit oder
ohne rechtliche Bindungswirkung) eher die
Ausnahme. Jedoch kann eine intensive Aus-
einandersetzung mit den ökologischen, öko-
nomischen und sozialen Grenzen des Status
quo in der Flächeninanspruchnahme zur
Ableitung eines regionalen Mengenziels –
orientiert am nationalen Nachhaltigkeitsziel
von 30 ha/d und unter Berücksichtung wei-
terer regionaler Parameter – zu quantitativen
Vorgaben für eine zukünftige regionale 
Flächenkreislaufwirtschaft führen. 

Struktur eines integrierten Handlungs-
konzepts

Das integrierte Handlungskonzept fasst
Maßnahmen in verschiedenen Handlungs-
feldern mit hoher Relevanz für das Ziel 
Flächenkreislaufwirtschaft zusammen. Da-
bei werden auch ohnehin laufende bzw.
geplante Vorhaben integriert.

Anlass: Eingangs werden im integrierten
Handlungskonzept die Veranlassung und die
flächenverbrauchsbezogenen Erfordernisse
für eine Auseinandersetzung mit quantitati-
ven und qualitativen Zielen der Flächenin-
anspruchnahme in der Stadt bzw. Stadtregi-
on grob dargestellt. Sofern vorhanden,
sollten bestehende kommunale oder regio-
nale Beschlüsse, Vereinbarungen oder Ziel-
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setzungen in Bezug auf eine Begrenzung
bzw. Qualifizierung der Flächeninanspruch-
nahme benannt werden. 

Ziele und strategischer Ansatz: In diesem
Abschnitt sollten die für die aktuelle und
zukünftige Flächeninanspruchnahme rele-
vanten Problemlagen, Anforderungen und
Ziele umrissen sowie die bisherigen (erfolg-
reichen oder weniger erfolgreichen) Aktivi-
täten zur Lösung der Probleme und Anfor-
derungen sowie zur Umsetzung der Ziele
formuliert werden. Die einfache Nennung
des im nächsten Abschnitt detailliert auszu-
führenden Maßnahmenbündels für eine
stadtregionale bzw. städtische Flächenkreis-
laufwirtschaft sollte diesen Abschnitt
beschließen. 

Darstellung des Maßnahmenpakets für eine
Flächenkreislaufwirtschaft: Zentrales Ele-
ment des integrierten Handlungskonzepts
ist die detaillierte Darstellung der einzelnen
Maßnahmen des vorgesehenen Maßnah-
menpakets. Die Darstellung kann der folgen-
den Gliederungsempfehlung folgen:
• Kurzbeschreibung der Maßnahme,

• Begründung der Maßnahme vor dem Hin-
tergrund zu beseitigender Probleme bzw.
zu erreichender Ziele,

• Benennung von Verantwortlichkeiten sei-
tens der städtischen oder stadtregionalen
Akteure des Flächengeschehens,

• Darstellung von Art, Höhe und Quelle der
Finanzierung der Maßnahme,

• Zeithorizont der Maßnahmenumsetzung,

• erwartete Wirkung der Maßnahme.

Das integrierte Handlungskonzept kann 
an dieser Stelle Verantwortlichkeiten für
bestimmte Maßnahmen vorschlagen. Sind
nicht-kommunale oder nicht-regionale
Akteure einzubinden bzw. sind Veränderun-

gen von Konzeptbedingungen auf Lan-
desebene erforderlich, um ein Maßnah-
menpaket erfolgreich umzusetzen, so sind 
Verfahren der Ansprache dieser auf über-
geordneter Ebene zuständigen Akteure vor-
zuschlagen (z.B. Einbindung von Geld-
gebern, fördernden Einrichtungen oder
Stellen, Anregung von Verbesserungen auf
der Ebene der Landes- oder Regionalpla-
nung). Ebenso kann über die Kosten der
Umsetzung von Maßnahmen nur eine über-
schlägige Darstellung im Handlungskonzept
erwartet werden. Genauere Festlegungen
oder Kostenkalkulationen sollten im Zuge
der Diskussionen und Verhandlungen im
Nachgang zur Vorlage des Handlungs-
konzepts erfolgen. Die in den Planspielen 
„Fläche im Kreis“ erarbeiteten integrierten
Handlungskonzepte umfassen jeweils fünf
bis sieben Maßnahmenpakete.

Vorschlag für das weitere Vorgehen: Der
abschließende Abschnitt des integrierten
Handlungskonzepts sollte Vorschläge für
nächste Schritte bzw. Prioritäten der Umset-
zung desselben enthalten. Hier können auch
Vorschläge für Verfahrensweisen des Moni-
torings, des Berichtswesens und der Erfolgs-
kontrolle dargestellt werden.

Das integrierte Handlungskonzept, insbe-
sondere die darin enthaltenen Empfehlun-
gen zum weiteren Vorgehen, sollten in der
Praxis zum Zweck der weiteren Befassung in
kommunalen oder regionalen Entschei-
dungsgremien bzw. der Bearbeitung durch
die verantwortlichen Stellen durch Maßnah-
men- und Zeitpläne untersetzt werden.

Beispielhafte Maßnahmenpakete in inte-
grierten Handlungskonzepten für eine
städtische bzw. stadtregionale Flächen-
kreislaufwirtschaft

Die Planspielregionen haben in der Regel
fünf bis sieben Maßnahmenpakete als zen-
trale Elemente ihres Handlungskonzepts for-
muliert, die kurz- bis mittelfristig realisiert
werden sollen.

Für einen Überblick werden im Folgenden
häufig genannte Maßnahmenpakete zusam-
mengestellt, die möglicherweise auch für
andere Stadtregionen von Belang sein könn-
ten.

Aus der Tabelle wird deutlich, dass der Groß-
teil der Maßnahmenempfehlungen an kom-
munale oder regionale Akteure adressiert ist.
Ein geringer Teil der Maßnahmen richtet sich
an Akteure auf Landesebene und bezieht
sich auf notwendige Veränderungen von
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Struktur eines integrierten Handlungs-
konzepts

1. Anlass

2. Ziele und strategischer Ansatz: 
Flächenkreislaufwirtschaft als
Richtschnur für die Entwicklung
der Stadt oder Stadtregion

3. Maßnahmenpakete für eine 
Flächenkreislaufwirtschaft 

4. Vorschlag für das weitere Vorgehen 
bei der Umsetzung von Maßnah-
menpaketen für eine Flächen-
kreislaufwirtschaft 



Rahmenbedingungen wie z.B. die Neuaus-
richtung von Förderprogrammen oder Neu-
justierungen im Landesplanungsrecht.

Weiterhin wird deutlich, dass unabhängig
von der jeweiligen Entwicklungsdynamik
eine verbindlichere Praxis der Regionalpla-
nung in Bezug auf eine wirksame Begren-
zung der Flächenneuausweisung gewünscht
wird. Des Weiteren werden sowohl in wach-
senden als auch in schrumpfenden Regio-
nen verbesserte interkommunale Abstim-

mungen bei der Flächenausweisung sowie
mehr öffentlich-private Zusammenarbeit
bei der Mobilisierung von Bestandsflächen
angestrebt. Kosten-Nutzen-Betrachtungen
von Flächenneuausweisungen sollen insbe-
sondere in wachsenden Regionen für mehr
Transparenz der Folgekosten sorgen. In
schrumpfenden Regionen wird eine Auswei-
tung der Aktivitäten des Stadtumbaus und
zur Revitalisierung von Brachflächen
gewünscht. 
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Stadtregionale Ent-
wicklungsdynamik Beispielhafte Maßnahmenpakete

eher wachsend Verbesserung der Informationsgrundlagen für politische Entscheidungsträger sowie für
kommunale und regionale Verwaltungen und andere am Flächengeschehen beteiligte
Akteure (z.B. in Form von Kosten-Nutzen-Betrachtungen von Flächenneuausweisungen) 

Verbesserung der Steuerungswirkung der Regionalplanung mit Hilfe von verbindlichen Flä-
chenzuwachsbeschränkungen sowie einheitlichen und verbindlichen Methoden und Krite-
rien der Berücksichtigung von Innenentwicklungspotenzialen bei der Flächenbedarfsermitt-
lung 

Arrondierung und bauliche Mobilisierung kleinteiliger Flächenpotenziale im Rahmen öffent-
lich-privater Kooperationen unter aktiver Ansprache von Eigentümern kleinteiligen Grundbe-
sitzes

Erstellung qualifizierter und aktueller Flächenbedarfsprognosen für die Region und ihre Teil-
räume nach einheitlichen Kriterien unter Berücksichtigung der vorhandenen Innenentwick-
lungspotenziale als Grundlage für die Gebietsentwicklungsplanung

Initiierung eines verstärkten interkommunalen Dialogs über Flächenausweisungen zur Ver-
besserung der interkommunalen Zusammenarbeit in der Region (ergänzt durch die Verab-
schiedung bodenpolitischer Grundsatzbeschlüsse und durch informelle sowie interkommu-
nale Planung)

Finanzielle Unterstützung der Ziele der Flächenkreislaufwirtschaft durch Land und Bund
mittels Auflegung oder Anpassung geeigneter Förderprogramme 

eher schrumpfend Nutzung des Stadtumbaus zur Bewältigung des demografischen Wandels und zur inte-
grierten Stadterneuerung im Dialog mit der Wohnungswirtschaft

Verbesserung der Steuerungswirkung der Regionalplanung mit Hilfe von verbindlichen Flä-
chenzuwachsbeschränkungen sowie einheitlichen und verbindlichen Methoden und Krite-
rien der Berücksichtigung von Innenentwicklungspotenzialen bei der Flächenbedarfsermitt-
lung 

Erreichung eines regionalen Interessenausgleichs in der Flächenentwicklung

Einrichtung eines revolvierenden kommunalen Grundstücksfonds zur Revitalisierung klein-
teiliger Brachflächen 

Weiterentwicklung der Kooperation der Stadt mit privaten Akteuren, insbesondere Flächen-
eigentümern, im Bereich des Gewerbeflächenmanagements und der Gewerbeflächenver-
marktung

Bodenpolitischer Grundsatzbeschluss zur Verankerung wesentlicher Ziele und Grundsätze
der Flächenkreislaufwirtschaft 

Entwicklung eines regionalen Brachflächenmanagements auf der Basis und in Fortführung
der bereits vorliegenden Brachflächenerfassung

Finanzielle Unterstützung der Ziele der Flächenkreislaufwirtschaft durch Land und Bund
durch die Auflegung oder Anpassung geeigneter Förderprogramme

Tabelle 2:
Beispielhafte Maßnahmenpakete in integrierten Handlungskonzepten in wachsenden bzw. in schrump-
fenden Städten oder Stadtregionen



Gleichermaßen erwünscht sind spezielle
Unterstützungs- und Förderprogramme für
eine Flächenkreislaufwirtschaft durch die
Länder und den Bund.

Zwischenfazit zur bisherigen Umsetzung
der integrierten Handlungskonzepte in
den Planspielregionen

Die Teilnahme an den Planspielen „Fläche im
Kreis“ und die darin erarbeiteten integrierten
Handlungskonzepte für eine Flächenkreis-
laufwirtschaft haben in allen Planspielregio-
nen zu einer intensiveren Befassung mit
Aspekten des Flächensparens geführt.

Die Intensität der Auseinandersetzung mit
Aspekten der Flächenkreislaufwirtschaft
variiert zwischen den Planspielregionen.
Dies resultiert aus dem unterschiedlichen
Stand der Diskussionen über flächenhaus-
haltspolitische Probleme vor dem Planspiel
bzw. eingangs des Planspiels. Während eini-
ge Planspielregionen und ihre Akteure
bereits im Rahmen von Modellvorhaben und
Forschungsprojekten über einen langjähri-
gen und breiten Wissens- und Erfahrungs-
hintergrund verfügen, begann in einigen
Planspielregionen erst die regionale Ausei-
nandersetzung über derartige Fragen mit der
Planspielteilnahme. Ebenso unterscheiden
sich die Anschlussfähigkeit der Planspieler-
gebnisse und die Umsetzung der Maßnah-
menpakete. Vorteilhaft erscheint neben der
Zusammenarbeit der Akteure innerhalb der
Regionen die Gewinnung von fachlicher
Expertise und Unterstützung von forschen-
den Einrichtungen und der Landespolitik.

Im Anschluss an die Planspiele wurde in
allen Regionen ein Dialog über die Umset-
zung der integrierten Handlungskonzepte in
Gang gesetzt. Hierbei haben meist am Plan-
spiel beteiligte Akteure die Moderation bzw.
eine sonstige aktive Rolle übernommen. Es
ist gelungen, an den Planspielen nicht betei-
ligte Akteure für den Dialogprozess zu gewin-
nen. Die institutionelle Anbindung bzw. 
Verantwortungsübernahme sorgt für eine
weitere Diskussion von Belangen der Flä-
chenkreislaufwirtschaft auf regionaler und
kommunaler Ebene.

In allen Planspielregionen wurde im Zeit-
raum zwischen Frühjahr 2006 und Frühjahr
2007 mit der Umsetzung von Maßnahmen-
pakten aus den integrierten Handlungskon-
zepten begonnen. Die Umsetzung der Maß-

nahmenpakete erfolgt mit unterschiedlicher
Intensität und stadtregionaler bzw. kommu-
naler Tragweite.

Ausgehend von den Planspielen in verschie-
denen Planspielregionen ist eine aktive Ein-
beziehung übergeordneter Akteure, z.B. der
zuständigen Stellen für die Landesplanung,
gelungen. 

Die Erreichung der Flächenkreislaufwirt-
schaft stellt in allen Planspielregionen eine
Herausforderung dar, die einen längeren
Zeitraum für die Umsetzung benötigt. Sie
erfordert sowohl das zielorientierte und
engagierte Handeln der kommunalen und
regionalen Akteure als auch verbesserte
übergeordnete Rahmenbedingungen.

Die Herausforderungen der Flächenkreis-
laufwirtschaft und daraus resultierende
stadtregionale Ziele und Anpassungserfor-
dernisse werden von den maßgeblichen
Akteuren vor Ort kontrovers diskutiert. Es
bestehen Unterschiede in der Problemwahr-
nehmung in puncto Flächenverbrauch und
Demografie sowie in der Setzung von flä-
chennutzungsrelevanten Umsetzungsprio-
ritäten sowohl bei den öffentlichen als auch
den privaten Akteuren auf den Ebenen Ge-
meinde, Region und Land. Daher bedarf es
neben Argumenten für einen ökologischen
und sozialen Nutzen der vorrangigen Innen-
entwicklung und Bestandsverbesserung
unbedingt einer transparenten und nach-
vollziehbaren Darstellung des langfristigen
ökonomischen Nutzens einer stadtregiona-
len Flächenkreislaufwirtschaft.

Ein entscheidender Erfolgsfaktor für die
Umsetzung der integrierten Handlungs-
konzepte besteht in der Bereitschaft zur
interkommunalen Kooperation, die einen
tragfähigen Lasten- und Nutzen-Ausgleich
zwischen den Gemeinden bzw. zwischen
den Zentren und ihren Umlandgemeinden
voraussetzt. Hierdurch könnten die Chan-
cen für dauerhaft tragfähige interkommu-
nale Zusammenarbeit aus gegenseitigem
Interesse der Kooperationspartner wachsen.

Die Erarbeitung von integrierten Handlungs-
konzepten bedarf einer externen Modera-
tion und Begleitung. Empfehlenswert
erscheint darüber hinaus die externe Beglei-
tung der Umsetzung derartiger Zukunfts-
konzepte.
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4. Bestehende und neue Instrumente der
Flächenkreislaufwirtschaft: Bewertungen
aus den Planspielregionen

Flächenkreislaufwirtschaft bedarf eines inte-
grierten, politik- und handlungsbereichs-
übergreifenden Vorgehens, das einen ent-
sprechend komplexen Instrumenteneinsatz
(Instrumenten-Mix) erfordert. „Fläche im
Kreis“ ermittelte einen Policy-Mix, mit dem
unter unterschiedlichen Rahmenbedingun-
gen in einer Kombination aus rechtlichen,
planerischen und ökonomischen Instru-
menten die flächenpolitischen Ziele des
Bundes erreicht werden können.

In den Planspielen zur Flächenkreislaufwirt-
schaft wurden in zwei Planspielphasen je-

weils regionalisierte Sets aus bestehenden
(Status-quo-Planspiele) bzw. aus neuen oder
grundlegend reformierten Instrumenten
(Planspiele „Neue Instrumente“) geprüft. In
den Status-quo-Planspielen wurde darüber
hinaus in jeder Planspielregion ein integrier-
tes Handlungskonzept für eine stadtregio-
nale Flächenkreislaufwirtschaft erarbeitet.

Mit dem Ziel, Handlungsempfehlungen zur
künftigen Ausgestaltung flächenpolitischer
Instrumente für den Bund zu erarbeiten,
wurde in drei Schritten vorgegangen:
• 1. Schritt: Prüfung bestehender und neuer

Instrumente in den Planspielen und Ablei-
tung instrumenteller Präferenzen durch
die Planspielbeteiligten (Kapitel 4);

• 2. Schritt: Bewertung der Planspielergeb-
nisse durch die Forschungsgruppe und
Ableitung eines Instrumenten-Mix (Kapi-
tel 5);

• 3. Schritt: Schlussfolgerungen für das wei-
tere Vorgehen des Bundes (Kapitel 6).

In den folgenden Abschnitten des Kapitels 4
werden die Bewertungen der Planspielteil-
nehmerinnen und -teilnehmer zusammen-
gefasst. In Kapitel 5 werden diese Einschät-
zungen aus den Planspielregionen durch die
Forschungsgruppe reflektiert. Ergebnis die-
ses zweiten Schritts ist ein Instrumenten-
Mix aus bestehenden und neuen Instrumen-
ten. Im dritten Schritt schließlich werden
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Schlussfolgerungen aus dem Forschungsfeld
für das weitere Vorgehen des Bundes gezo-
gen.

4.1 Bewertung der bestehenden
Instrumente für eine Flächen-
kreislaufwirtschaft

Es wurden insgesamt 29 Einzelinstrumente
geprüft, wobei für jede Planspielregion je
nach praktischer Relevanz das Arbeits-
programm regional angepasst wurde (siehe
Übersicht im Anhang). 

Bestehende Instrumente im Handlungs-
bereich Planung

Alle Planspielteilnehmerinnen und -teil-
nehmer sehen die Notwendigkeit einer 
stringenteren Steuerung der Siedlungs-
flächenentwicklung auf der Ebene der Re-
gionalplanung. Auch über die damit ver-
bundenen restriktiven Vorschläge besteht
Einvernehmen. Allerdings ergeben sich aus
den vorgetragenen Argumenten Hinweise
auf folgende Konfliktpunkte:

• Die ökonomische Entwicklungsfähigkeit
der Region wird nach wie vor an der
gewerblichen Flächenverfügbarkeit ge-
messen. Insoweit wird z.B. eine pauscha-
le Quotierung der Innenentwicklung kri-
tisch eingeschätzt, zumal die Gefahr
gesehen wird, dass das Grundstückspreis-
gefälle gegenüber angrenzenden Regionen
bei restriktiver Siedlungsflächenentwick-
lung eher noch größer wird.

• Der angesichts des demografischen Wan-
dels zunehmende Wettbewerb zwischen

den Kommunen um (junge) Einwohner in
Wachstums- und Schrumpfungsregionen
führt auch zu einem Baulandpreis-Wett-
bewerb bei Wohnflächenangeboten.

Vor diesem Hintergrund wird der geringe
Stellenwert einer Reduzierung des Flächen-
verbrauchs bei politisch verantwortlichen
Entscheidungsträgern in Gemeinden, Städ-
ten und Landkreisen als ein grundsätzliches
Problem betrachtet. Gezielte Informationen
über die regionalen Chancen und Vorteile
einer Siedlungsflächensteuerung und der
vorrangigen Innenentwicklung sind deshalb
essentiell.

Insgesamt wird der gegenwärtige Zielerrei-
chungsbeitrag der Regionalplanung für die
Flächenkreislaufwirtschaft als (zu) gering,
potenziell aber als mittel bis hoch bewertet.
Die Wirkung würde sich – bedingt durch den
Zeithorizont der Neuaufstellung regionaler
Raumordnungspläne – erst mittel- bis lang-
fristig einstellen und sich erst dann auf die
neuen FNP-Verfahren auswirken.

Interkommunale Kooperationen und inter-
kommunale Planungen werden einerseits
für wichtige Bausteine einer regionalen Flä-
chenkreislaufwirtschaft gehalten. Anderer-
seits werden die Chancen ihrer Implemen-
tierung eher skeptisch eingeschätzt und sie
selbst lediglich als eine mittel- bis langfris-
tig wirksame Option angesehen. Ein wirksa-
mer Interessenausgleich und verbesserte
Informationsgrundlagen sind hierfür not-
wendige Voraussetzungen. Die erforderliche
Freiwilligkeit der Kooperation setzt voraus,
dass diese für alle Mitwirkenden vorteilhaft
ist. Verbindliche interkommunale Planungen
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benötigen einen Prozess der Vertrauensbil-
dung, aufbauend auf informellen Koopera-
tionsansätzen. Mit diesem Prozess kann
zwar ohne weiteres sofort begonnen werden.
Ob er allerdings schnell zum Abschluss
gebracht werden kann, wird unterschiedlich
eingeschätzt (eher skeptische Einschätzung
in den Regionen Rheinhessen-Nahe und
StadtRegion Stuttgart). Schließlich muss
auch berücksichtigt werden, dass nach Bil-
dung einer Kooperationsstruktur mit dem
Ziel einer gemeinsamen Flächennutzungs-
planung noch einmal etliche Jahre bis zu
deren Aufstellung vergehen werden.

Die Bedeutung der einzelnen interkommu-
nalen Planungsinstrumente für die Flächen-
kreislaufwirtschaft wird gleichwohl differen-
ziert bewertet.

Insgesamt werden in Rheinhessen-Nahe for-
melle interkommunale Planungen ebenso
wie der Ausbau freiwilliger interkommuna-
ler Kooperationen derzeit für wenig geeignet
gehalten, kurz- und mittelfristige Beiträge

zum Mengen- und Qualitätsziel zu leisten.
In der Region Rheinhessen-Nahe wird der
Problemlösungsbeitrag formeller interkom-
munaler Planungen unter den gegenwärti-
gen Bedingungen gering eingeschätzt. Hier
ist zudem die offene politische Frage einer
Verwaltungsreform klärungsbedürftig, die
nach Einschätzung der Planspielbeteiligten
Initiativen für freiwillige Kooperationslösun-
gen hemmt.

In der Region Mölln wird die Erarbeitung
einer gemeinsamen Entwicklungsplanung
zur besseren Koordination der Siedlungsflä-
chenentwicklung übereinstimmend als zen-
trale Maßnahme für erforderlich gehalten
und in ihrer Relevanz für die Flächenkreis-
laufwirtschaft als hoch eingeschätzt. Ver-
bindlichere Formen der interkommunalen
Planung werden demgegenüber als nicht
realistisch und nicht zielführend erachtet.

In der StadtRegion Stuttgart wird die Einfüh-
rung eines Planungsverbandes als mittel-
fristige Option favorisiert, zugleich aber auf
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Abbildung 11: 
Regionalplan Region Stuttgart – Festlegung von Schwerpunkten für Wohnungsbau und Gewerbe

Quelle: Verband Region Stuttgart.



bestehende Hemmnisse und unzureichen-
de Anreize sowie verbesserungswürdige
Informationsgrundlagen für Entscheidungs-
träger hingewiesen.

Der Regionale Flächennutzungsplan wird
derzeit nicht als vorrangige Option einer
interkommunalen Planung angesehen,
zumal z.B. in Baden-Württemberg und in
Rheinland-Pfalz aktuell die rechtlichen
Voraussetzungen hierfür fehlen.

Insgesamt wird die Relevanz des Flächen-
nutzungsplans für die Flächenkreislaufwirt-
schaft aktuell als gering, potenziell als mit-
tel, bezüglich der Stadtentwicklungs- bzw.
Masterpläne als mittel bis hoch bewertet. Auf
örtlicher Ebene wird dem Flächennutzungs-
plan erwartungsgemäß eine hohe Relevanz
beigemessen. Wie auch bei den anderen Ebe-
nen wird allerdings eingeräumt, dass die Flä-
chenentwicklungsentscheidungen häufig im
politischen Raum von anderen Prioritäten
geleitet sind als jener des Flächensparens.
Insgesamt wird für die gesamträumliche Pla-
nung auf örtlicher und überörtlicher Ebene
ein Vollzugs- und damit ein Steuerungsdefi-
zit konstatiert, das vor allem darin begrün-
det ist, dass die den regionalen und kommu-
nalen Entscheidungsträgern eingeräumten
Gestaltungsspielräume nicht oder nicht im
gebotenen Maße im Sinne des Flächenspar-
ziels genutzt werden. Als Ursache werden
zum einen Informationsdefizite und zum
anderen ein Mangel an Anreizen genannt.

In Bezug auf die Ermittlung des Flächen-
bedarfs wird die Bedeutung verbesserter 
Flächenbedarfsprognosen für eine am Flä-
chensparziel und am Vorrang der Innenent-
wicklung ausgerichtete Siedlungsentwick-
lung differenziert beurteilt. Unterschiede in
der Bewertung gibt es zwischen Bedarfs-
prognosen für Wohnbauflächen einerseits
sowie solchen für Gewerbe- und Industrie-
flächen andererseits. Unterschiedlich wird
die Bedeutung auch für die beiden Planungs-
ebenen Region und Kommune eingeschätzt. 

Ausgehend von den überwiegend konstatier-
ten Vollzugsdefiziten wird die Bedeutung von
Bedarfsprognosen bei Wohnbauflächen
aktuell als gering bis mittel, potenziell aber
als mittel bis hoch bewertet. Man erhofft sich
von der bindenden Einführung von Stan-
dards für die Berücksichtigung von Innen-
entwicklungsmöglichkeiten eine deutliche
Verbesserung in der Wirksamkeit. Bedarfs-
prognosen können – so die übereinstimmen-
de Auffassung – zur Versachlichung der 
politischen Entscheidungsprozesse auf kom-

munaler Ebene beitragen, auch wenn poli-
tische Flächenentscheidungen nach Ein-
schätzung der Planspielbeteiligten oftmals
weniger von Prognosen als von anderen
Erwägungen abhängen. Aus der Sicht der
Regionalplanung kann der Vorrang der
Innenentwicklung und quantitativer Flä-
chenzuwachsbegrenzungen auf dieser Basis
besser durchgesetzt werden, da die einge-
führten Standards auch bei der Genehmi-
gung von Bauleitplänen zu berücksichtigen
sind. Wirkungen auf die Neuaufstellung 
von Flächennutzungsplänen könnten sehr
schnell erreicht werden, in der Summe rele-
vante Wirkungen dürften wegen des lang-
fristigen Planungszyklus der Flächennut-
zungspläne aber eher mittel- bis langfristig
zu erwarten sein.

Überwiegend wird demzufolge vor allem auf
eine Verbesserung der Bedarfsprognose auf
der Ebene der Kommunen gesetzt. Anders
wird dies von der Planspielstadt Duisburg
gesehen. Aus deren Perspektive haben Flä-
chenbedarfsprognosen auf regionaler Ebene
zwar eine mittlere Relevanz, da hierdurch
mehr Transparenz und ein Dialog über die
Flächenentwicklung zwischen den Kommu-
nen initiiert werden. Auf lokaler Ebene wird
die Relevanz demgegenüber als nur gering
eingeschätzt.

Übereinstimmung besteht weitgehend 
darüber, dass angesichts der Angebotsorien-
tierung der Gewerbeflächenpolitik Bedarfs-
prognosen in diesem Bereich keinen rele-
vanten Beitrag zur Flächenkreislaufpolitik
leisten können. Gründe hierfür sind die 
dargestellten methodischen Probleme und
Informationsdefizite sowie die politische
Akzeptanz. Lediglich in Duisburg wird einer
differenzierten Auseinandersetzung über
den Gewerbeflächenbedarf auf regionaler
Ebene eine gewisse Bedeutung beigemessen.

Um die Innenentwicklung verstärkt in die
Aufmerksamkeit der Kommunen zu rücken,
sind weitere bewusstseinsbildende in-
formatorische Instrumente, ökonomische
Anreize für die Innenentwicklung sowie
organisatorische und finanzielle Unterstüt-
zung bei der Erschließung solcher Potenzia-
le erforderlich.

Die Relevanz des Instruments Stadtumbau/
Stadtumbaukonzepte für die Flächenkreis-
laufwirtschaft wird aktuell und potenziell als
insgesamt hoch bewertet.

Die Relevanz von Quartiers- und Standort-
planungen für die Flächenkreislaufwirt-
schaft wird von den Planspielbeteiligten 
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als mittel bis hoch eingestuft. Ferner waren
sich alle Beteiligten einig, dass Quartiers-
und Standortplanungen nur als flankieren-
des planerisches Instrument zum Tragen
kommen und erst eine konsequente Strate-
gie für den Innenbereich auch ihre Bedeu-
tung für Innenentwicklungsflächen erhöhen
kann.

Von allen Planspielbeteiligten wird die Rele-
vanz von Bebauungsplänen für die Flächen-
kreislaufwirtschaft im Vergleich zum Flä-
chennutzungsplan als deutlich geringer
angesehen, da im Rahmen der vorbereiten-
den Bauleitplanung die grundsätzlichen 
Entscheidungen zur zusätzlichen Flächen-
inanspruchnahme getroffen werden und
beispielsweise auch flächenbezogen Nullva-
rianten geprüft werden können. In Bebau-
ungsplanverfahren kann dagegen die grund-
sätzliche Flächeninanspruchnahme nicht
mehr in Frage gestellt, sondern nur noch 
auf deren Ausgestaltung im Sinne der Flä-
chenkreislaufwirtschaft Einfluss genommen
werden.

Ein Diskussionspunkt war die Frage, ob Ver-
dichtungsvorgaben in den Bebauungsplä-
nen im Sinne der Flächenkreislaufwirtschaft
überhaupt wünschenswert sind. Einerseits
wurde vertreten, dass die höchstmögliche
Grundflächenzahl (GRZ) und Geschoss-
flächenzahl (GFZ) ausgeschöpft werden soll-
ten, andererseits wurde darin kein großes
Einsparpotenzial gesehen, da die Einhaltung
dieser Vorgaben in Verdichtungsräumen
ohnehin üblich sei und in ländlichen Räu-

men die Höchstzahlen schlicht von den Bau-
herren nicht ausgenutzt würden. Zudem
könne Verdichtung im Suburbanisierungs-
kontext kontraproduktiv wirken. Ziel müsse
es sein, langfristig hochwertige Wohnbebau-
ung zu schaffen. Je nach Situation könne
daher auch die Nichtausschöpfung der
Höchstzahlen im Sinne der Flächenkreis-
laufwirtschaft positiv sein. Eine verbindliche
Festlegung von Mindestdichtezahlen usw.
wird ebenfalls abgelehnt. Qualitätvolles,
nachhaltiges Bauen lasse sich nicht pauschal
für unterschiedliche örtliche Lagen vorge-
ben.

Der Bebauungsplan ist somit nach Einschät-
zung der Planspielteilnehmerinnen und 
-teilnehmer nicht das richtige Instrument,
um Flächen zurück in den Kreislauf zu holen.
Er begründet keinen Umsetzungszwang und
schafft lediglich einen rechtlichen Rahmen
und damit ein Angebot zum Bauen. Die
Mobilisierung bleibt anderen Instrumenten
vorbehalten. Probleme werden eher in der
zum Teil überdimensionierten Ausweisung
von Baugebieten als in der Ausgestaltung der
Bebauungspläne (städtebauliche Dichte
usw.) gesehen. Der Transparenz der Folge-
kosten von Baugebietsausweisungen wird
eine kommunalpolitisch wichtige regulative
Bedeutung zugemessen.

Angeregt wird eine Publikation von Best-
Practice-Beispielen. Zudem wurde immer
wieder vorgeschlagen, dass zur Unterstüt-
zung sämtliche Innenentwicklungsmaßnah-
men von der Eingriffsregelung freigestellt
werden sollten. Man erhofft sich hiervon vor
allem eine psychologische Wirkung. Eine
solche Freistellung wird jedoch trotz der er-
warteten belebenden Wirkung für die Innen-
entwicklung unter anderem aus Gründen
des Naturschutzes nicht von allen Planspiel-
beteiligten befürwortet. Zudem wird es als
erforderlich erachtet, Flächenrecycling
besonders an integrierten Standorten „z.B.
bezüglich des Ökoausgleichs“ zu fördern.

Zwar bewerten die Planspielregionen Kom-
pensationsflächen- und Kompensations-
maßnahmenpools grundsätzlich positiv,
weil bestehende Vollzugsdefizite hierdurch
reduziert werden. Die Bedeutung als Instru-
ment der Flächenkreislaufwirtschaft wird
allerdings zumindest in der StadtRegion
Stuttgart und in der Region Rheinhessen-
Nahe als gering oder allenfalls mittel einge-
stuft. Hier gibt es kaum innerstädtische oder
stadtrandnahe Industriebrachen ohne bau-
liche Nutzungsperspektive, bei denen das
Kompensationserfordernis zur Renaturie-
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rung genutzt werden könnte. Punktuelle 
Entsiegelungsmaßnahmen sind gleichwohl
möglich und könn(t)en bei entsprechender
Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnah-
men z.B. in Stuttgart nach Einschätzung der
Planspielerinnen und Planspieler kurzfristig
bis 2010 wirksam werden. Eine Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme für die Sied-
lungsentwicklung wird hiervon allerdings
nicht erwartet, sondern lediglich eine Ver-
besserung der Qualität der Kompensations-
maßnahmen, die auch zur Qualifizierung
vorhandener und geplanter Baugebiete bei-
tragen können. Auch wird insbesondere in
der StadtRegion Stuttgart erwartet, dass hier-
durch der Druck auf die wertvollen landwirt-
schaftlichen Flächen reduziert werden kann.

Aufgrund der insgesamt geringen Wachs-
tumsdynamik in der Region Nordthüringen
und der fast abgeschlossenen Umsetzung
der großen Infrastrukturprojekte (A 38 und
A 71) werden in Zukunft nur noch in gerin-
gem Umfang Eingriffe erwartet, sodass die
Bedeutung von Kompensationsmaßnahmen
im Sinne der Umsetzung von Maßnahmen
zur Unterstützung einer Flächenkreislauf-
wirtschaft abnehmen wird, obwohl eine Viel-
zahl von Flächen im Innen- und im Außen-
bereich entsiegelt und renaturiert werden
sollten. Zudem griffen bislang in der Praxis
umgesetzte Entsiegelungsmaßnahmen in
der Regel auch auf Mittel des zweiten
Arbeitsmarktes zurück. Dies wird in Zukunft
aus beihilferechtlichen Gründen kaum noch
möglich sein. Insgesamt wird die Relevanz
der Eingriffsregelung bzw. von Konzepten für
Kompensationsflächen für die Flächenkreis-
laufwirtschaft aktuell als mittel, zukünftig
aufgrund der genannten Rahmenbedingun-
gen als gering eingeschätzt.

Als einzelfallbezogenes Instrument wird die
Befristung von Nutzungsmöglichkeiten
(Baurecht auf Zeit) in der Stadt Duisburg
gegebenenfalls als sinnvoll erachtet. Bei ent-
sprechenden Fallkonstellationen können
auch kurzfristige Wirkungen im Sinne einer
Flächenkreislaufwirtschaft durch temporäre
Aktivierung und Imageaufwertung von
Brachflächen entstehen. Insgesamt wird die
Relevanz der Befristung von Nutzungsrech-
ten für die Flächenkreislaufwirtschaft als
eher gering (Stadt Duisburg) bzw. mittel
(StadtRegion Stuttgart) eingestuft.

Die Relevanz von Zwischennutzungen
(Öffentliches oder privates Grün als Zwi-
schennutzung) für eine Flächenkreislauf-
wirtschaft wird in der Stadt Duisburg und in
der Planungsregion Nordthüringen aktuell

als gering und zukünftig als mittel bis hoch
eingeschätzt. Umsetzungshemmnisse beste-
hen im Allgemeinen in fehlenden Informa-
tionsgrundlagen, der Flächenverfügbarkeit
und der Finanzierung. Bei Zwischennutzun-
gen spielen zudem förderrechtliche Fragen
(Dauerhaftigkeit), die Erhaltung des Bau-
rechts (Bestandsschutz) und kommunale
Baumschutzsatzungen eine Rolle. Ein weite-
res entscheidendes Hemmnis bei der Um-
setzung von Zwischennutzungen sind die
Buchwerte der Flächen, die häufig dazu 
führen, dass – auch bei nicht bestehendem
Baurecht oder faktisch kaum gegebener bau-
licher Entwicklungsfähigkeit – eigentümer-
seitig die freiraumbezogene (und zum Teil
auch gewerbliche) Wiedernutzung von Flä-
chen blockiert ist. Weitere Probleme liegen
in der Finanzierung von unrentablen Nut-
zungen und der Befürchtung, dass Zwi-
schennutzungen sich verstetigen und nicht
mehr beseitigt werden können. 

Die Fallkonstellationen, der Bedarf sowie die
Akzeptanz und Relevanz von Renaturierun-
gen stellen sich in den einzelnen Planspiel-
regionen differenziert dar. Während in der
Planungsregion Nordthüringen aktuell be-
reits eine hohe Akzeptanz für Renaturierun-
gen vorhanden ist, wird diese Option in der
Stadt Duisburg selektiver als in regionale
Grünflächenkonzepte eingebettete Nach-
nutzungsoption und in der Region Rhein-
hessen-Nahe als Einzelfalllösung für be-
stimmte, altlastenbehaftete, in der Regel im
Außenbereich liegende, schwer vermarkt-
bare Flächen in Betracht gezogen.

In der Region Rheinhessen-Nahe haben
Renaturierungen aufgrund des Vorrangs der
baulichen Nachnutzung und der genannten
anderen Rahmenbedingungen aktuell und
auch mittel- bis langfristig keine Relevanz.
Bauliche Nachnutzung wird aufgrund der
ökonomischen Verwertungsinteressen als
prioritär angesehen.

Demzufolge haben in der Region Rheinhes-
sen-Nahe Renaturierungsmaßnahmen nach
einhelliger Meinung der Planspielbeteiligten
nur eine geringe Bedeutung. Der Erwerb und
die Übernahme von aufgegebenen Flächen
durch die Kommunen bei gleichzeitigem Ver-
zicht auf eine attraktive bauliche Flächen-
nutzung sind kaum vorstellbar. Lediglich
durch eine preisliche Steuerung und positi-
ve Anreize könnte sich eine Gemeinde ver-
anlasst sehen, die Übernahme von Flächen
zu akzeptieren, um Renaturierungsmaßnah-
men durchzuführen, wenn Sonderbedarfe
für Ausgleichsflächen vorhanden sind.
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Etwas anders stellt sich die Situation in der
Stadt Duisburg dar. In dieser Planspielstadt
besteht für die Renaturierung von Brach-
flächen im Einzelfall eine hohe Akzeptanz,
jedoch überwiegt die Skepsis hinsichtlich der
Finanzierbarkeit der Maßnahmen und der
Bereitschaft der Eigentümer. Gleichzeitig ist
eine Reihe von Good-Practice-Beispielen
vorhanden. Die Relevanz für die Flächen-
kreislaufwirtschaft wird aktuell als gering,
zukünftig nur bei einer anhaltend hohen
öffentlichen Förderquote als mittel einge-
schätzt.

In der Planungsregion Nordthüringen haben
Renaturierungen aufgrund der spezifischen
Brachflächenproblematik und der Schrump-
fungsprozesse zurzeit eine mittlere, zukünf-
tig jedoch eine hohe Relevanz. Es existieren
bereits eine Reihe von guten Beispielen und
zahlreiche Erfahrungen im Umgang mit
geeigneten Finanzierungs- und Umset-

zungsmöglichkeiten (z.B. Einsatz von ABM
und BSI-Maßnahmen für den Rückbau der
baulichen Anlagen in Kombination mit 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im 
Rahmen der Eingriffsregelung).

Bestehende Instrumente im Handlungs-
bereich Information

Informatorische Instrumente zur Beein-
flussung von Grundstückseigentümern sto-
ßen unter Status-quo-Bedingungen an ihre
Grenzen. Angesichts der fehlenden Anreize
für Eigentümer von Innenbereichsgrundstü-
cken, diese einer Entwicklung bzw. Nach-
nutzung zuzuführen, wird die aufwändige
Erstellung und Verbreitung von Informatio-
nen, die auf Grundstückseigentümer zielen,
von den Planspielbeteiligten daher für nach-
rangig erachtet. 

Informatorischen Instrumenten zur Beein-
flussung flächenpolitischer Entscheidun-
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Tabelle 3:
Bewertung der potenziellen Relevanz der in den Planspielregionen geprüften Instrumente im
Handlungsbereich Planung für eine Flächenkreislaufwirtschaft durch die Planspielteilnehmerinnen und 
-teilnehmer

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.

Instrument Stuttgart
Rheinhes-
sen-Nahe

Mölln Duisburg
Nord-

thüringen

Regionalpläne hoch hoch hoch – mittel-hoch

Interkommunale Planungen hoch hoch hoch – –

Beeinflussung des Flächenverbrauchs 
bei der Aufstellung von Flächen-
nutzungsplänen 

hoch – –
mittel-
hoch

–

Ermittlung des Flächenbedarfs hoch hoch hoch gering-mittel mittel-hoch

Stadtumbaukonzepte – – – hoch hoch

Sonstige Quartiers- und 
Standortplanungen

hoch hoch mittel – –

Beeinflussung des Flächenverbrauchs bei
der Aufstellung von Bebauungsplänen

gering mittel mittel gering gering

Konzepte für Kompensationsflächen 
(Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen), Kompensationsflächen- und 
Kompensationsmaßnahmenpools 

mittel

gering
(quantitativ)
bis mittel 
(qualitativ)

– – gering

Befristung von Nutzungsmöglichkeiten mittel – – gering-mittel –

Zwischennutzungen – – – mittel mittel-hoch

Renaturierung – gering – mittel hoch



gen in Kommunalpolitik und Verwaltung
wird in den Planspielregionen Stuttgart,
Rheinhessen-Nahe und Mölln eine hohe und
in der Region Nordthüringen eine mittlere
Bedeutung zugemessen. Dabei lässt sich
erkennen, dass Wissen in der Verwaltung
über vorhandene Flächenpotenziale und 
-reserven als Grundvoraussetzung für den
Einstieg in die Flächenkreislaufwirtschaft
anzusehen ist. Wo dieses Wissen nicht vor-
handen ist, insbesondere in den ländlichen
Regionen Rheinhessen-Nahe und Mölln,
bzw. seine kontinuierliche Pflege nicht
gewährleistet ist, wie in der Planungsregion
Nordthüringen, kommt der Einrichtung kon-
tinuierlicher und einfach zu handhabender
Informationssammlungen über die Flächen-
nutzung höchste Priorität zu. Es zeigt sich
deutlich, dass dieses Wissen auch Voraus-
setzung für die Anwendung vieler anderer
Instrumente ist, z.B. einer stringenteren
Regionalplanung. Deutlich wurde jedoch
ebenfalls, dass die Sensibilisierung der poli-
tischen Entscheidungsträger für das Prinzip
der Flächenkreislaufwirtschaft selbst in den
Planspielregionen, in denen sich die Ver-
waltung mit diesem Thema in Ansätzen
schon länger befasst, äußerst schwierig ist.
Auch hierfür wurden in den verschiedenen 
Planspielregionen ähnliche Vorschläge ent-
wickelt, die vor allem auf eine Darstellung
der Kosten extensiver Flächenausweisungen
hinauslaufen.

Der bodenpolitische Grundsatzbeschluss
wird von den Planspielteilnehmerinnen und
-teilnehmern nur als unter mehreren Kom-
munen abgestimmte Selbstverpflichtung für
wirkungsvoll erachtet. Weil ein solcher ab-
gestimmter Beschluss Fortschritte im inter-
kommunalen Dialog über die Flächenaus-

weisungspolitik voraussetzt, wird ihm nur
eine ergänzende Funktion zu anderen
Instrumenten der stärkeren interkommuna-
len Kooperation und des Interessenaus-
gleichs beigemessen. Dennoch werden
einem solchen Beschluss zumindest ein
hohes symbolisches Potenzial und teilweise
auch eine Beeinflussung des Grundstücks-
marktes zugetraut. In der praktischen Um-
setzung stellt sich die Diskrepanz zwischen
einerseits dem Wunsch nach einer größt-
möglichen Wirkung, die durch eine strikt 
verbindliche Formulierung erzielt werden
soll, und andererseits der Gefahr der politi-
schen Undurchsetzbarkeit als besonders
problematisch dar.

Bestehende Instrumente im Handlungs-
bereich Organisation und Kooperation

Organisatorische Vorkehrungen innerhalb
der kommunalen Verwaltung: Effektives
Projektmanagement und Behördenenginee-
ring als kommunale Dienstleistung für
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Abbildung 12: 
Baulückenkarte von Panten im Amt Nusse

Quelle: Amt Nusse.

Tabelle 4:
Bewertung der potenziellen Relevanz der in den Planspielregionen geprüften Instrumente im 
Handlungsbereich Information für eine Flächenkreislaufwirtschaft durch die Planspielteilnehmerinnen
und -teilnehmer

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.

Instrument Stuttgart
Rheinhes-
sen-Nahe

Mölln Duisburg
Nord-

thüringen

Informatorische Instrumente zur Beeinflus-
sung der Grundstückseigentümer

mittel gering mittel mittel –

Informatorische Instrumente zur Beeinflus-
sung flächenpolitischer Entscheidungen in
Kommunalpolitik und Verwaltung

hoch hoch hoch – mittel

Bodenpolitischer Grundsatzbeschluss hoch hoch mittel mittel –



Investoren bieten in der Stadt Duisburg opti-
male Rahmenbedingungen für ansiedlungs-
willige Unternehmen. Während die Gesell-
schaft für Wirtschaftsförderung mbH bei der
Wahl des Standorts und bei Förderfragen
Unterstützung leistet, übernimmt Invest-
Support die Steuerung der erforderlichen
Verwaltungsabläufe.

Der seit einigen Jahren intensiv beschritte-
ne Weg der Partnerschaft zwischen Kommu-
ne und Investoren sowie die Optimierung
des kommunalen Handelns zeigen bereits
deutliche Erfolge. So konnten insbesondere
in den letzten zwei bis drei Jahren einige
markante Ansiedlungen in kürzester Zeit
realisiert werden. Der Standort Duisburg
rückt so, auch für größere Investitionsvor-
haben, zunehmend in den Fokus der Immo-
bilienwirtschaft. InvestSupport wird von den
Planspielteilnehmerinnen und -teilnehmern
der Stadt Duisburg insgesamt als Erfolgsmo-
dell bewertet.

Die mittelbare Wirkung auf das Ziel Flächen-
kreislaufwirtschaft besteht in den durch
InvestSupport optimierten Verfahrensabläu-
fen für Brach- bzw. Innenbereichsflächen,
die bisherige Hindernisse beseitigen und die
Genehmigungspraxis beschleunigen. Die
bislang zu verzeichnenden diesbezüglichen
Nachteile derartiger Flächenentwicklungen
gegenüber Projekten „auf der grünen Wiese“
wurden abgemildert.

Kommunale Angebote im Sinne eines soge-
nannten Behördenengineerings erscheinen
geeignet, Ansiedlungshemmnisse auf Brach-
flächen bzw. Innenbereichsflächen abzumil-
dern. Zugleich fördern sie das strategische

Planen und Handeln der Kommunalverwal-
tungen im Sinne einer Flächenkreislaufwirt-
schaft.

Aufgabenverteilung in einer stadtregiona-
len Flächenkreislaufwirtschaft: Geeignete
Organisationsformen bestehen in der Ver-
knüpfung zwischen „weichen“ und „harten“
strukturellen bzw. instrumentellen Ansät-
zen. Angesichts der komplexen Aufgaben-
stellungen, des Problemdrucks und der 
Notwendigkeit flexiblen Handelns in Koope-
rationen spricht vieles für „weiche“ Formen
der Zusammenarbeit.

Die Konflikte zwischen Kernstädten und
prosperierenden Umlandgemeinden sind
allerdings ein Problem, das mit „weichen“
Kooperationsformen und unverbindlichen
Zusammenarbeitsstrukturen allein nicht
gelöst werden kann. Die beteiligten Kommu-
nen müssen daher den räumlichen und
inhaltlichen Umfang von Kooperation defi-
nieren und gemeinsam über die organisato-
rischen Konsequenzen der Intensivierung
der Zusammenarbeit entscheiden. 

Verbindlichkeit in der räumlichen Planung
und ein wirksamer interkommunaler Inte-
ressenausgleich in Belangen der Flächennut-
zung können durch neue Organisations-
formen oder Aufgabenverteilungen nicht
ersetzt werden.

Projektbezogene Kooperationen zwischen
Kommunen und privaten Akteuren besit-
zen für das Flächenrecycling als einer Teil-
strategie der Flächenkreislaufwirtschaft eine
hohe Bedeutung. Aufgrund der kommuna-
len Finanzsituation sind Kooperationen zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren
vielerorts eine Notwendigkeit. Als wichtige
Voraussetzungen oder Erfolgsfaktoren für
Public Private Partnership (PPP) im Flächen-
recycling gelten aus den Erfahrungen in den
Planspielregionen:
• Zieldefinition und -harmonisierung von

Privaten und öffentlicher Hand – insbe-
sondere Implementierung von immo-
bilienwirtschaftlichem Know-how in der
öffentlichen Verwaltung und Berücksich-
tigung bei Planungsprozessen,

• Interesse des privaten Partners an der
langfristigen Tragfähigkeit der Nutzung,

• Zielstrebigkeit, Verlässlichkeit und Leis-
tungsfähigkeit der privaten und öffent-
lichen Partner – insbesondere Benennung
jeweils eines kompetenten Managers von
privater und öffentlicher Seite und ver-
stärkter Einsatz von städtebaulichen Ver-
trägen,
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• Herstellung des Verantwortlichkeitsprin-
zips – insbesondere Ausstattung der Betei-
ligten mit Entscheidungskompetenzen
und Ergebnisverantwortlichkeit, unter
anderem klare Zuständigkeit bei der Pro-
jektarbeit auf kommunaler Seite,

• nach Möglichkeit Besitz oder Erwerb von
Grundstücken durch die Kommune.

Die Realisierbarkeit von Projekten des Flä-
chenrecyclings wird insbesondere durch die
Möglichkeiten der Mobilisierung von För-
der- und Haushaltsmitteln beeinflusst. In
Regionen mit eher schwachen Grundstücks-
märkten ist der Erfolg von PPP oft nur durch
massiven Einsatz öffentlicher Mittel zu errei-
chen. Die Flächenrevitalisierung in Form von
PPP stößt in prosperierenden Regionen bei
vielen Grundstückseigentümern auf Vor-
behalte, obwohl diese eigentlich davon pro-
fitieren würden. Daher ist auch hier ein
finanzieller Einsatz der Kommunen erfor-
derlich. Einschränkungen für private Akteu-
re, als Zuwendungsempfänger auftreten zu
können, erfordern zum Teil komplizierte
Projektkonstruktionen. Möglichkeiten, den
Eigentümer in projektbezogene Kooperatio-
nen einzubeziehen, sind bei kleinteiligen
Brachflächen (in kleinteiligem Eigentum) in
der Regel geringer.

In stark schrumpfenden Regionen besteht
bei einem Großteil der Flächen – und insbe-
sondere bei Brachflächenentwicklungen –
ein struktureller Subventionsbedarf. Die
Aktivierung privaten Kapitals für das Flä-
chenrecycling erscheint unter diesen Rah-
menbedingungen unrealistisch. Hier sind
halböffentliche Flächenentwickler für das
Flächenrecycling von großer Bedeutung.

Projektübergreifende öffentlich-private
Kooperationen stellen in Abhängigkeit von
Größe und Lage der zu mobilisierenden 
Flächen, von der Struktur der Flächeneigen-
tümer sowie von der Dynamik der jeweiligen
Bodenmärkte unterschiedliche Anforde-
rungen.

Die Machbarkeit von Projekten des Flächen-
recyclings in projektübergreifenden öffent-
lich-privaten Partnerschaften wird häufig
durch die Bereitstellung von Förder- und
Haushaltsmitteln beeinflusst. Insbesondere
in strukturschwachen Regionen oder Städ-
ten mit geringer Flächennachfrage sind 
Flächenrecyclingprojekte in hohem Maße
fördermittelabhängig. Personelle und finan-
zielle Ressourcen aus dem kommunalen
Haushalt als Vorleistungen für die Aktivie-
rung privaten Kapitals in Form von Grund-

stücken oder Investitionen sind begrenzt.
Projektübergreifende öffentlich-private
Kooperationen müssen im Einzelfall durch
weitere finanzielle Anreize (gegebenenfalls
aus Landesmitteln), unter anderem für Frei-
machung, Klärung von Bodenverunreini-
gungen und Bodenordnung, unterstützt
werden.

Auf Landesebene organisierte Fondsstruk-
turen oder Sondervermögen zur Revitalisie-
rung großer Brachflächen erfordern erfah-
rungsgemäß ein hohes Maß an öffentlichen
Zuschüssen. Inwieweit die wirtschaftliche
Nachhaltigkeit derartiger Strukturen durch
die Veräußerung des Anteils der entwick-
lungsfähigen Flächen gesichert ist und in
welchem Maße das Flächenportfolio
dadurch langfristig gefährdet werden kann,
ist kaum absehbar.

Kommunale B-Flächen-Entwicklungsfonds
eignen sich besonders für die Entwicklung
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kleinteiliger, vormals in der Regel gewerb-
lich genutzter Flächen. In ihrer Wirkungs-
weise ähneln sie Flächenpools von Eigen-
tümergemeinschaften (Kosten- und Erlös-
teilung nach Flächenanteilen). Mit ihnen
kann es gelingen, Partialinteressen in der
Standortentwicklung zugunsten einer ganz-
heitlichen Perspektive und Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung zurückzudrängen und grö-
ßenbedingte Effizienzsteigerungen zu
erzielen. Dies wäre im Prinzip auch für
räumlich nicht zusammenhängende Stand-
orte möglich. Ein Problem besteht aber
darin, dass gerade die Entwicklung kleinerer
Brachflächen zu gewerblichen Standorten
oft (und insbesondere in schrumpfenden
Städten und Regionen) nur durch Förder-
mittel zu bewerkstelligen ist. Daher ist daran
zu denken, auch nicht-gewerbliche Nachfol-
genutzungen mit höheren Erlöserwartungen
vorzusehen. Klärungsbedürftig sind die Auf-
bringung einer Sacheinlage zum Fondsstart,
die institutionelle Ausgestaltung bzw.
Rechtsform sowie die operative Steuerung
bzw. Geschäftsbesorgung.

Die Einbindung privaten Kapitals in die
Renaturierung von Brachflächen, die ab-
sehbar keiner baulichen Nachnutzung 
zugeführt werden können, erscheint ins-
besondere in Regionen mit strukturellen 
Flächenüberhängen nicht machbar. Erfor-
derlich ist unter diesen Entwicklungskon-
stellationen wohl der Einsatz öffentlicher
Mittel etwa in Form eines C-Flächen-Ent-
wicklungsfonds, eines Sondervermögens
oder einer Stiftung.

Grundstücksrestflächen sind besonders in
nachfragestarken Regionen mit begrenztem
Bestand an größeren entwicklungsfähigen
Flächen in der Summe ein nicht zu unter-
schätzendes Flächenpotenzial. Die Aktivie-
rung dieser Flächenpotenziale erfordert aller-
dings die Zusammenlegung von Flächen und
damit die Kooperation zwischen mehreren
Grundstückseigentümern. Diese kann in der
Regel nur mit Unterstützung seitens der
öffentlichen Hand gelingen, da komplizierte
Planungs- und Bodenordnungsverfahren zu
bewältigen sind. Andererseits müssen das
Interesse und die Mitwirkungsbereitschaft
der Grundstückseigentümer geweckt bzw.
gewonnen werden. Zum Zweck der Informa-
tion und Ansprache von Eigentümern klein-
teiliger Flächen sollte eine Organisations-
struktur eingebunden werden, in der eine
große Anzahl von Einzeleigentümern Mit-
glied ist. Hierdurch besteht die Möglichkeit
der Aktivierung nicht-institutioneller Flä-
cheneigentümer, die in der Summe einen
Großteil bislang ungenutzter oder unterge-
nutzter Flächen in ihrem Bestand haben.

Von eher untergeordneter Bedeutung für die
Flächenkreislaufwirtschaft ist die Einrich-
tung von Business Improvement Districts
(BID) zur kleinräumigen Umfeldverbesse-
rung. Das Instrument kann in noch funktio-
nierenden Geschäftslagen zur Stabilisierung
und Verbesserung beitragen und damit dem
Entstehen nennenswerter Leerstände vor-
beugen. Im Zusammenhang mit disponiblen
Flächen für eine Flächenkreislaufwirtschaft
ist die Relevanz von BID eher gering.
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Tabelle 5:
Bewertung der potenziellen Relevanz der in den Planspielregionen geprüften Instrumente im Hand-
lungsbereich Organisation und Kooperation für eine Flächenkreislaufwirtschaft durch die Planspielteil-
nehmerinnen und -teilnehmer

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.

Instrument Stuttgart
Rheinhes-
sen-Nahe

Mölln Duisburg
Nord-

thüringen

Organisation innerhalb der Verwaltung – – – mittel –

Aufgabenverteilung in einer stadtregionalen
Flächenkreislaufwirtschaft

hoch hoch hoch – hoch

Projektbezogene Kooperation 
öffentlicher und privater Akteure

hoch – gering hoch mittel

Projektübergreifende Formen 
öffentlich-privater Kooperation

hoch – gering hoch-mittel mittel

Rahmenvereinbarungen/
abgestimmte Strategien

gering gering – mittel –



Projektübergreifende öffentlich-private Ko-
operationen haben enge Bezüge insbeson-
dere zur Stadtentwicklungsplanung (räum-
liche und inhaltliche Ausgestaltung), zum
Gewerbeflächenmanagement und zur För-
derpolitik.

Fondslösungen für die Entwicklung von
Brachflächen werden im Detail in Band 3 der
Veröffentlichungsreihe „Perspektive Flä-
chenkreislaufwirtschaft“ dargestellt.

In den Planspielregionen liegen bisher keine
Erfahrungen mit abgestimmten Strategien
oder Rahmenvereinbarungen zwischen
Gebietskörperschaften und Flächeneigen-
tümern vor.

Wesentliche Hindernisse in der Anwendung
von Rahmenvereinbarungen oder abge-
stimmten Strategien für Brachflächen sind:
• politische Vorbehalte,

• Buchwerte der Flächen und daraus resul-
tierende Erlöserwartungen auf Seiten der
Eigentümer,

• unüberbrückbare unterschiedliche Nut-
zungsvorstellungen,

• insbesondere bei gewerblicher Folgenut-
zung schwierige wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen des Flächenrecyclings.

Bestehen gravierende Hindernisse wie oben
beschrieben, könnte auch eine Rahmenver-
einbarung diese nicht überwinden.

Dem Instrument der Rahmenvereinbarun-
gen als Unterstützung für die Flächen-
kreislaufwirtschaft wird von den Plan-
spielbeteiligten insgesamt eine eher geringe
Bedeutung beigemessen.

Bestehende Instrumente im Handlungs-
bereich Fördermittel und Budget

Förderprogramme: Die Planspielbeteiligten
gehen übereinstimmend davon aus, dass
ohne entsprechende öffentliche Förderung
die Ziele einer Flächenkreislaufwirtschaft
nicht zu erreichen sind. Öffentliche Mittel
seien insbesondere zur Aufbereitung von
vorgenutzten Standorten unverzichtbar, da
die erforderlichen Investitionen für private
Investoren angesichts eines hohen Angebots
an Neunutzungsflächen und teilweise gerin-
ger Renditeerwartungen unattraktiv sind.
Insofern wird die Relevanz von Fördermit-
teln für die Flächenkreislaufwirtschaft als
hoch bewertet. In strukturschwächeren Räu-
men mit niedrigeren Bodenwerten fällt der
Aspekt besonders ins Gewicht, aber auch im
hochpreisigen Grundstücksmarkt in der

StadtRegion Stuttgart werden Anreize für das
Flächenrecycling als erforderlich angesehen.

Nach Einschätzung der Planspielteilnehme-
rinnen und -teilnehmer finden sich im Spek-
trum der bestehenden Förderprogramme
zahlreiche Ansatzpunkte zur Initiierung
einer Flächenkreislaufwirtschaft, wobei
jedoch durch eine Verschiebung der Priori-
täten zugunsten der Innenentwicklung und
eine bessere Integration der Programme eine
höhere Wirksamkeit für die Flächenkreislauf-
wirtschaft erlangt werden könnte. So sollten
staatliche Fördermaßnahmen, wie z.B. die
Städtebauförderung, in regionale Flächen-
managementansätze eingebunden werden,
die gezielt die Innenentwicklung fördern.
Sowohl in der Städtebauförderung, Wohn-
raumförderung als auch bei der Förderung
des Ausbaus der wirtschaftsnahen Infra-
struktur sollten die Mittel auf Innenbe-
reichsflächen oder vorgenutzte Flächen 
konzentriert werden. Außerdem wird eine
Förderschwerpunktsetzung im Bereich
Rückbau, Zwischennutzung und Renaturie-
rung empfohlen; private Flächen sollten
explizit in diese Förderung einbezogen wer-
den. Zudem muss auch kleineren Nach- und
Umnutzungsprojekten im Innenbereich ein
Zugang zu Fördermitteln eröffnet werden.

Bereitstellung finanzieller Ressourcen aus
den Haushalten der Gebietskörperschaften:
Auch wenn die angespannte Haushaltslage
der Gemeinden kommunale Investitionen 
in die Flächenkreislaufwirtschaft stark er-
schwert, werden von den Planspielbeteilig-
ten kommunale Finanzmittel übereinstim-
mend für erforderlich gehalten, z.B. für die
Sammlung von Informationen über Innen-
bereichspotenziale, für die Aufbereitung vor-
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genutzter Flächen, für die Ermöglichung der
Nutzung von Baulücken, für die Entwicklung
und Umsetzung von Folgenutzungskonzep-
ten, für die fachliche Unterstützung privater
Grundstückseigentümer bei der Verwirk-
lichung von Nachnutzungen sowie bei
Bedarf für den Zwischenerwerb von brach-
fallenden oder ungenutzten Flächen von
städtebaulicher Bedeutung zur Überbrü-
ckung der Lücke zwischen Vornutzung und
Marktfähigkeit, also einer Neunutzung von
Innenbereichsgrundstücken. Die potenziel-
le Bedeutung des Einsatzes von Haushalts-
mitteln für die Flächenkreislaufwirtschaft
wird dementsprechend überwiegend als
hoch erachtet.

Bestehende Instrumente im 
Handlungsbereich Vermarktung

Vermarktung durch öffentliche Akteure: Die
Einflussnahme der öffentlichen Hand auf 
die Vermarktung wird zwar generell für erfor-

derlich erachtet, aber gegenwärtig für Innen-
bereichsgrundstücke als wenig wirksam ein-
geschätzt. Nach übereinstimmender Ansicht
der Planspielbeteiligten können effektive
Vermarktungsstrategien nur dann greifen,
wenn flächendeckende Informationen über
die Innenentwicklungspotenziale, ein lau-
fend gepflegtes Baulücken- und Brach-
flächenkataster sowie Informationen über
mindergenutzte Grundstücke vorliegen. Zu-
sätzlich müssen personelle und finanzielle
Ressourcen bereitstehen, da professionelle
Vermarktung und Informationsbereitstel-
lung für den Nachfrager schnelle Reaktions-
zeiten, funktionierende Netzwerke und aktu-
elle Datenrückgriffsmöglichkeiten erfordern.
Diese Voraussetzungen sind aber in keinem
der Planspielgebiete erfüllt.

Voraussetzung für die Vermarktungsaktivi-
täten der Immobilienwirtschaft ist die Ver-
marktungsfähigkeit der jeweiligen Fläche.
Entscheidend sind deshalb die kommunalen
Vorleistungen, die erst zur Vermarktungs-
fähigkeit von Flächen führen. Diese Vorleis-
tungen beziehen sich unter anderem auf die
Schaffung von Baurecht und auf die Baureif-
machung, um derartige Flächen in einen ver-
marktungsfähigen Zustand zu versetzen. Vor
diesem Hintergrund ist der Ruf nach der ver-
stärkten Einbindung privaten Kapitals nach
Ansicht der Planspielteilnehmerinnen und 
-teilnehmer zwar richtig, dessen Mobilisie-
rung – mit Ausnahme von 1a-Lagen – aber an
die genannten kommunalen Vorleistungen
gekoppelt. Privates Engagement kann somit
nicht die entscheidenden Akzente zuguns-
ten einer Flächenkreislaufwirtschaft setzen.

Bestehende Instrumente im 
Handlungsbereich Anordnungen

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen
können für die Entwicklung großer Brach-
flächen (z.B. Industriebrachen, Bahn-, Post-
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Tabelle 6:
Bewertung der potenziellen Relevanz der in den Planspielregionen geprüften Instrumente im 
Handlungsbereich Fördermittel und Budget für eine Flächenkreislaufwirtschaft durch die Planspiel-
teilnehmerinnen und -teilnehmer

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.

Erfolgreiche „Adressenentwicklung“ im Duisburger Innenhafen
Foto: Stadt Duisburg.

Instrument Stuttgart
Rheinhes-
sen-Nahe

Mölln Duisburg
Nord-

thüringen

Förderprogramme hoch hoch hoch hoch hoch

Bereitstellung finanzieller Ressourcen 
aus den Haushalten der Gebietskörper-
schaften

hoch hoch hoch
mittel-
hoch

gering-
mittel



oder Konversionsflächen) ein wichtiges
Instrument sein. Die meisten Brachflächen
werden allerdings ohne dieses Instrument
entwickelt, sodass ihm insgesamt nur eine
ergänzende Funktion für die Flächenkreis-
laufwirtschaft zuerkannt wird.

Vorteilhaft wirkt sich das Instrumentarium
immer dann aus, wenn Eigentümer kein
Interesse an der Mobilisierung ihrer Grund-
stücke haben. Probleme bei der Mobilisie-
rung kleinteiliger Innenentwicklungspoten-
ziale lassen sich derzeit allerdings nicht mit
diesem Instrument lösen, da der Anwen-
dungsbereich auf Ortsteile oder andere Teile
des Gemeindegebiets mit besonderer
Bedeutung für die städtebauliche Entwick-
lung beschränkt ist.

Ambivalent wird die in dem Instrument
angelegte Nutzung der entwicklungsbeding-
ten Bodenwertsteigerungen bewertet. Einer-
seits bietet diese Regelung eine Basis zur
Finanzierung von komplexen Erneuerungs-
aufgaben. Andererseits wird eingewandt,
dass die Abschöpfung der entwicklungs-
bedingten Steigerungen des Grundwerts
derzeit vielfach an stagnierenden Boden-
preisen scheitern würde.

Zum Teil wurde bezweifelt, dass städtebau-
liche Entwicklungsmaßnahmen überhaupt
für die Bewältigung von Schrumpfungssitua-
tionen in Betracht kommen. Tatsächlich
bestehen hier zwar keine rechtlichen Hin-
dernisse, der Einwand zeigt aber, dass das
Wissen über die Voraussetzungen und Ein-
satzmöglichkeiten städtebaulicher Entwick-
lungsmaßnahmen zum Teil gering ist.

Die städtebauliche Sanierungsmaßnahme
kann grundsätzlich einen Beitrag zur Mobi-
lisierung von Baulücken leisten. Besonders
kleinteilige Innenentwicklungspotenziale
(Baulücken, Konversionsflächen und Bra-
chen) könnten damit aktiviert werden.

Vor allem die Förderanreize im Sanierungs-
gebiet können einen wichtigen Impuls zur
Wiedernutzung geben. Insgesamt ist die
Relevanz für den Flächenkreislauf dennoch
als eher mittel einzuschätzen. Gerade im
durch hohe Preise gekennzeichneten Grund-
stücksmarkt (z.B. StadtRegion Stuttgart)
kann Flächenrecycling oft rentabel, d.h.
ohne den Einsatz staatlicher Förderung
durchgeführt werden.

Die gesetzlichen Regelungen werden für aus-
reichend erachtet. Demgegenüber werden
die Vorgaben zum Einsatz von Sanierungs-
mitteln zum Teil als zu starr empfunden. Die
Städtebauförderungsrichtlinien – so eine
vorgebrachte Einschätzung – sollten zur bes-
seren Nutzung für die Aufgaben des Stadt-
umbaus geändert und erweitert werden. Vor
allem sollten auch Umnutzungen durch
Reaktivierung brachliegender und unterge-
nutzter Flächen bis hin zur Entsiegelung von
Flächen als förderfähig anerkannt werden.

Dem Instrument Baugebot wird eine gerin-
ge bis mittlere Relevanz beigemessen. Dies
begründet sich vor allem darin, dass allein
die Möglichkeit der Anordnung einen Anreiz
für die einvernehmliche Aktivierung von
Baulücken darstellt. Ob der mit dem Bauge-
bot verbundene hohe Verwaltungsaufwand
zur Aktivierung der Baulücken gerechtfertigt
ist, wird in den Regionen unterschiedlich
eingeschätzt. Die hinter der Anordnung 
stehende Herangehensweise wird für sehr
wichtig erachtet. Die erheblichen Flächen-
gewinne rechtfertigen aus der Sicht der
StadtRegion Stuttgart den Verwaltungsauf-
wand, der mit der Aktivierung dieses über
den gesamten Innenbereich verstreuten 
Flächenpotenzials verbunden ist. In der
Region Mölln wird dies anders bewertet, weil
es hier nur relativ wenige Baulücken und
Brachen gibt. Die bestehenden gesetzlichen
Regelungen werden als ausreichend erachtet.
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Tabelle 7:
Bewertung der potenziellen Relevanz der in den Planspielregionen geprüften Instrumente im 
Handlungsbereich Vermarktung für eine Flächenkreislaufwirtschaft durch die Planspielteilnehmerinnen
und -teilnehmer

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.

Instrument Stuttgart
Rheinhes-
sen-Nahe

Mölln Duisburg
Nord-

thüringen

Vermarktung durch öffentliche Akteure hoch mittel gering mittel mittel

Immobilienwirtschaftliche Vermarktung mittel gering – mittel –



Das Rückbau- und Entsiegelungsgebot nach
§ 179 BauGB wird von den Planspielteilneh-
merinnen und -teilnehmern übereinstim-
mend für die Flächenkreislaufwirtschaft
aktuell und potenziell als nicht relevant ein-
geschätzt. Ein Vollzug des Rückbau- und Ent-
siegelungsgebots scheitert an der Finanzier-
barkeit der Ersatzvornahme. Deshalb findet
unter den gegebenen Rahmenbedingungen
das Instrument keine Akzeptanz. Es wird 
vorgeschlagen, eine Kostenübernahme des
Eigentümers beim Rückbau- und Entsie-
gelungsgebot (analog zum Bergrecht) ein-
zuführen.

Die Relevanz der Schutzgebietsfestlegungen
für die quantitativen Ziele der Flächenkreis-
laufwirtschaft wird als gering eingeschätzt.
Es wird ihnen aber eine hohe Relevanz im
Rahmen der Qualitätssicherung städtischer
und ländlicher Räume („Erhalt und Entwick-
lung qualitativ hochwertiger Freiflächen“)
zugesprochen.

4.2 Bewertung der neuen Instru-
mente für eine Flächenkreis-
laufwirtschaft

Von verschiedenen neuen Instrumenten
werden Anreize für öffentliche und private
Akteure zu einem sparsameren Umgang mit
Fläche erwartet. Dazu zählen insbesondere
ökonomische Instrumente, die im vorhande-
nen Instrumentarium bislang zu wenig ent-

wickelt sind. Aus der umfassenden Diskus-
sion über ökonomische Instrumente wur-
den für die Planspiele folgende Ansätze aus-
gewählt:
• Beeinflussung der Grundstückspreise:

Reform von Grundsteuer und Grunder-
werbsteuer,

• Beeinflussung der Flächenausweisung:
Kosten-Nutzen-Betrachtung, Flächenaus-
weisungsabgabe bzw. -umlage, handelba-
re Flächenausweisungsrechte,

• Finanzierungsmodelle und Subventionen:
Zweckzuweisungen im Kommunalen
Finanzausgleich, Versicherungen, B-Flä-
chen-Fonds, C-Flächen-Fonds, Vergabe
zinsverbilligter Kredite an Private, zonier-
tes Satzungsrecht,

• Anpassung weiterer ökonomischer und
rechtlicher Rahmenbedingungen an die
Erfordernisse der Flächenkreislaufwirt-
schaft: Freistellung von der Eingriffsrege-
lung beim Flächenrecycling, Wegfall der
Entfernungspauschale, Wegfall der Eigen-
heimzulage, sonstige Verfahrensverein-
fachungen, Rückbaupflicht für dauerhaft
leer stehende Gebäude in Verbindung mit
einer Rückbauversicherung oder alter-
nativ einer Rückbaurücklagepflicht.

Aufgrund von naturräumlichen, strukturel-
len und ökonomischen Unterschieden in
den Rahmenbedingungen waren die vorge-
schlagenen Instrumente in den beteiligten
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Tabelle 8:
Bewertung der potenziellen Relevanz der in den Planspielregionen geprüften Instrumente im 
Handlungsbereich Anordnungen für eine Flächenkreislaufwirtschaft durch die Planspielteilnehmerinnen
und -teilnehmer

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.

Instrument Stuttgart
Rheinhes-
sen-Nahe

Mölln Duisburg
Nord-

thüringen

Städtebauliche Entwicklungs-
maßnahmen

mittel

keine 
Bewertung
abgegeben

– – –

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen mittel mittel – – –

Baugebot mittel – gering – –

Rückbaugebot – – – gering –

Festlegung von Schutzgebieten durch
die Naturschutzbehörden

mittel –

gering
(quantitativ)

bis hoch 
(qualitativ)

– –



Städten und Regionen unterschiedlich be-
deutsam. Daher wiesen die Arbeitsprogram-
me in den Planspielen Unterschiede auf.

Insgesamt wurden 14 neue Instrumente bzw.
grundlegende Reformansätze für bestehen-
de Instrumente geprüft, wobei für ver-
schiedene Instrumente (z.B. reformierte
Grundsteuer) nochmals unterschiedliche
instrumentelle Ausformungen behandelt
wurden. Daraus resultierten für die Plan-
spielteilbeteiligten über 20 verschiedene
Einzelaufgaben. In einer Übersicht im An-
hang werden die in den jeweiligen Plan-
spielregionen geprüften Instrumente dar-
gestellt.

Neue Instrumente zur Beeinflussung der
Grundstückspreise

Die Beeinflussung der Grundstückspreise
zielt auf eine Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme bei privaten und öffentlichen
Akteuren. Daher wurden eine Grundsteuer-
reform und eine Reform der Grunderwerb-
steuer geprüft.

Instrumentelle Annahmen zur Grundsteu-
erreform:

Im Zusammenhang mit der Beeinflussung
der Grundstückspreise wurden drei Vor-
schläge zur Grundsteuerreform geprüft: die
Bodenwertsteuer, die Flächensteuer und die
Flächennutzungssteuer. Für alle Varianten
der Grundsteuerreform wurde davon aus-
gegangen, dass sich das Steueraufkommen
für die Gemeinden nicht ändert (Aufkom-
mensneutralität). Die Lenkungswirkungen
ergäben sich also durch die Verschiebung der
Belastung für einzelne Grundstücke bzw.

Areale (Senkung für die einen, Erhöhung für
die anderen).

Planspielergebnis:

Hinsichtlich der Effektivität der Grundsteu-
erreformmodelle bezweifeln vier von fünf
Planspielregionen die Wirksamkeit der
Reformanreize bei einer aufkommens-
neutralen Ausgestaltung. Lediglich für die 
Flächennutzungssteuer konstatiert der 
überwiegende Teil der Planspielbeteiligten
mögliche Lenkungseffekte in Bezug auf die
Flächennutzung. Eine Planspielregion favo-
risiert ein alternatives Steuerungsinstru-
ment, nämlich eine Steuer auf die Unteraus-
lastung von Flächen.

In Bezug auf die Praktikabilität tragen die
meisten Planspielregionen keine Bedenken
hinsichtlich der Umsetzbarkeit der Reform-
modelle vor. Allerdings bezweifeln sie, dass
bei einer aufkommensneutralen Einrichtung
der Aufwand der Umsetzung den Lenkungs-
ertrag rechtfertigen kann.

Relativ deutlich ist, dass bei vielen Planspiel-
regionen aber Vorbehalte gegen eine entspre-
chende Erhöhung des Aufkommens beste-
hen, weil dann auch Verteilungseffekte
befürchtet werden, die nicht beabsichtigt
sind. Dabei lassen sich die Planspielteilneh-
merinnen und -teilnehmer von den Belas-
tungswirkungen leiten, die sie auf der Basis
zuvor ausgewählter Flächen berechnet
haben. Diese bilden keine repräsentative
Auswahl, sondern wurden auf der Basis der
für die Flächenkreislaufwirtschaft relevanten
Flächen gebildet. Insofern ist das Argument
der nicht intendierten Verteilungseffekte in
diesem Kontext mit Vorbehalt zu behandeln.
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Instrument Stuttgart
Rheinhessen-

Nahe
Mölln Duisburg

Nord-
thüringen

Bodenwertsteuer nein nein nein bedingt nein

Flächensteuer nein nein nein bedingt nein

Flächennutzungssteuer nein nein nein nein nein

Reformierte Grunderwerbsteuer nein – – nein ja

Tabelle 9:
Empfehlungen der Planspielbeteiligten an den Bund zur Weiterverfolgung neuer Instrumente zur 
Beeinflussung der Grundstückspreise

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.



Instrumentelle Annahmen zur reformierten
Grunderwerbsteuer:

Der im Planspiel geprüfte Vorschlag einer refor-
mierten Grunderwerbsteuer stellt den Erwerb
von Konversionsflächen und von solchen
Grundstücken, die durch öffentlichen Erwerb
für Zwischennutzungen oder zwecks Renatu-
rierungen „vom Markt“ genommen werden,
von Zahlungen frei. Um das Steueraufkommen
der Länder dadurch nicht zu verringern, würde
die Grunderwerbsteuer für neu ausgewiesene
Baugrundstücke geringfügig erhöht.

Planspielergebnis:

Eine Reform der Grunderwerbsteuer halten
die Planspielbeteiligten für nicht bis kaum
wirkungsvoll im Sinne der Flächenkreislauf-
wirtschaft. Gründe hierfür liegen darin, dass
der in schrumpfenden Regionen mögliche
Fall der Zwischennutzung keine Eigentums-
übertragung erfordert bzw. dass in Regionen
mit schwachen Bodenmärkten der Fall des
kommunalen Zwischenerwerbs eher selten
ist. In Regionen mit hohem Bodenpreisni-
veau wiederum würde zwar für die in Frage
stehenden Grundstückstransaktionen eine
preisliche Entlastung eintreten, jedoch
scheitern bei den bisherigen Regelungen
Grundstückstransaktionen erkennbar nicht
an der Erhebung der Grunderwerbsteuer.

Neue Instrumente zur Beeinflussung 
der Flächenausweisung

Im Unterschied zur Flächennutzung, bei der
private wie öffentliche Akteure in ihrem 

flächenbeanspruchenden Verhalten zu be-
einflussen sind, sind bei der Flächenaus-
weisung nur öffentliche Akteure, nämlich 
die Flächenausweisung betreibenden Kom-
munen, in den Blick zu nehmen. Hierfür
wurden Kosten-Nutzen-Betrachtungen,
Baulandausweisungsabgabe bzw. -umlage
und handelbare Flächenausweisungsrechte
geprüft.

Instrumentelle Annahmen zu Kosten-Nut-
zen-Betrachtungen:

Hier wurden zuerst stark vereinfachte Kos-
ten-Nutzen-Betrachtungen für neu aus-
gewiesene Wohn- und Gewerbegebiete
durchgeführt, in denen die kommunalen
Mehreinnahmen den investiven und laufen-
den Kosten für Baulandbereitstellung sowie 
technische und soziale Infrastruktur gegen-
übergestellt wurden.

Planspielergebnisse:

Zunächst waren in den Planspielregionen
vielfältige Probleme bei der Datengewin-
nung für die Kosten-Nutzen-Betrachtung
zu konstatieren. Die Planspielbeteiligten
bemängelten überwiegend die geringe
Transparenz in Bezug auf die Folgekosten
von Bebauungsplänen. Auch im stark ver-
einfachten Berechnungsmodell zeigten sich
Probleme, weil die Abgrenzung des kommu-
nalen Haushalts viele positive und negative
Wirkungen nicht sichtbar machte, die
eigentlich ebenfalls zu berücksichtigen sind. 
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Tabelle 10:
Kosten-Nutzen-Betrachtung bei Flächenneuausweisungen – Einnahmen und Ausgaben bei der Ent-
wicklung von Wohnflächen (W) und Gewerbeflächen (G)

KFA = Kommunaler Finanzausgleich
VG  = Verbandsgemeinde

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Darstellung.

Einnahmen Schlüsselzuweisungen aus KFA (W) 

Anteil Einkommensteuer (W) 

Anteil am Gewerbesteueraufkommen (G) 

Grundsteuer A (W, G) 

Grundsteuer B (W, G)

Ausgaben Umlage an Amt bzw. VG/ggf. Kreisumlage (W) 

Kostenanteil der Gemeinde an Baulandbereitstellung (W, G) 

zus. investive Kosten sozialer Infrastruktur (W) 

zus. investive Kosten der technischen Infrastruktur (W, G) 

zus. laufende Kosten sozialer Infrastruktur (W) 

zus. laufende Kosten der technischen Infrastruktur (W, G)



Alle Planspielregionen bewerten die Kosten-
Nutzen-Betrachtung als grundsätzlich posi-
tiv. In einer Planspielregion sieht man indes,
dass Transparenz allein noch keine wesent-
liche Änderung im Ausweisungsverhalten
der Kommunen bringen wird, weil andere,
politische Argumente ausschlaggebend
seien. In dieser Region wird deshalb ein flan-
kierender Lenkungsimpuls gefordert, wie er
durch die Baulandausweisungsabgabe, eine
entsprechende Umlage oder die handelba-
ren Ausweisungsrechte gesetzt wird. 

Um die Kosten-Nutzen-Betrachtung indes
wirkungsvoll zu gestalten, sei sie auf eine
sichere methodische Basis zu stellen, die
nachvollziehbar und einfach handhabbar
sein müsse, damit sie sich in der Verwaltung
durchsetzen kann. Allerdings sehen einige
Teilnehmerinnen und Teilnehmer auch
dann noch die Gefahr einer politischen
Manipulation der Kosten-Nutzen-Betrach-
tung. Grundsätzlich spricht, wenn entspre-
chende Vorarbeiten zur Standardisierung der
Kosten-Nutzen-Betrachtung existieren, nach
Auffassung einiger Planspielbeteiligter viel
dafür, derartige Untersuchungen obliga-
torisch einzuführen. Dafür sehen sie auch
keine gravierenden Probleme in der politi-
schen Umsetzung.

Instrumentelle Annahmen zur Bauland-
ausweisungsabgabe/-umlage:

Für die Planspielteilnehmerinnen und -teil-
nehmer wurde die Verteuerung der Flä-
chenausweisung sowohl als Baulandaus-
weisungsabgabe (Aufkommen fließt in den
allgemeinen Landeshaushalt) als auch als
Baulandausweisungsumlage (Aufkommen
wird verwendet für die Minderung der 
Lasten von Flächeninanspruchnahme, für
Beseitigung von Hemmnissen zur Wieder-
verwendung von brachgefallenen Liegen-
schaften, z.B durch Zuschüsse zum regio-

nalen ÖPNV und zum Bau übergeordneter
Straßen, für Rückbau von Brachen, Be-
seitigung von Altlasten, alternativ auch für
Zweckzuweisungen des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs) formuliert. Die Planspiel-
beteiligten sollten dabei davon ausgehen,
dass die Neuausweisung von Bauflächen
(Satzungsbeschluss für siedlungserwei-
ternde Bebauungspläne und Ergänzungssat-
zungen) eine Zahlungspflicht an das Land
auslöst, die sich nach der Größe der ausge-
wiesenen Fläche (Hektar) und der angestreb-
ten Nutzung richtet. Für Flächen der tech-
nischen und sozialen Infrastruktur sollten
ein Euro je Quadratmeter angesetzt werden,
für Bauflächen zu Wohn- und Gewerbe-
zwecken fünf Euro je Quadratmeter.

Planspielergebnisse:

Die Baulandausweisungsabgabe ist auf der
Wirkungsseite identisch mit einer entspre-
chenden Baulandausweisungsumlage. Die
beiden Instrumente unterscheiden sich 
wirkungstechnisch lediglich darin, dass auf
der Finanzierungsseite ein anderer Akteur
über die Verwendung bestimmt. Grundsätz-
lich gilt, dass die Planspielteilnehmerinnen
und -teilnehmer erhebliche Vorbehalte gegen
ökonomische Instrumente haben. Dies hängt
sicher damit zusammen, dass sowohl Umla-
ge als auch Abgabe sowie Ausweisungsrech-
te als nicht konform mit der Planungsphilo-
sophie angesehen werden. Die Befürchtung,
Steuerungspotenziale an einen ökonomi-
schen Mechanismus zu verlieren, ist auch in
den Planspielregionen groß, die sich schon
intensiver mit ökonomischen Instrumenten
beschäftigt haben. Das Zusammenspiel von
Planung und ökonomischem Instrument ist
den Planspielbeteiligten noch zu wenig kon-
kret, um die Steuerungsintensität der Pla-
nung und die Lenkungspotenziale der öko-
nomischen Instrumente zeigen zu können.
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Tabelle 11:
Mögliche Rückverteilung des Aufkommens aus der Baulandausweisungsumlage

Quelle: Raimund Krumm: Die Baulandausweisungsumlage als ökonomisches Steuerungsinstrument einer nachhaltigkeits-
orientierten Flächenpolitik, Tübingen 2002, S. 7.

Systemexterne Rückverteilung

Erhöhung des kommunalen Einkommensteuer- 
bzw. Umsatzsteueranteils

Minderung der kommunalen Gewerbesteuer-
umlagebelastung

Gewährung zusätzlicher Finanzzuweisungen 
im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs

Systeminterne Rückverteilung

Rückverteilung des Umlageaufkommens auf
der Basis eines Einwohnerschlüssels

Rückverteilung des Umlageaufkommens auf 
der Basis eines „Gemischten Verteilungsschlüssels“



Eine Baulandausweisungsabgabe mit den
Abgabesätzen ein Euro/m2 Wohnbauland
und fünf Euro/m2 Gewerbebauland hätte bei
vielen der Beispielflächen eine Änderung des
Saldos zwischen Kosten und Nutzen bewirkt.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sehen
deshalb auch ein beträchtliches Lenkungs-
potenzial, und zwar überwiegend auch
dann, wenn vollständig überwälzt würde,
weil die Nachfrager ihren Flächenbedarf
anpassen würden.

Insgesamt favorisieren die Planspielbeteilig-
ten aber deutlich eine Umlage, weil sie auf
die Verwendung des Aufkommens bei der
Umlage einen größeren Einfluss der Kom-
munen sehen als bei einer Landesabgabe
oder einer Bundesabgabe.

Instrumentelle Annahmen zu handelbaren
Flächenausweisungsrechten:

Im Weiteren diskutierten die Planspiel-
beteiligten die nähere Ausgestaltung des
Instruments der handelbaren Flächenaus-
weisungsrechte aus Sicht der Kommunen
und der Regionalplanung mit dem Ziel,
Empfehlungen zu entwickeln. Darüber
hinaus führte die Anwendung auf konkrete
Flächen zu Aussagen über die Auswirkungen
dieses Instruments.

Planspielergebnisse:

Wenngleich handelbare Flächenauswei-
sungsrechte für die Planspielteilnehmerin-
nen und -teilnehmer am schwierigsten zu
bewerten waren, wurden hier zahlreiche
Bedenken geäußert und klärungsbedürftige
Aspekte benannt. Zum einen erkannten die
Planspielbeteiligten, dass das handelbare
Flächenausweisungsrecht planerische Kon-
tingentierung nicht ersetzen kann, sondern
diese vielmehr voraussetzt. Die bereits in der
ersten Planspielphase deutlich gewordenen
Anforderungen einer verbindlichen regio-
nalplanerischen Mengenvorgabe für den
Siedlungsflächenzuwachs werden als eigent-
liche Hürde begriffen. Die mit der „Handel-
barkeit“ einhergehende komplexere Struk-
tur aber gegen den damit verbundenen
Lastenausgleich sowie die gesamtwirtschaft-
lich höhere Effizienz abzuwägen, verlangt
eine eher politische Kompetenz, die in den
Planspielen nicht vertreten war. Dennoch
zeigt das Planspiel gerade im Hinblick auf
Umsetzungsprobleme von Flächenauswei-
sungsrechten wichtige Aspekte auf. Zum
anderen zeigt sich, dass nahezu alle Plan-
spielbeteiligten die kommunalen Verwaltun-
gen mit den Anforderungen an Prognose und
Marktbeobachtung überfordert sehen. Öko-
nomisch gesprochen scheint das Instrument
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Abbildung 14:
Prinzipielle Verfahrensweise mit Flächenausweisungsrechten

Quelle: Kilian Bizer, eigene Darstellung.



in der vorgestellten Form noch zu hohe
Transaktionskosten auszulösen, um wir-
kungsvoll eingesetzt zu werden. Jede Form
von Abgabe scheint den Teilnehmerinnen
und Teilnehmern weitaus praktikabler, weil
der „Preis“ in Form des Abgabesatzes eini-
germaßen fixiert ist und sie das Instrument
besser einschätzen können.

Darüber hinaus zeigt sich, dass Auswei-
sungsrechte regional durchaus unterschied-
lich auszugestalten wären, weil nicht nur
unterschiedliche raumordnungspolitische
Ziele existieren, sondern auch die Voraus-
setzungen je nachdem, ob es sich um eine
Wachstums- oder eine Schrumpfungsregion
handelt, sehr unterschiedlich ausfallen. Alle
Planspielregionen äußern darüber hinaus
die Befürchtung, dass finanzstarke Kommu-
nen in der Lage wären, Ausweisungsrechte
zu horten, um anderen Kommunen Entwick-
lungsmöglichkeiten vorzuenthalten.

Neue Instrumente für Finanzierung 
und Subventionen

Im Planspiel wurden neue Finanzierungs-
ansätze und Subventionsmodelle in Form
von Zweckzuweisungen im Kommunalen
Finanzausgleich und Versicherungen, in
Form der Einrichtung von B-Flächen-Fonds
und C-Flächen-Fonds, durch Vergabe zins-
verbilligter Kredite an Private sowie mittels
eines zonierten Satzungsrechts geprüft.

Instrumentelle Annahmen zum reformier-
ten Kommunalen Finanzausgleich:

Im Rahmen des Planspiels wurde der Bereich
der Zweckzuweisungen im Kommunalen
Finanzausgleich geprüft. Die Zweckzu-
weisungen sind ein Instrument, bei dem das
Land eine bestimmte Summe zweckgebun-
den zur Verfügung stellt und die Gemeinden
Art und Umfang der Projekte im Rahmen der
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Tabelle 12:
Empfehlungen der Planspielbeteiligten an den Bund zur Weiterverfolgung neuer Instrumente zur 
Beeinflussung der Flächenausweisung 

1 Nur für Wohnen interessant, da die zumeist gewerblichen Entwickler von Gewerbeflächen ohnehin auf 
Rentabilität achten.

2 Obwohl die drei Formen des Interessenausgleichs laut Arbeitsprogramm mit dem Instrument Handelbare 
Flächenausweisungsrechte zusammenhängen, wurde auch dafür votiert, dass diese eventuell unabhängig 
davon (unter Umständen in Kombination mit einem anderen Instrument) eingeführt werden könnten.

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.

Instrument Stuttgart
Rheinhessen-

Nahe
Mölln Duisburg Nordthüringen

Kosten-Nutzen-Betrachtung ja ja ja ja1 ja

Abgabe auf die Neuausweisung
von Bauflächen

bedingt nein nein ja ja

Neuausweisungsumlage bedingt ja ja ja ja

Handelbare Flächen-
ausweisungsrechte

nein nein nein ja k.A.

Interessenausgleich, Fonds 
für Flächenrecyclingprojekte 

bedingt nein2 bedingt ja ja

Interessenausgleich, Bonusflächen
für Maßnahmen der Brachenrevita-
lisierung, Baulücken, Verdichtung 

nein nein bedingt ja ja

Interessenausgleich, Weiße Zertifi-
kate für Planaufhebung, Renaturie-
rung

nein nein nein ja ja



Zuweisungsbedingungen selbst bestimmen.
Es wurden Zweckzuweisungen in drei Pro-
jektbereichen näher untersucht:

• Projektbereich 1: Revitalisierungen von
Brachen
• Es werden kommunale Projekte geför-

dert, die zweckmäßig erscheinen,
Brachflächen für Nachnutzungen at-
traktiv zu machen; das schließt die
eventuell notwendige Altlastensanie-

rung ein. Das Programm beschränkt
sich auf Flächen, die sich im Innen-
bereich von Städten befinden und bei
denen eine begründete Aussicht auf
Nachnutzung besteht.

• Projektbereich 2: Zwischennutzungen
• Es werden kommunale Projekte zur

Zwischennutzung von Flächen im 
Außenbereich mit Gewerbe- und
Industriebrachen, infrastrukturellen
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Abbildung 15:
Kommunaler Finanzausgleich mit und ohne flächenökologische Modifizierung

Quelle: Kilian Bizer, eigene Darstellung.



Brachen (z.B. stillgelegte Bahnflächen)
oder militärischen Konversionsflächen
(z.B. Kasernengelände) sowie auf In-
nenbereichsflächen gefördert. Als Zwi-
schennutzung kämen unter anderem
eine Grünfläche, ein Park, ein Spielplatz
oder Nutzungen für andere öffentliche
oder private Zwecke in Betracht.

• Projektbereich 3: Renaturierungen
• Es werden kommunale Projekte geför-

dert, die Flächen dauerhaft aus dem
Markt nehmen, indem sie z.B. den
Rückbau sämtlicher Bauwerke ein-
schließlich der leitungsgebundenen
Infrastruktur vorsehen, die Flächen in
adäquater Weise begrünen und an-
schließend allgemein zugänglich
machen.

Planspielergebnisse:

Zweckzuweisungen im Kommunalen
Finanzausgleich werden trotz aller Kon-
troversen grundsätzlich als wirkungsvolles
Instrument angesehen. Allerdings wurde
nicht der Frage nachgegangen, durch wel-
ches Instrument die Finanzierung jeweils zu
sichern sei. Aus den Diskussionen im Plan-
spiel ließen sich indes deutliche Präferenzen
für Umlagemodelle ablesen. Darüber hinaus

wurde dem Bund von einer Planspielregion
– vorbehaltlich der Praktikabilität und
Durchführbarkeit – eine Reform der Einkom-
mensteuerzuweisung für eine weitere Prü-
fung empfohlen.

Instrumentelle Annahmen zu B- und C-Flä-
chen-Fonds:

Weiterhin waren Fondslösungen für die Auf-
bereitung sogenannter B-Flächen (für bau-
liche Nachnutzung) und C-Flächen (für Flä-
chen zur grünen Zwischennutzung oder
Renaturierung) Gegenstand des Planspiels.
Es wurde davon ausgegangen, dass derarti-
ge Fonds aus öffentlichen Mitteln des Bun-
des, des Landes und der Kommunen sowie
aus Grundstücksverkäufen gespeist werden.

Planspielergebnisse:

C-Flächen-Fonds erscheinen in struktur-
schwachen, schrumpfenden Gebieten als
ein zielführender Ansatz zur Entlassung von
Flächen ohne mittel- und langfristige bau-
liche Nachnutzungsperspektive (sogenann-
te C-Flächen) aus dem Flächenkreislauf.
Hiermit könnten altindustrielle Flächen mit 
vergleichsweise geringem Budget begrünt
werden, um sie als „Reserveflächen“ herzu-
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Abbildung 16:
Modell des Entwicklungsfonds für B-Flächen in Duisburg

Quelle: Stadt Duisburg.
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richten und zugleich bauliche bzw. städte-
bauliche Missstände zu beseitigen. Dieses
Vorgehen zur Reduzierung von Flächenüber-
hängen, das die Chancen anderer Brach-
flächen mit größerer baulicher Nachnut-
zungsperspektive (sogenannte B-Flächen)
am Bodenmarkt steigern würde, ist jedoch
nur mit dem Einsatz öffentlicher Mittel rea-
lisierbar.

Zum anderen können mit Hilfe von B-Flä-
chen-Fonds Brachflächen mit einer bau-
lichen Nachnutzungsperspektive, die jedoch
ohne eine Anschubfinanzierung nicht mobi-
lisierbar sind (sogenannte B-Flächen), mit
Hilfe von Fondslösungen in einen vermark-
tungsfähigen Zustand versetzt werden. Zu
denken ist hier an revolvierende Fonds,
deren umfassende Revitalisierungsaufgabe
mit Kapital von öffentlicher Seite auf aus-
gewählten Flächen startet und deren Ver-
marktungserlöse sukzessive in Folgeprojek-
te fließen. Revolvierende Fonds setzen
jedoch eine gewisse Mindestnachfrage am
Grundstücksmarkt voraus und kommen
daher vor allem in wachsenden Regionen
oder in Regionen mit stabiler Entwicklungs-
dynamik in Betracht.

Instrumentelle Annahmen zu zinsverbillig-
ten Krediten für Private:

Im Planspiel wurden auch veränderte Pro-
grammstrukturen der KfW-Bankengruppe zur
Diskussion gestellt, die unter anderem eine Er-
weiterung des Wohnungsmodernisierungs-
programms um zinsverbilligte Kredite für
Rückbaumaßnahmen auf allen brachgefalle-
nen Liegenschaften, also auch Gewerbeobjek-
ten oder Konversionsliegenschaften, vorsehen.

Planspielergebnisse:

Von der Vergabe zinsbegünstigter Kredite
für Private kann nach Einschätzung aus den
Planspielen ein deutlicher Anreiz für Maß-
nahmen im Sinne der Flächenkreislaufwirt-
schaft ausgehen. Deren Wirkung könnte aber
mit parallel eingesetzten informatorischen
Instrumenten verbessert werden, die sich
gezielt an Grundstücksnachfrager richten.

Instrumentelle Annahmen zu einem zonier-
ten Satzungsrecht:

Im Arbeitsprogramm der Stadt Duisburg
wurde ferner die Option zur Diskussion
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Instrument Stuttgart
Rheinhessen-

Nahe
Mölln Duisburg Nordthüringen

Zweckzuweisungen im KFA 
für Brachenrevitalisierung

ja ja1 ja ja ja

Zweckzuweisungen im KFA 
für Zwischennutzungen

bedingt nein bedingt ja

Zweckzuweisungen im KFA 
für Renaturierungen

bedingt nein ja ja

Vergabe zinsverbilligter Kredite 
an Private

nein nein ja ja ja

B-und C-Flächen-Fonds bedingt ja ja2 ja

Zoniertes Satzungsrecht nein

Tabelle 13:
Empfehlungen der Planspielbeteiligten an den Bund zur Weiterverfolgung neuer Instrumente für 
Finanzierung und Subventionen

1 Da in der Planspielgruppe verschiedene Veränderungsansätze des KFA (Zweckzuweisungen, Schlüsselzuweisun-
gen) ohne erkennbares Ergebnis pro oder contra Zweckzuweisung bzw. Schlüsselzuweisung diskutiert wurden,
bezieht sich das Votum generell auf eine Veränderung des KFA im Sinne der Flächenkreislaufwirtschaft.

2 Grundstücksfonds waren in Duisburg zwar nicht Gegenstand des Arbeitsprogramms für das Planspiel „Neue
Instrumente“, sie waren aber bereits im Status-quo-Planspiel von zentraler Bedeutung und werden daher auch 
für den angenommenen Zeitraum 2011 bis 2020 als hoch relevant eingestuft.

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.



gestellt, dass der Bund im Grundsteuergesetz
und im Gewerbesteuergesetz die Möglich-
keit einräumt, für bestimmte, geografisch
eindeutig abgegrenzte Gebiete innerhalb der
Siedlungsschwerpunkte einen geringeren
Steuersatz von Grund- oder Gewerbesteuer
festzulegen, um eine Ansiedlung innerhalb
dieser Gebiete zu fördern (zoniertes Sat-
zungsrecht).

Planspielergebnisse:

Im Zusammenhang mit dem zonierten 
Satzungsrecht wurde die Gefahr des Steuer-
dumpings diskutiert, das durch die Kon-
kurrenz zwischen den Gemeinden um 
Investoren entstehen könnte. Dies könnte
zusätzlich durch ein „Hopping“ von Inves-
toren zwischen den in den Kommunen 
ausgewiesenen steuerbegünstigten Zonen
verschärft werden. Daher wird dieses Instru-
ment abgelehnt.

Weitere Instrumente zur Anpassung 
ökonomischer und rechtlicher Rahmen-
bedingungen an die Erfordernisse 
der Flächenkreislaufwirtschaft

Des Weiteren wurden eine Reihe von mög-
lichen wesentlichen Änderungen bzw. die
Abschaffung bestehender ökonomischer
und rechtlicher Rahmenbedingungen zur
Unterstützung von Zielen der Flächenkreis-
laufwirtschaft untersucht. Hierzu zählten die
Freistellung von der Eingriffsregelung beim
Flächenrecycling, der Wegfall der Entfer-
nungspauschale, der (bereits vollzogene)
Wegfall der Eigenheimzulage, Rückbau-
pflicht für dauerhaft leer stehende Gebäude
in Verbindung mit einer Rückbauversiche-
rung oder alternativ einer Rückbaurück-
lagepflicht und sonstige Verfahrensvereinfa-
chungen.

Instrumentelle Annahmen zum Wegfall der
Eigenheimzulage und der Entfernungspau-
schale:

Den Planspielteilnehmerinnen und -teilneh-
mern wurde die komplette Streichung der
Entfernungspauschale zur Diskussion
gestellt. Sie sollten unter anderem abschät-
zen, welchen Einfluss der Wegfall der „Pend-
lerpauschale“ auf Wohnstandortentschei-
dungen hätte, und ob es mittelfristig zu einer
spürbaren Verschiebung der regionalen
Grundstücksnachfrage käme.

Außerdem wurden die Planspielbeteiligten
nach ihrer Einschätzung gefragt, inwieweit

sie vom Wegfall der Eigenheimzulage eine
Stärkung des Innenbereichs und eine Dämp-
fung der Nachfrage nach Neubauten „auf der
grünen Wiese“ erwarten, und ob diese Maß-
nahme mittelfristig zu einer Verschiebung
der regionalen Nachfrage nach Wohnungen
beiträgt.

Planspielergebnisse:

Dem bereits im Jahr 2006 weggefallenen
Instrument Eigenheimzulage und dem im
Planspiel angenommenen vollständigen
Wegfall der Entfernungspauschale messen
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer über-
wiegend kaum eine Bedeutung für die Flä-
chenkreislaufwirtschaft zu. Fördermittel für
den Erwerb von Bestandsimmobilien ähn-
lich der Eigenheimzulage halten Planspiel-
beteiligte aus mehreren Regionen dennoch
für sinnvoll. Allerdings wurde bemerkt, dass
es wegen der bereits erfolgten Abschaffung
für Diskussionen über eine Wiedereinfüh-
rung einer derartigen oder ähnlichen Sub-
vention zu spät ist. In mehreren Planspiel-
regionen wurde darauf verwiesen, dass die
Entfernungspauschale nur ein Baustein im
komplexen Entscheidungsgefüge pro Auto-
mobilität ist. Verstärkende oder sich sum-
mierende Faktoren wie Zeitaufwand für
Fahrten von und zum Arbeitsplatz, zum Ein-
kaufen oder in Freizeit und Familienarbeit,
die Gewissheit steigender Treibstoffkosten,
die vom Bodenpreisgefälle abhängigen
Anforderungen an das Pendeln bzw. an die
Realisierung individueller Wohnwünsche
seien demnach weitere Aspekte, in deren
Verbund die Wirksamkeit der Entfernungs-
pauschale zu betrachten wäre.

Instrumentelle Annahmen zur Einführung
einer Rückbauhaftpflichtversicherung:

Weiterer Gegenstand des Planspiels war eine
Rückbauhaftpflichtversicherung (alternativ
Rückbaurücklage), um langfristig den Rück-
bau von Liegenschaften als Vorbereitung zur
Wiederverwertung und die Renaturierung
von nicht mehr benötigten Flächen in sol-
chen Fällen zu befördern, in denen der
Eigentümer zahlungsunfähig ist.

Planspielergebnisse:

Die Einführung einer Rückbaupflicht im
Innenbereich bei fehlender Nachnutzungs-
perspektive, kombiniert mit einer Versiche-
rungspflicht für Grundstückseigentümer zur
Abdeckung der durch eine Ersatzvornahme
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(1)
Zum Zeitpunkt des Planspiels
zur Flächenkreislaufwirtschaft
war noch nicht in Kraft: Gesetz
zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenent-
wicklung der Städte, BGBl. I Nr.
64 vom 27.12.2006, S. 3316 ff.

anfallenden Kosten, wird als geeigneter
Lösungsansatz gesehen, um in Extremfällen
die Rückführung von Innenbereichsgrund-
stücken in den Flächenkreislauf zu ermög-
lichen und zu beschleunigen. Die Bedeutung
des Instruments wird dabei derzeit eher in
schrumpfenden als in wachsenden Regio-
nen gesehen. 

Instrumentelle Annahmen zur Weiter-
entwicklung sonstiger verfahrens-, bau- 
und planungsrechtlicher Instrumente:

Zusätzlich wurden im Planspiel Möglichkei-
ten zur baurechtlichen Verfahrensverein-
fachung und zum Bürokratieabbau im Rah-
men der Flächenkreislaufwirtschaft sowie
ihre Wirkungen und Nebenwirkungen dis-
kutiert. Im Planspiel wurde schließlich darü-
ber diskutiert, inwieweit die Wiedernutzung
von Brachflächen durch eine Befreiung von
der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung unterstützt werden würde. Letzteres
wurde auch für Flächen erfragt, die einer
naturnahen Zwischennutzung zugeführt
werden sollen, um für die Grundstücks-
eigentümer das Risiko auszuschließen, bei
einer erneuten Umnutzung zu baulichen
Zwecken Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men nach dem Naturschutzrecht durch-

führen zu müssen oder sogar an einer Wie-
dernutzung im Sinne des ursprünglichen
Zwecks gehindert zu sein1.

Planspielergebnisse:

Der Weiterentwicklung sonstiger verfah-
rens-,bau- und planungsrechtlicher Instru-
mente wird insgesamt eher eine geringe
Bedeutung für die Flächenkreislaufwirt-
schaft beigemessen. Dieses Ergebnis korres-
pondiert mit dem Befund aus der ersten
Planspielphase zu den bereits nach aktuel-
lem Recht bestehenden instrumentellen
Möglichkeiten. Diese sind nicht nur aus-
gesprochen differenziert, sondern auch
grundsätzlich zielführend. Das prinzipielle
Dilemma liegt darin begründet, dass die
Bereitschaft zur Anwendung dieser instru-
mentellen Optionen bei den maßgeblichen
Akteuren auf kommunaler und regionaler
Ebene angesichts vermuteter Informations-
defizite und falscher bzw. mangelnder öko-
nomischer Anreize unzureichend ausge-
bildet ist. Lediglich die Planspielerinnen und
Planspieler aus Duisburg verbanden mit der
diskutierten Freistellung der Innenentwick-
lungsmaßnahmen von der Eingriffsregelung
die Erwartung, dass „mentale Blockaden“
gegen die Innenentwicklung hierdurch über-
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Instrument Stuttgart
Rheinhessen-

Nahe
Mölln Duisburg Nordthüringen

Wegfall Eigenheimzulage nein nein ja1 k.A.

Wegfall Entfernungspauschale nein nein nein ja k.A.

Rückbaupflicht im Innenbereich bedingt ja ja ja

Haftpflichtversicherung bedingt bedingt ja ja

Rückbaurücklage nein nein nein nein

Sonstige Verfahrensänderungen
(u.a. baurechtliche Verfahrensver-
einfachungen, Freistellung von der
Eingriffsregelung)

ja bedingt nein k.A. ja

Tabelle 14:
Empfehlungen der Planspielbeteiligten an den Bund zur Weiterverfolgung der Anpassung weiterer öko-
nomischer und rechtlicher Rahmenbedingungen an die Erfordernisse der Flächenkreislaufwirtschaft

1 Unter der Annahme der Wiedereinführung nur für Bestandsimmobilien.

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, eigene Zusammenstellung.



wunden werden können. Sie haben die Rele-
vanz dieses Vorschlags entsprechend hoch
gewichtet. Auch die Vorschläge zur Ver-
fahrensvereinfachung und -verkürzung der
formellen Anforderungen bei Bebauungs-
plänen werden zum Teil damit begründet,
dass hierdurch für Politik und Investoren der
Eindruck von Entlastung und Beschleuni-
gung entsteht, der faktisch aber allenfalls
gering sei. Die zusätzlich gewonnene Flexi-
bilität wird allerdings nicht als entscheiden-
der Faktor angesehen. Gleichwohl werden
von einer Planspielregion (StadtRegion
Stuttgart) die Erweiterung der Befreiungs-
möglichkeiten und die Vereinfachung der
verfahrensrechtlichen Anforderungen bei
Nutzungsänderungen in Gewerbe- und
Mischgebieten zur Prüfung durch den Bund
empfohlen. Schließlich zeigt sich, dass bei
der Reduzierung von Standards etwa im 
Hinblick auf die Eingriffsregelung oder auch
auf den Abbau der materiellen Standards bei
Altbauten Zielkonflikte auftreten können,
die zum Teil zu kontroversen Diskussionen
und unterschiedlichen Bewertungen führen.

4.3 Fazit aus den Bewertungen
der Planspielregionen

Die Planspielbeteiligten in allen fünf Regio-
nen kamen zu der Gesamteinschätzung,
dass der politik- und handlungsfeldüber-
greifende Ansatz der Flächenkreislaufwirt-
schaft notwendig ist, um die bestehenden
Defizite in der Umsetzung sektoraler bzw.
isolierter Maßnahmen und Instrumente zu
überwinden. 

Bei konsequenter Anwendung wäre das
bestehende planerische Instrumentarium
geeignet, die Außenentwicklung wirksam
einzudämmen. Potenziale werden insbeson-
dere in der Regionalplanung, in interkom-
munalen Planungen, im Stadtumbau sowie
bei den informellen Planungen gesehen. Oft-
mals würden die bestehenden Entschei-
dungsspielräume von Seiten der politischen
Verantwortungsträger auf kommunaler und
regionaler Ebene nicht im Sinne der Flächen-
kreislaufwirtschaft genutzt. Die öffentliche
Hand ist aber bei der planerischen und
finanziellen Vorbereitung von Umnutzun-
gen, der Schließung von Baulücken, der Auf-
bereitung und Marktzuführung von vormals
genutzten, marktfernen Flächen und der
Entwicklung eines strategischen Flächen-
managements nicht ersetzbar. 

Interkommunale Verflechtungen und inter-
kommunaler Wettbewerb erfordern eine

bessere Durchsetzungsfähigkeit überört-
licher Planungen. Die Steuerungsmöglich-
keiten der Regionalplanung hinsichtlich
einer Reduzierung des Flächenverbrauchs
und der vorrangigen Nutzung von Innenent-
wicklungspotenzialen werden in der Regel
nicht ausgeschöpft. Wirksame quantitative
Begrenzungen der Siedlungsflächenzuwäch-
se sind die Ausnahme. Um die Wirksamkeit
der Regionalplanung zu erhöhen, bedarf es
einer strengeren und stringent angewand-
ten Methodik und einheitlicher Kriterien bei
der Festlegung der Eigenentwicklung, bei der
Erfassung von Innenentwicklungspoten-
zialen und beim Einsatz von Bevölkerungs-
prognosen. Die Regionalplanung kann
durch die Aufstellung von Zielen und Grund-
sätzen Vorgaben für die Siedlungsentwick-
lung machen, die den Bedarf der gesamten
Region koordinieren und zweckmäßig ver-
teilen. Darüber hinaus kann sie wichtige
Impulse setzen, indem Anreize zu mehr
Kooperation gegeben und Kooperations-
prozesse moderiert werden. Freiwillige
Kooperationen können die Arbeit der Regio-
nalplanung aber nicht ersetzen.

Informelle Planungen wie Testplanungen,
Rahmenpläne, Gutachten usw. unter Betei-
ligung der Grundstückseigentümer können
dazu geeignet sein, auf Einzelflächen oder in
räumlich abgegrenzten Teilbereichen Nut-
zungsperspektiven für Flächenpotenziale im
Bestand zu entwickeln. Erhöhter Modera-
tions- und Planungsaufwand sowie Auf-
wendungen für die Freimachung, zur 
Beseitigung bzw. Klärung von Bodenverun-
reinigungen usw. erfordern jedoch Förder-
mittel und andere finanzielle Anreize.

Die Stadtumbaukonzepte als integrierte
Stadtentwicklungskonzepte sind in vielen
Kommunen (der neuen Länder) die zentra-
len Planungsdokumente zur Steuerung der
Stadtentwicklung. Ihre Stärke liegt in dem
integrativen und handlungsorientierten
Ansatz, der über wohnungswirtschaftliche
Aspekte hinaus zukünftig auch andere 
Aufgaben der Flächenkreislaufwirtschaft
berücksichtigen sollte. Vergleichbare inte-
grierte, umsetzungsorientierte und auf den
Siedlungsbestand gerichtete Planungen
wären ein adäquater und notwendiger Pla-
nungsansatz auch in vielen kleinen Kommu-
nen. Die dauerhafte Renaturierung und 
Zwischenbegrünung von Brachflächen ist
besonders in schrumpfenden Regionen auch
für Industriebrachen eine wichtige Option,
die förderpolitisch unterstützt werden soll-
te. Zwischennutzungen sind auf Brach-
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flächen ohne absehbare bauliche Nach-
nutzungsperspektive ein probates Mittel 
zur Beseitigung städtebaulicher Missstände.

Weit vorn in der Einschätzung der Planspiel-
regionen rangieren Instrumente für verbes-
serte Flächeninformationen und die Be-
wusstseinsbildung über die (unter anderem
ökonomischen) Folgen der fortschreitenden
Flächeninanspruchnahme. Flächenrelevan-
te Informationen seien besser als bisher für
die politischen Entscheidungsträger aufzu-
bereiten, damit sie in politischen Entschei-
dungen im Sinne der Flächenkreislaufwirt-
schaft berücksichtigt werden. Erwägenswert
wäre auch die Einrichtung einer Kompetenz-
stelle für Innenentwicklung auf überörtlicher
Ebene, die Know-how bündelt sowie Städte
und Gemeinden bei Informationsbeschaf-
fung, Planung und Realisierung von Innen-
entwicklungsprojekten unterstützt.

Ebenso hoch bewertet werden erwartungs-
gemäß die finanzielle Handlungsfähigkeit
der Kommunen, das Erfordernis der stärke-
ren finanziellen Förderung einer Flächen-
kreislaufwirtschaft im Rahmen von landes-
und Bundesprogrammen sowie Fragen einer
Neuordnung von Aufgaben bzw. räumlichen
Zuschnitten im System der Planung und
Nutzung von Flächen. Die finanziellen und
personellen Ressourcen der Kommunen für
Maßnahmen der Innenentwicklung sollten
in jedem Fall gestärkt werden, z.B. für die
systematische Erfassung der Bestandspoten-
ziale, die Durchführung von Modellprojek-
ten mit Vorbildfunktion und der Herstellung
der Vermarktungsfähigkeit, unter anderem
durch Freimachung, Klärung von Boden-
verunreinigungen, Bodenordnung und
Schaffung von Baurechten. 

In Bezug auf eine Flächenkreislaufwirtschaft
spielen Vermarktungsaktivitäten der Immo-
bilienwirtschaft etwa mittels privater Grund-
stücksentwickler, Investoren und Vermarkter
eine eher geringe Rolle. Gleichwohl über-
nehmen gewerbliche Eigentümer großer 
Flächen in Einzelfällen tatsächlich eine akti-
ve Rolle bei der Entwicklung von Nachnut-
zungsperspektiven für ihre Flächen und 
initiieren dazu auch städtebauliche Konzep-
tionen über ihre eigenen Verwertungsinte-
ressen hinaus.

Die hoheitlichen Instrumente zur Mobilisie-
rung von Bauland, insbesondere das Bau-
gebot, werden allenfalls als ultima ratio zur
Mobilisierung von bedeutsamen Einzel-
flächen in Betracht gezogen. Unabhängig
von den Anwendungsvoraussetzungen fehlt

häufig auch die (politische) Anwendungs-
bereitschaft. 

Die Staus-quo-Planspiele förderten mit der
Prüfung der vorhandenen Instrumente Defi-
zite im Sinne einer Flächenkreislaufwirt-
schaft zutage, die mit einer konsequenteren
Anwendung dieser Instrumente bzw. durch
geringfügige Neujustierungen des gesetz-
lichen Rahmens verringert werden könnten.
Wenngleich eine Vielzahl bestehender
Instrumente die Ziele der Flächenkreislauf-
wirtschaft unterstützen kann, lassen sich
Fehlanreize und Fehlsteuerungen in der Flä-
cheninanspruchnahme mit dem bestehen-
den Instrumentarium nicht überwinden. Für
die Erreichung der ambitionierten flächen-
politischen Ziele des Bundes werden daher
neue Instrumente mit zieladäquaten Anrei-
zen für notwendig erachtet.

Als neue Instrumente, die das Handeln
öffentlicher Akteure maßgeblich beeinflus-
sen können, wurden in den Planspielen die
Neuausweisungsumlage, eine Veränderung
des Kommunalen Finanzausgleichs sowie 
B-und C-Flächen-Fonds identifiziert. Als
wichtiges begleitendes Werkzeug gilt die Kos-
ten-Nutzen-Betrachtung von Flächenneu-
ausweisungen. Die Planspielbeteiligten prä-
ferierten damit sowohl preisliche Anreize als
auch Instrumente mit Subventionscharak-
ter. Vorbehalten gegen ökonomische Anreiz-
instrumente wie handelbare Flächen-
ausweisungsrechte steht die Einsicht der
Planspielteilnehmerinnen und -teilnehmer
gegenüber, Entscheidungen zur Flächen-
allokation in Zukunft stärker auf der Basis
deren ökonomischer Auswirkungen treffen
zu müssen. Ökonomische Anreize werden
für erforderlich gehalten, um die Wirksam-
keit planerischer Vorgaben z.B. der Regio-
nalplanung zu erhöhen („fördern und for-
dern“).

In neuen Instrumenten wird zugleich die
Möglichkeit gesehen, den privaten Sektor
mittels spezifischer Anreize als Anbieter und
Nachfrager von Flächen stärker in die Belan-
ge der Flächenkreislaufwirtschaft einzubin-
den. Nach Einschätzung der Planspielbe-
teiligten werden hier Anreize insbesondere
von der Vergabe zinsbegünstigter Kredite 
für Private für Investitionen im Gebäude-
bestand und von einer Rückbaupflicht im
Innenbereich in Kombination mit einer Haft-
pflichtversicherung erwartet. Aber auch 
B-Flächen-Fonds sollen private Akteure 
am Flächenmarkt in die stadtregionale 
Flächenkreislaufwirtschaft einbinden. Von
einer reformierten aufkommensneutralen
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Grundsteuer und einer reformierten Grund-
erwerbsteuer, von der Abschaffung der Ent-
fernungspauschale, von baurechtlichen 
Verfahrensvereinfachungen und von einer
Freistellung von der Eingriffsregelung beim
Flächenrecycling werden geringe Effekte für
eine Flächenkreislaufwirtschaft erwartet.

Im Vergleich mit neuen Instrumenten wie
der reformierten Grundsteuer oder den han-
delbaren Flächenausweisungsrechten war
festzustellen, dass Zweckzuweisungen im
Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs
für die Kommunen, verbilligte Kredite für
Private, die in die Revitalisierung von Be-
standsflächen investieren, sowie für den 
Fall einer Rückbaupflicht die Haftpflicht-
versicherung vorgezogen werden. Bei den
diskutierten positiven Anreizinstrumenten
zeigt sich gegenüber den ökonomischen
Anreizinstrumenten, die mit einer Zahlungs-
pflicht verbunden sind, eine deutliche Prä-
ferenz. Hinsichtlich der Praktikabilität der
vorgeschlagenen Instrumente tritt immer
wieder das „klassische“ Problem von Mit-
nahmeeffekten in den Vordergrund. Insge-
samt zeigt sich, dass den überwiegend pla-
nerisch geprägten Planspielbeteiligten die
Beurteilung von Fördermitteln deutlich

leichter fällt als jene von Instrumenten wie
Baulandausweisungsabgabe, -umlage oder
handelbare Ausweisungsrechte. Aspekte der
Gegenfinanzierung von Förder- oder An-
reizprogrammen bzw. von Subventions-
tatbeständen durch entsprechende Einnah-
men waren kein zentraler Gegenstand des
Planspielprogramms, sind aber essentiell für
die zukünftige instrumentelle Umsetzung
einer Flächenkreislaufwirtschaft.

Hinsichtlich der politischen Umsetzbarkeit
äußern die Planspielteilnehmerinnen und 
-teilnehmer Zweifel, dass Bundes- wie 
Landespolitik ihre Ziele wie die einer nach-
haltigen Flächenkreislaufwirtschaft tatsäch-
lich so intensiv verfolgen werden, dass sie
ökonomische Abgabenlösungen in aus-
reichend hoher Wirksamkeit auf den Weg
bringen. Insofern war durchaus ein gewisser
Pessimismus hinsichtlich des Steuerungs-
willens der Politik spürbar.

Im folgenden Schritt wurden die von den
Planspielregionen präferierten Instrumente
durch die Forschungsgruppe bewertet, um
auf dieser Basis einen Policy-Mix aus be-
stehenden und neuen Instrumenten abzu-
leiten (Kapitel 5).
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Auf der Basis der Planspielergebnisse zu
den bestehenden und zu den neuen Instru-
menten, die aus den Einschätzungen der 
Planspielteilnehmerinnen und -teilnehmer
sowie den Bewertungen der Forschungs-
gruppe resultieren, werden im Folgenden
Instrumentenbündel dargestellt. Hierbei
wird davon ausgegangen, dass die stadt-
regionalen Entwicklungsdynamiken auch
hierauf abgestimmte Instrumentensets
erfordern. Wie die Planspiele zeigten, lie-
gen innerhalb der Stadtregionen Wachs-
tums- und Schrumpfungsprozesse oft dicht
beieinander. Stadt-Umland-Situationen
stellen innerhalb der Regionen flächenhaft
begrenzte Räume mit besonderer Ausprä-
gung von Nutzungs- oder Interessenkon-
flikten dar. Auch der Bedarf an weiterfüh-
renden Instrumenten für die Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme ist in den
Regionen sehr unterschiedlich ausgeprägt.
Im Handeln der Akteure vor Ort wird es also
stets auf die problemadäquate Anpassung
des Instrumentenbündels ankommen. 

Zu berücksichtigen ist, dass einige der hier
behandelten neuen Instrumente eine bun-
deseinheitliche Gesetzesgrundlage benöti-
gen. Daher werden die von der Forschungs-
gruppe empfohlenen Instrumente entlang
der strategischen Leitziele der Flächenkreis-
laufwirtschaft wie
• Stärkung der Innenentwicklung,

• Schutz von Frei- und Erholungsflächen,

• Um- und Rückbau sowie Renaturierung

ausgerichtet. Somit werden die Instrumen-
tenbündel an die Bedürfnisse von Städten
oder Stadtregionen mit wachsender, stabiler
oder schrumpfender Entwicklungsdynamik
angepasst.

Abweichungen in den Empfehlungen der
Forschungsgruppe von den Bewertungen
der Planspielregionen bei den neuen (öko-
nomischen) Instrumenten resultieren aus
der Überlegung, dass Anreiz- und Subven-
tionsprogramme für eine Stärkung der
Innenentwicklung einer Gegenfinanzierung
durch Einnahmen für flächenintensive Nut-
zungen bedürfen.

5.1 Bündel von Status-quo-Instru-
menten für eine Flächenkreis-
laufwirtschaft zur Stärkung
der Innenentwicklung

Folgende Status-quo-Instrumente kristalli-
sierten sich, unabhängig von den jeweiligen
stadtregionalen Entwicklungsdynamiken,
aufgrund ihres vergleichsweise hohen Zie-
lerreichungsbeitrags für eine Flächenkreis-
laufwirtschaft als besonders geeignet heraus:
• Regionalplan,

• interkommunale Planungen,

• Ermittlung des Flächenbedarfs (als we-
sentlicher Baustein von Regionalplanung
sowie vorbereitender und verbindlicher
Bauleitplanung),

• informatorische Instrumente zur Beein-
flussung flächenpolitischer Entscheidun-
gen in Kommunalpolitik und Verwaltung,

• sonstige Quartiers- und Standortplanun-
gen (z.B. Testplanungen, Rahmenpläne,
Masterplanungen),

• Aufgabenverteilung in einer stadtregio-
nalen Flächenkreislaufwirtschaft,

• bodenpolitischer Grundsatzbeschluss,

• bestehende Förderprogramme.

Ergänzend:

• informatorische Instrumente für Grund-
stückseigentümer, 

• Vermarktung.

Das bestehende planerische Instrumentari-
um wie Regionalplanung und interkommu-
nale Planungen besitzt ein hohes Potenzial
zur Begrenzung der Flächeninanspruchnah-
me. Dieses Potenzial kann in vielen Stadt-
regionen stärker als bisher ausgeschöpft
werden. Daher sollten sich Städte und Stadt-
regionen mit dem Ziel der Flächenkreislauf-
wirtschaft intensiv mit einer realistischen
Ermittlung des Flächenbedarfs, mit verbind-
lichen Bevölkerungs- und Flächenbedarfs-
prognosen, mit standardisierten Flächen-
potenzialerfassungen sowie verbindlichen
Festlegungen zum Eigenbedarf und zur
Anrechnung von Potenzialflächen für Woh-
nen und Gewerbe auseinandersetzen. Erst

5. Policy-Mix für eine Flächenkreislauf-
wirtschaft
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dann würden konsequenterweise auch flä-
chenverbrauchsmindernde Effekte von der
vorbereitenden und verbindlichen Bauleit-
planung ausgehen. Flankierende informa-
torische Instrumente zur Beeinflussung 
flächenpolitischer Entscheidungen in Kom-
munalpolitik und Verwaltung können zu
einem stärkeren Flächenbewusstsein bei-
tragen und für Transparenz über Kosten
(auch langfristige Folgekosten) und Nutzen
von Flächenneuausweisungsentscheidun-
gen sorgen. 

Sonstige Quartiers- und Standortplanungen
(informelle Planungsinstrumente) sollten als
flankierende planerische Instrumente einge-
setzt werden, um eine zuvor abgestimmte
Strategie der Innenbereichsentwicklung
umzusetzen. Städtebauliche Konzepte, Test-
planungen, partizipative Verfahren und
andere Instrumente können die Entwicklung
von städtebaulich bedeutsamen Einzel-
flächen oder Stadtquartieren sinnvoll unter-
stützen. 

Die Aufgaben in einer stadtregionalen Flä-
chenkreislaufwirtschaft sollten generell in
der Verknüpfung von „weichen“ und „har-
ten“ strukturellen und instrumentellen
Ansätzen verteilt werden. Angesichts der
komplexen Aufgabenstellungen, des Pro-
blemdrucks und der Notwendigkeit flexiblen
Handelns werden Kooperationen oft auf
„weiche“ Formen der Zusammenarbeit
hinauslaufen. Lösungen bei der Aufgaben-
verteilung im Interesse einer stadtregionalen
Flächenkreislaufwirtschaft sind langfristige
Herausforderungen, da zuvor der räumliche
und inhaltliche Umfang von interkommu-
naler Kooperation zu definieren sowie die
organisatorischen Konsequenzen der Inten-
sivierung der Zusammenarbeit auszuloten
sind. Auf lange Sicht sind neben neuen Orga-
nisationsformen oder Aufgabenverteilungen
eine hohe Verbindlichkeit in der räumlichen
Planung und ein wirksamer interkommu-
naler Interessenausgleich in Belangen der
Flächennutzung zu erreichen. 

Der bodenpolitische Grundsatzbeschluss
kommt erstens als eine von einer Kommu-
ne eingegangene und zweitens als eine unter
mehreren Kommunen abgestimmte Selbst-
verpflichtung in Betracht. In einem solchen
Beschluss steckt, trotz eingeschränkter
Selbstbindung, ein gewichtiges Potenzial 
für die Beeinflussung flächenpolitischer 
Entscheidungen und die Mobilisierung von
Baugrundstücken im Bestand.

Im Bereich der Förderprogramme sollte die
stärkere Ausrichtung bestehender und neuer
Programme der EU, des Bundes und der Län-
der auf Belange der Flächenkreislaufwirt-
schaft im Mittelpunkt stehen. Gleichzeitig
sollten kontraproduktive Anreize wie z.B. die
Förderung der Flächenentwicklung „auf der
grünen Wiese“ beseitigt werden. Somit geht
es auch hier, ähnlich wie bei den Planungs-
instrumenten, bereits um Neujustierungen
des bestehenden Instrumentariums.

Weitere bestehende Instrumente sollten das
Instrumentenbündel für eine stadtregionale
Flächenkreislaufwirtschaft ergänzen:

Informatorische Instrumente zur Beeinflus-
sung der Grundstückseigentümer können
einer Mobilisierung von Grundstücken die-
nen, da ein Hemmnis häufig in der mangeln-
den Verkaufsbereitschaft von Seiten der 
Flächeneigentümer besteht. Es fehlen aber
nach wie vor grundsätzliche (z.B. ökonomi-
sche) Anreize für eine solche Mobilisierung,
da – neben anderen möglichen Motiven der
Zurückhaltung – Grundstücke vergleichs-
weise geringe laufende Kosten verursachen.
Aktivitäten zur Mobilisierung von Innen-
bereichsflächen erscheinen allerdings nur
dann plausibel, wenn nicht gleichzeitig 
konkurrierende Flächenangebote auf neu
ausgewiesenen Bauflächen bestehen oder
geschaffen werden. Mit Blick auf tendenziell
steigende Kosten individueller Mobilität 
und auf veränderte Ansprüche der Haushal-
te, die aus dem demografischen Wandel
resultieren, werden informatorische Instru-
mente in Bezug auf die Wohnstandortwahl
von Haushalten zukünftig größere Bedeu-
tung erlangen. Sie können jedoch nur dann
zielführend wirken, wenn zugleich in zen-
tralen Orten und in den Städten Wohn-
angebote geschaffen werden, die den indivi-
duellen Vorstellungen und Lebensstilen von
Familien und Menschen unterschiedlicher
Altersgruppen entgegenkommen.

Öffentliche und immobilienwirtschaftliche
Aktivitäten können ebenfalls unter bestimm-
ten Bedingungen zur Mobilisierung von Bra-
chen und Baulücken beitragen. Von Seiten
der öffentlichen Hand betrifft dies Aufgaben
wie Marketing sowie Investorenansprache
und -betreuung. Weitere Aktivitäten sind die
Klärung von Eigentumsfragen, die Schaffung
von Baurecht, die Baureifmachung und die
Klärung von Altlastenfragen. Der Erfolg im-
mobilienwirtschaftlicher Vermarktung im
Sinne der Flächenkreislaufwirtschaft wieder-
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um ist abhängig vom vermarktungsfähigen
Angebot an Bestandsflächen im Innenbe-
reich, von der Marktkonkurrenz durch ver-
gleichbare neu ausgewiesene Flächen sowie
von Nachfrage und Nachfragerverhalten.
Der Vermarktung insbesondere von Flächen
im Innenbereich misst die Forschungsgrup-
pe, abweichend von den Einschätzungen aus
den Planspielregionen, eine eher wachsen-
de Bedeutung bei, da die Werthaltigkeit von
Grundstücken in öffentlichem oder priva-
tem Eigentum in Zukunft voraussichtlich
einen hohen Stellenwert haben wird.

Ergänzende Status-quo-Instrumente für
eine Flächenkreislaufwirtschaft in Stadt-
regionen mit wachsender Entwicklungs-
dynamik (gesondertes Ziel: Schutz von
Frei- und Erholungsflächen)

Folgende bestehende Instrumente zielen auf
die Handlungserfordernisse in wachsenden
Regionen, in denen aufgrund großer Flä-
chennachfrage der laufende Entzug von 
Freiflächen zu zunehmenden Nutzungskon-
flikten sowie zum Erreichen von Belastbar-
keitsgrenzen führt:
• Konzepte für Kompensationsflächen (Flä-

chen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men), Kompensationsflächen- und Kom-
pensationsmaßnahmenpools,

• Festlegung von Schutzgebieten durch die
Naturschutzbehörden,

• Freiraumerhalt und -aufwertung: Er-
holungsflächen, Sondernutzungen im
Außenbereich, Unter Glas-Produktion,
Landwirtschaft.

Obwohl mit Konzepten für Kompensations-
flächen oder mit Kompensationsflächen-
pools keine unmittelbare Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme durch bauliche
Aktivitäten verbunden ist, werden von ihnen
Verbesserungen der Qualität der Kompen-
sationsmaßnahmen erwartet, die auch zur
Qualifizierung vorhandener und geplanter
Baugebiete beitragen können. Ebenso wird
davon ausgegangen, dass durch dieses
Instrument der Druck auf wertvolle land-
wirtschaftliche Flächen reduziert werden
kann. Eine grundsätzliche Lösung des pro-
blematischen Entzugs landwirtschaftlicher
Flächen sowohl durch die baulichen Maß-
nahmen selbst als auch durch den Flächen-
bedarf von Kompensationsmaßnahmen für
diese Bauaktivitäten wird dadurch nicht
erreicht. 

Ebenso sind Schutzgebietsfestlegungen für
die Erreichung der quantitativen Ziele der

Flächenkreislaufwirtschaft eher sekundär,
jedoch können sie im Rahmen der Qualitäts-
sicherung städtischer und ländlicher Räume
(Qualitätsziel: Erhalt und Entwicklung qua-
litativ hochwertiger Freiflächen) eine hohe
Relevanz besitzen.

In Regionen mit großer Bauflächennachfra-
ge erscheinen übergreifende Nutzungs- und
Schutzkonzeptionen bzw. Mehrfachnut-
zungskonzepte für die verbleibenden Frei-
flächen notwendig, die die Belange des 
Freiraumschutzes, der Landwirtschaft, der
Erholung sowie des Biotop- und Artenschut-
zes miteinander kombinieren. Instrumen-
telle Teilansätze hierfür, die in der Praxis
jedoch meist unverbunden sind, bestehen
in der strategischen Umweltprüfung, im
Naturschutzrecht, in landwirtschaftlichen
Strukturuntersuchungen und -konzepten
sowie in Ansätzen wie Regionalparks, Grü-
nen Ringen oder Grüngürtelkonzepten.

Ergänzende Status-quo-Instrumente für
eine Flächenkreislaufwirtschaft in Stadt-
regionen mit schrumpfender Entwick-
lungsdynamik (gesondertes Ziel: Um- und
Rückbau, Renaturierung)

Schrumpfende Regionen oder Städte be-
nötigen ergänzende Instrumente, mit denen
sie den Folgen von Bevölkerungsverlusten,
Leerständen, Funktionsverlusten und Flä-
chenüberhängen adäquat begegnen können:
• Stadtumbau,

• Förderprogramme mit dem Schwerpunkt
Brachflächen bzw. C-Flächen.

Stadtumbaukonzepte spielen in schrump-
fenden Regionen aufgrund ihres integrieren-
den, umsetzungs- und akteursbezogenen
Ansatzes eine herausragende Rolle. Sie tra-
gen zur Beseitigung von Leerständen und
Funktionsverlusten besonders betroffener
Stadtteile bei. Neben wohnungswirtschaft-
lichen Aspekten, die beim Stadtumbau Ost
bislang häufig im Vordergrund standen,
kommt der Berücksichtigung städtebau-
licher Belange für eine zukunftsfähige Stadt-
erneuerung eine wachsende Bedeutung zu. 

Stadtumbaumaßnahmen können partiell 
für Maßnahmen zur Umwandlung vormals
bebauter Flächen in Freiflächen eingesetzt
werden. Daher sind zukünftig Programme
erforderlich, die sowohl eine dauerhafte Ent-
lassung von Flächen aus der baulichen Nut-
zung als auch eine temporäre Entlassung aus
der baulichen Nutzung (grüne Zwischen-
nutzung) ermöglichen. Derartige Finan-
zierungs- bzw. organisatorische Ansätze (z.B.
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Stiftung, C-Flächen-Fonds) können lang-
fristig zur kostengünstigen Konsolidierung
nachfrageschwacher Bodenmärkte in
schrumpfenden Regionen beitragen. Dies
wiederum würde die Wiedernutzungschan-
cen sogenannter B-Flächen erhöhen.

5.2 Bündelung von neuen 
Instrumenten für eine 
Flächenkreislaufwirtschaft

Wie im Kapitel 5.1 dargestellt ist, ergibt sich
durch die Bündelung und stringente An-
wendung vorhandener Instrumente eine
Fülle von Möglichkeiten, den Zielen der Flä-
chenkreislaufwirtschaft näherzukommen.
Voraussetzung für eine flächenkreislaufge-
rechte Planungspraxis ist eine merkliche Ver-
besserung der Steuerungs- und Sanktions-
fähigkeit insbesondere der Regionalplanung.
Auch der Vorrang der Innenentwicklung soll-
te durch stringentere Anwendung vorhan-
dener planerischer und informatorischer
Instrumente besser durchgesetzt werden.
Die bislang verfügbaren Instrumente reichen
aber nicht aus, um die vom Bund anvisier-
ten Mengen- und Qualitätsziele in der Flä-
cheninanspruchnahme zu erreichen. Es be-
steht Bedarf an neuen Instrumenten, die 
die Wirkung vorhandener planerischer und
informatorischer Instrumente ergänzen und
ökonomische Anreize für eine flächenspa-
rende Politik geben. Die vorhandenen, über-
wiegend planerischen Instrumente ver-
mögen nicht, die Anreizstruktur von
kommunalen Entscheidungsträgern bei ihrer
Flächenausweisungspolitik zu verändern
und die zentrale Motivation für extensive Flä-
chenausweisungen, nämlich die interkom-
munale Konkurrenz, abzumildern oder sinn-
voll zu nutzen. Dies betrifft gleichermaßen
Regionen mit Wachstumshintergrund wie
solche mit Schrumpfungstendenzen. Das
Verhalten der am Flächenmarkt beteiligten
Akteure kann unter dem Einsatz der beste-
henden Instrumente und der von diesen aus-
gehenden Anreize nicht wirksam im Sinne
einer Flächenkreislaufwirtschaft beeinflusst
werden. Dieses Defizit ist der Hauptgrund für
die skeptische Einschätzung der Wirkung
vorhandener Instrumente auf die Erreichung
der Ziele der Flächenkreislaufwirtschaft.
Zugleich untermauert diese Einschätzung
das Erfordernis ergänzender Instrumente des
ökonomischen Ausgleichs.

Ökonomische Instrumente der Flächen-
kreislaufwirtschaft  verfolgen im Wesent-
lichen drei Ansätze:

• Beeinflussung der Grundstückspreise (z.B.
durch eine umfassende Grundsteuerre-
form oder eine reformierte Grunderwerb-
steuer), um für private und öffentliche
Bauwillige die Anreize, auf neu ausgewie-
sene Flächen zurückzugreifen, zu senken;

• Einführung von Preismechanismen für die
Neuausweisung von Flächen (z.B. durch
handelbare Flächenausweisungsrechte
oder eine Baulandausweisungsumlage
jeweils in Verknüpfung mit Kosten-Nut-
zen-Betrachtungen), um den Kommunen
zusätzliche Motivation für die Innenent-
wicklung zu bieten;

• Einführung von Finanzierungsmöglich-
keiten und flächenkreislaufgerechte Modi-
fizierung von Fördermaßnahmen (z.B.
durch Reform des Kommunalen Finanz-
ausgleichs, zinsgünstige Kredite, Grund-
stücksfonds, Rückbauhaftpflicht, Sub-
vention von Renaturierungen) für eine
massive Stärkung der Innenentwicklung.

Wegen der unterschiedlichen Adressaten
und Zielrichtungen ist es evident, dass diese
Instrumente nur gebündelt, d.h. in gleich-
zeitiger Anwendung einen wesentlichen 
Beitrag zur Erreichung der Ziele der Flä-
chenkreislaufwirtschaft leisten können. Da
sie außerdem kaum Einfluss auf die räumli-
che Allokation ihrer Wirkungen ausüben,
sind sie immer im Zusammenhang mit den
vorhandenen planerischen und rechtlichen
Instrumenten weiterzuentwickeln und an-
zuwenden.

Zur Minderung der Differenzen bei den
Grundstückspreisen zwischen Innen- und
Außenbereich könnten die Möglichkeiten
der Grundsteuerreform Signale setzen, die in
die richtige Richtung weisen. Sie generieren
jedoch nur schwache Impulse, solange an
der Prämisse der Aufkommensneutralität
festgehalten wird. Hier wären wesentlich
stärkere Eingriffe in das Preisgefüge erfor-
derlich, deren Umsetzung jedoch einen län-
geren politischen Prozess der Konsensbil-
dung erfordern würde.

Die Einführung von Preismechanismen für
die kommunale Flächenausweisung er-
scheint als ein notwendiger Schritt, den viel-
fältigen Anreizen, weitere Flächen in An-
spruch zu nehmen, einen gegenläufigen
Anreiz hinzuzufügen. Die Bereitschaft zur
Zahlung einer Umlage für die Neuaus-
weisung von Flächen ist in den Kommunen
relativ hoch verglichen mit dem wirkungs-
gleichen Instrument der handelbaren Flä-
chenausweisungsrechte oder der Abgabe.
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(1)
Laufende Forschungsvorhaben
hierzu vgl. www.refina-info.de.

(2)
Bei deutlichem Einwohnerrück-
gang gehen die Einnahmen aus
Steuern und Kommunalem 
Finanzausgleich zurück; gleich-
zeitig belasten Anpassungs-
maßnahmen zur Regelung 
des Wohnungsleerstands den
Haushalt.

Ein Grund sind die befürchteten erheblichen
Transaktionskosten beim Umgang mit han-
delbaren Ausweisungsrechten 1, die durch
Klärung der eigenen Preisvorstellungen
sowie durch die erforderliche Preisbeobach-
tung entstehen. Allein aus diesem Grund ist
es verständlich, dass die Neuausweisungs-
umlage vorgezogen wird. Mit der Umlage
verknüpfen die Kommunen unmittelbar die
Erwartung, dass die Einnahmen zweckge-
bunden für Projekte der Flächenkreislauf-
wirtschaft in der Region verbleiben. Es
erscheint daher sinnvoll, auch die durch den
Handel mit Ausweisungsrechten generier-
ten Mittel mit einer für die Kommunen nach-
vollziehbaren Verwendung im Sinn der 
Flächenkreislaufwirtschaft innerhalb der
jeweiligen Region zu verbinden.

Dies könnte z.B. über den Kommunalen
Finanzausgleich geschehen. Zweckzuwei-
sungen für die Revitalisierung von Brach-
flächen, für die Maßnahmen der Bestands-
erneuerung, der Nachverdichtung und für
sonstige Maßnahmen der Innenentwicklung
könnten spürbare Anreize für eine Flächen-
kreislaufwirtschaft schaffen. Der Umfang der
Mittel sollte sich an den landesweiten Anfor-
derungen einer Flächenkreislaufwirtschaft
bzw. an dem tatsächlichen Bestand aufwer-
tungsfähiger Flächenpotenziale orientieren.

Auch Grundstücksfonds haben einen Finan-
zierungsbedarf und wären durch ein ent-
sprechendes Instrumentarium mit Mitteln
auszustatten. Sie können sowohl zur Entlas-
sung von Flächen aus dem Flächenkreislauf
als auch zur Mobilisierung nicht unmittel-
bar vermarktungsfähiger Grundstücke für
den Flächenkreislauf genutzt werden. Die
Reduzierung von Flächenüberhängen würde
die Chancen anderer Brachflächen mit grö-
ßerer baulicher Nachnutzungsperspektive
am Bodenmarkt steigern, ist jedoch nur mit
dem Einsatz öffentlicher Mittel realisierbar.
Ein fachlich begründetes und konzeptionell
qualifiziertes Vorgehen würde dabei die
Möglichkeit einer gesteuerten und bedarfs-
gerechten Mittelverwendung bieten.

Zur Revitalisierung nicht unmittelbar ver-
marktbarer Brachflächen (B-Flächen) könn-
ten mit Hilfe von revolvierenden Fonds 
Mittel bereitgestellt werden, diese Flächen
in einen vermarktungsfähigen Zustand zu
versetzen. Revolvierende Fonds starten mit
Kapital von öffentlicher und privater Seite
auf ausgewählten Flächen und lassen erziel-
te Vermarktungserlöse sukzessive in Folge-
projekte fließen. Revolvierende Fonds set-
zen jedoch eine gewisse Mindestnachfrage

am Grundstücksmarkt voraus und kommen
daher vor allem in wachsenden Regionen
oder in Regionen mit ausgeglichener Ent-
wicklungsdynamik in Betracht. Zudem erfor-
dern sie wie auch der Grundstücksfonds eine
Anfangsausstattung an Finanzmitteln. 

Eines der zentralen Ergebnisse des Plan-
spiels ist, dass die Kommunen nur über
begrenzte Transparenz hinsichtlich der Fol-
gewirkungen von Baulandausweisungen
verfügen. Diese Erkenntnis ist deshalb von
zentraler Bedeutung, weil von der Kenntnis
der Folgekosten künftiger Baulandaus-
weisungen auch abhängt, ob ökonomische
Instrumente wirksam werden können. Das
Interesse an geeigneten Hilfestellungen ist
bei den Kommunen groß. Deshalb sollten
für kommunale Entscheidungen über die
Neuinanspruchnahme von Bauflächen für
Wohnen und Gewerbe Mindestanforderun-
gen an die Transparenz bezüglich Nutzen
und Kosten formuliert werden. Dazu wären
auch entsprechende Vorgaben zu ent-
wickeln, wie diese Transparenz hinsichtlich
der Investitionskosten und Folgekosten im
Bereich der baulichen, technischen und so-
zialen Infrastruktur sowie des fiskalischen
Nutzens herzustellen ist.

Entscheidungen über Flächenneuauswei-
sungen und ihre langfristigen finanziellen
Folgen sind vor dem Hintergrund zu erwar-
tender demografischer Entwicklungen2 zu
prüfen. Dies verlangt von den Kommunen
nichts weniger als einen faktischen Paradig-
menwechsel, denn die Planspiele zeigen,
dass die Kommunen bislang nur ansatzwei-
se in der Lage sind, Kosten und Nutzen einer
Flächenausweisung aufzustellen, und sei 
es auch nur bezogen auf die Haushaltswir-
kungen.

Auch private Bauwillige machen die Ent-
scheidung über ihren Wohnstandort eher
von der Finanzierbarkeit als von der ökono-
mischen Sinnhaftigkeit abhängig. Es ist
erforderlich, das Augenmerk von Bauwilli-
gen stärker auf die Folgekosten (z.B. Wege-
kosten) und die Risiken des demografischen
Wandels (Preisverfall bei schrumpfender
Einwohnerzahl = sinkender Nachfrage) zu
lenken.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass
die Kommunen bei den fiskalischen Instru-
menten die Umlage der Abgabe oder den
Ausweisungsrechten vorziehen. Grund sind
die erwarteten hohen Transaktionskosten
sowie der mangelnde Zusammenhang mit
der Region auf der Verwendungsseite. Für
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die Verwendung der generierten Mittel sind
Zweckzuweisungen im Rahmen des Kom-
munalen Finanzausgleichs ebenso sinnvoll
wie Grundstücksfonds. Damit ökonomische
Instrumente aber zielgerichtet wirksam 
werden können, bedürfen die Kommunen
eines analytischen Werkzeugkastens, der
ihnen die Kosten und Nutzen ihrer Auswei-
sungsentscheidungen vor Augen führt. Die
Anwendung von Kosten-Nutzen-Betrach-

tungen stößt bei den Kommunen auf breites
Interesse. Die Berücksichtigung aller drei
Ansätze der ökonomischen Instrumente
(Grundstückspreise, Preismechanismus für
Neuausweisungen, Finanzierungshilfen) ist
erforderlich, um die vorhandenen planeri-
schen, rechtlichen und kommunikativen
Instrumente hinsichtlich einer erfolgreichen
Umsetzung der Flächenkreislaufwirtschaft
zu ergänzen.
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(1)
Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung (BBR) (Hrsg.): Er-
gebnisse einer Akteursbefra-
gung zur Flächenkreislaufwirt-
schaft in den Planspielregionen
Stuttgart, Mölln, Rheinhessen-
Nahe, Duisburg und Nordthürin-
gen, bearbeitet von Gregor Je-
kel, Bonn 2006.

6.1 Handlungsmöglichkeiten des
Bundes auf dem Weg zu einer
Flächenkreislaufwirtschaft

Die in den folgenden Abschnitten skizzier-
ten Instrumentenempfehlungen sind an den
Bund gerichtet, der auf unterschiedliche
Weise eine Flächenkreislaufwirtschaft unter-
stützen sollte, und zwar
• in seiner rahmensetzenden Funktion als

Gesetzgeber,

• in seiner Funktion als Fördermittelgeber
für Investitionen in vorbereitende und
durchführende Maßnahmen des Neubaus
sowie des Um- und Rückbaus,

• in seiner Funktion als Träger von For-
schungsprogrammen sowie Modell- und
Demonstrationsvorhaben,

• in seiner Funktion als Flächeneigentümer
von Bestandsflächen mit Entwicklungspo-
tenzial im Sinne einer Flächenkreislauf-
wirtschaft.

Der Bund hat in diesen Handlungsfeldern
allerdings nur begrenzte Einflussmöglich-
keiten, da insbesondere die Bundesländer
und die Kommunen erhebliche Gestaltungs-
möglichkeiten im Bereich der Raumord-
nung und des Baurechts besitzen. Die fol-
genden Akteursgruppen bestimmen letztlich
wesentlich über Art und Ausmaß der Flä-
cheninanspruchnahme mit:
• Bundesländer,

• öffentliche Akteure auf kommunaler und
regionaler Ebene,

• private Unternehmen, institutionelle 
Flächeneigentümer und Immobilienwirt-
schaft,

• private Haushalte und Eigentümer klein-
teiligen Grundbesitzes.

Weiterhin unterliegt der Bund der Restriktion,
dass er für Instrumente, die einen bestimm-
ten Finanzbedarf erfordern, entsprechende
Instrumente einrichten muss, die diesen
decken. Dies gilt für die bisherige Ausgestal-
tung der Status-quo-Instrumente genauso wie
für die Einführung neuer oder die wesentliche
Reformierung bestehender Instrumente.

Motivationen und Handlungsmöglich-
keiten anderer Flächenakteure

Das ExWoSt-Forschungsfeld „Fläche im
Kreis“ hat neben den Potenzialen und Gren-

zen bestehender und neuer Instrumente der
Flächensteuerung zugleich Erkenntnisse
über Motivationen und Anreize dieser
Akteursgruppen aufgezeigt, die als Norm-
adressaten des Bundes, Adressaten von 
Bundesförderprogrammen und Ressortfor-
schung des Bundes, Flächeneigentümer und
-nutzer sowie teils auf untergeordneter
Ebene als Gesetzgeber, Fördermittelgeber
und Träger von Forschungsprogrammen
fungieren. In diesem Zusammenhang sei auf
eine Umfrage bei potenziellen Akteuren
einer Flächenkreislaufwirtschaft in den fünf
Planspielregionen verwiesen, die im Vorfeld
der Planspiele im Frühjahr 2005 durchge-
führt wurde, um Einstellungen der Akteure
zum Politikansatz, zu den Zielen sowie zu
instrumentellen Ansätzen der Flächenkreis-
laufwirtschaft zu ermitteln1.

Entscheidungen über Flächenneuauswei-
sungen und ihre langfristigen finanziellen
Folgen müssen vor dem Hintergrund zu
erwartender demografischer Entwicklungen
und daraus resultierender Anforderungen 
an neue und an bestehende Flächennutzun-
gen sowie die gegebenenfalls erforderlichen
Erneuerungs- und Auslastungsbedarfe ge-
prüft werden. Dies verlangt von den Kom-
munen und folglich auch von privaten 
Flächeneigentümern und -nutzern einen
Paradigmenwechsel.

Gleichzeitig sind bei einer Verteuerung der
Flächeninanspruchnahme durch ökonomi-
sche Instrumente von Seiten verschiedener
Flächenakteure Widerstände zu erwarten.
An dieser Stelle seien daher nur einige Aspek-
te genannt, die die unterschiedlichen Moti-
vationen und Einstellungen der neben dem
Bund agierenden Flächenakteure verdeut-
lichen:
• Bei den bestehenden Instrumenten setzten

die kommunalen und regionalen Akteure
vor allem auf die Fortentwicklung der
Regional- und interkommunalen Planung,
auf informelle Planungsansätze, auf den
Stadtumbau (in schrumpfenden Regionen)
sowie auf informatorische Instrumente
innerhalb des geltenden Rechtsrahmens.
Darüber hinaus werden Fördertatbestände
favorisiert, die die Belange der Flächen-
kreislaufwirtschaft unterstützen.

• Zugleich sorgen sich die öffentlichen
Akteure um den Verlust von Freiheits-

6. „Fläche im Kreis“: 
Schlussfolgerungen für den Bund
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graden gegenüber Land und Bund. Wenn-
gleich die Planspielteilnehmerinnen und
-teilnehmer die Notwendigkeit preislicher
Anreizinstrumente anerkennen, präferie-
ren sie aus kommunaler Sicht heraus
Instrumente, die ihnen möglichst wenig
Entscheidungsspielräume nehmen oder
gar zusätzlich neue Freiheitsgrade schaf-
fen. Dies gilt für Zweckzuweisungen im
Kommunalen Finanzausgleich, die in
gewissen Grenzen eine wichtige Funktion
bei der Beeinflussung der Flächeninan-
spruchnahme seitens der Gemeinden z.B.
für die Revitalisierung von Brachflächen,
für die Maßnahmen der Bestandserneue-
rung, der Nachverdichtung und für sons-
tige Maßnahmen der Innenentwicklung
erfüllen können. 

• Weiterhin wurde deutlich, dass die Bereit-
schaft zur Zahlung einer Umlage für die
Neuausweisung von Flächen im Vergleich
mit dem wirkungsgleichen Instrument der
handelbaren Flächenausweisungsrechte
relativ hoch ist. Mit einer Neuauswei-
sungsumlage ist die Erwartung verknüpft,
dass die Einnahmen zweckgebunden für
Projekte der Flächenkreislaufwirtschaft 
in der Region verbleiben. Bei der Neuaus-
weisungsabgabe wird demgegenüber ein
weitgehender Mittelabfluss aus der Regi-
on befürchtet.

• Neue Instrumente, die die Flächeninan-
spruchnahme verteuern, finden bei pri-
vaten Unternehmen, institutionellen 
Flächeneigentümern und der Immobilien-
wirtschaft geringe bis keine Akzeptanz
(z.B. Grundsteuer bei erhöhtem Gesamt-
aufkommen, Neuausweisungsumlage/
Neuausweisungsabgabe, Rückbauhaft-
pflichtversicherung/Rückbaurücklage).
Instrumente zur Begrenzung der Flä-
chenneuausweisung werden von diesen 
Akteuren kritisch bewertet, wenn sie die
mengenmäßige Bereitstellung von Gewer-
beflächen limitieren (z.B. Kontingentie-
rung der Flächenneuausweisung). Beson-
ders in Regionen und Städten mit hohem
Grundstückspreisniveau wird befürchtet,
dass steigende Preise für Gewerbeimmo-
bilien die Marktchancen kleinerer Unter-
nehmen (z.B. Handwerksbetriebe) schmä-
lern. 

• Andererseits hat das Planspiel insbesonde-
re in Duisburg gezeigt, dass Eigentümer
großer Immobilienbestände ein Interesse
an der Mobilisierung von Brachflächen in
einem Brachflächen-Fondsmodell haben
(vgl. Kapitel 4.2). 

• Ein erweitertes Kreditprogramm für Pri-
vate, das auch Investitionen in Brach-
flächen begünstigt, wird von Seiten der
Eigentümer großer Brachflächen bzw. 
von Vertreterinnen und Vertretern der
Immobilienwirtschaft begrüßt und könn-
te als Anreiz für Investitionen dienen. 

• Die Eingriffsregelung und die damit ver-
bundenen Aufwendungen für Ausgleich
und Ersatz werden von der Immobilien-
wirtschaft wie von Unternehmen als Ver-
fahrenshemmnis und unerwünschter 
Kostenfaktor für Investitionen betrachtet.
Daher befürwortet diese Akteursgruppe
eine Befreiung von der Eingriffsregelung
für Vorhaben im Innenbereich.

• Auch für Eigentümer kleinteiligen Grund-
besitzes gilt, dass neue Instrumente, die
die Flächeninanspruchnahme verteuern
(z.B. Grundsteuer bei erhöhtem Gesamt-
aufkommen, Neuausweisungsumlage/
Neuausweisungsabgabe, Rückbauhaft-
pflichtversicherung/Rückbaurücklage),
geringe bis keine Akzeptanz finden. Instru-
mente zur Begrenzung der Flächenneu-
ausweisung werden von diesen Akteuren
kritisch bewertet, wenn sie die Bereitstel-
lung von Wohnbauflächen auf zentrale
Orte oder auf Standorte an Entwicklungs-
achsen beschränken. In Regionen oder
Städten mit hohem Grundstückspreis-
niveau wird befürchtet, dass verknapptes
Bauland zu steigenden Immobilienprei-
sen führt und die Chancen von Kaufinte-
ressenten bzw. von Eigentümern von 
Bauerwartungsland/Bauhoffnungsland
schmälert. Ein Teil der Immobilieneigen-
tümer wiederum könnte bei einer Ver-
knappung des Flächenangebots mit stei-
genden Immobilienpreisen rechnen. 

• Ein erweitertes Kreditprogramm für Pri-
vate für den Erwerb bzw. Umbau von
Bestandsimmobilien könnte zu vermehr-
ten privaten Investitionen im kleinteiligen
Immobilienbesitz beitragen und zu einer
Verbesserung von Wohnqualitäten im
Bestand führen. Hiermit ließe sich der
Wegfall der Eigenheimzulage zumindest
für das Segment des Wohnungsbestands in
Teilen kompensieren.

Aus Sicht der Länder kommt darüber hinaus
eine ganze Reihe von Maßnahmen im
Bereich der neuen Instrumente in Betracht,
die sie zur Stärkung der Flächenkreislauf-
wirtschaft ergreifen können:
• Die Länder haben die Möglichkeit, in den

Landesplanungsgesetzen die Zielebene
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der Regionalplanung im Sinne einer quan-
titativen Begrenzung der Flächeninan-
spruchnahme zu stärken.

• Sie könnten, ausgerichtet an ihren spezi-
fischen landes- und regionalpolitischen
Zielen, auch ökonomische Instrumente
fortentwickeln.

• Der wichtigste Beitrag der Länder zu einer
effektiven Flächenkreislaufwirtschaft dürf-
te darin bestehen, dass sie über die Regio-
nalplanung zu einer Kontingentierung der
in Siedlungs- und Verkehrsfläche um-
wandelbaren Freiflächen kommen, um
sowohl Freiflächen zu schonen als auch
den Druck in Richtung einer verstärkten
Innenentwicklung zu erhöhen.

• Mittels geeigneter Förderprogramme oder
durch die Neujustierung bestehender För-
der- und Anreizprogramme sollten die
Länder stärkere Impulse für eine Brach-
flächenrevitalisierung setzen.

Mit dem Ziel einer handlungsorientierten
Darstellung wurden die in den folgenden
Abschnitten 6.2 bis 6.4 aufgeführten Maß-
nahmenempfehlungen an den Bund folgen-
dermaßen gegliedert:
• vorrangige Maßnahmen mit kurz- bis mit-

telfristigem Umsetzungshorizont,

• vorrangige Maßnahmen mit langfristigem
Umsetzungshorizont,

• weitere Maßnahmen.

Bei den jeweiligen Maßnahmenempfeh-
lungen wird außerdem deutlich gemacht, 
ob es sich um die Weiterentwicklung eines
bestehenden Instruments, um eine grund-
legende Reform eines bestehenden Instru-
ments oder um die Einführung eines neuen
Instruments handelt. Außerdem wird der
jeweils vorhandene Forschungs- und Unter-
suchungsbedarf zu den einzelnen Instru-
menten kurz benannt (siehe „Hinweis“).

6.2 Empfehlungen für vorrangige
Maßnahmen mit kurz- bis
mittelfristigem Umsetzungs-
horizont

Verbesserung der Steuerungswirkung
räumlicher Planung

Die Steuerungswirkung der Regionalpla-
nung im Hinblick auf die Reduzierung des
Flächenverbrauchs und die vorrangige Nut-
zung von Innenentwicklungspotenzialen
sollte gestärkt werden. Hierzu zählen z.B.
Möglichkeiten der wirksamen quantitativen

Begrenzung der Siedlungsflächenzuwächse
auf der Zielebene, die Festlegung des
Siedlungsflächenwachstums unter Anrech-
nung von bestehenden Flächenpotenzialen
im Bestand, die Zugrundelegung von qua-
lifizierten Bevölkerungsprognosen bei der
Bemessung des Siedlungsflächenbedarfs
und die Bestimmung der Eigenentwick-
lungsbedarfe bei Gemeinden ohne zentra-
lörtliche Funktionen unter Anrechnung von
Entwicklungspotenzialen im Bestand. Hier-
für sollten bundesweit einheitliche Metho-
den und Kriterien für die Festlegung der
Eigenentwicklung, für die Erfassung von
Innenentwicklungspotenzialen und für die
Erstellung von Bevölkerungs- sowie Flächen-
bedarfsprognosen entwickelt und eingeführt
werden. Die Raumordnungsgesetze des Bun-
des und der Länder sollten die Festlegung
von verbindlichen Mengenzielen der Flä-
cheninanspruchnahme auf der Ebene der
Raumordnungspläne und der Regionalpläne
regeln.

Im Interesse einer zielgenauen Flächennut-
zungsplanung und einer bedarfsgerechten
Ermittlung des Flächenbedarfs sollten ge-
eignete Standards und Methoden für Be-
völkerungs- und Flächenbedarfsprognosen,
für die Erfassung von Flächenpotenzialen,
zur Ermittlung des Eigenbedarfs und zur
Anrechnung von Potenzialflächen entwickelt
werden.

Stärkere Förderung der Mobilisierung
von Flächenpotenzialen der Innenent-
wicklung

Der Bund sollte bestehende Förderprogram-
me (z.B. Städtebauförderung: städtebauliche
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen,
städtebaulicher Denkmalschutz, Stadtumbau
Ost und West, Soziale Stadt) und Modell-
projekte noch stärker auf die Mobilisierung
von Innenentwicklungspotenzialen auf Bau-
lücken, Brachflächen und durch Nachver-
dichtung ausrichten. Unterstützungsbedarf
besteht unter anderem bei der systemati-
schen Erfassung der Potenziale sowie bei 
der Herstellung der Vermarktungsfähigkeit
durch Freimachung, Untersuchung und
Sanierung von Bodenverunreinigungen,
Bodenordnung und durch die Schaffung von
Baurechten. Unterstützung sollte sich auch
auf diesbezügliche informelle Planungen zur
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Klärung der Entwicklungsmöglichkeiten von
Brachen und Baulücken durch Testplanun-
gen, Rahmenpläne, Gutachten usw. unter
Beteiligung der Grundstückseigentümer er-
strecken. Bestehende und neue Förderpro-
gramme des Bundes sollten im Interesse der
Flächenkreislaufwirtschaft eng mit bestehen-
den und neuen Förderprogrammen der Euro-
päischen Union (z.B. EFRE) und der Bundes-
länder verzahnt werden. Gleichzeitig sollten
kontraproduktive Anreize wie z.B. die Förde-
rung der Flächenentwicklung „auf der grünen
Wiese“ beseitigt werden. Förderprogramme
und andere Anreize sollten planerische und
bauliche Vorleistungen für die Baureif-
machung von Bestandsflächen sowie deren
kommunalen Erwerb oder Zwischenerwerb
unterstützen. Im Sinne der Effektivität von
Förderprogrammen erscheint eine Flankie-
rung durch eine restriktivere Ausweisung von
neuen Bauflächen erforderlich. Auch in Bezug
auf das gewünschte stärkere Engagement Pri-
vater für die Mobilisierung von Bestandsflä-
chen erscheint es sinnvoll, auf den Ebenen
Bund, Länder und Kommunen flächenbezo-
gene Planung, Bereitstellung von Fördermit-
teln und finanzielle bzw. personelle Ausstat-
tung der Gebietskörperschaften stringenter
als bisher auf den Innenbereich auszurichten. 

Stärkere Förderung privater Initiativen
der Brachflächenrevitalisierung

Mit der Vergabe zinsbegünstigter Kredite an
Private könnte der Bund einen deutlichen
Anreiz für Maßnahmen im Sinne der Flä-
chenkreislaufwirtschaft geben. Derartige
zinsbegünstigte Kredite könnten durch die
KfW-Förderbank bereitgestellt werden. Es
sollten Darlehen sowohl für die Instand-
setzung sowie den Um- und Ausbau von
Bestandsimmobilien als auch für die Bau-
reifmachung vormals genutzter Brach-
flächen (Abbruch, Flächenaufbereitung)
ausgereicht werden. Bei der Ausgestaltung
eines derartigen Kreditprogramms sollte der
bundesweit stark variierenden Angebots-
und Nachfragesituation und den daraus
resultierenden Anreizen für ein Investment
in Gebrauchtimmobilien Rechnung getra-
gen werden.

Fachliche Unterstützung der Konzeption
und Praxiseinführung von B-Flächen-
Fonds

Durch die fachliche Unterstützung der Kon-
zeption und Praxiseinführung von B-Flä-
chen-Fonds durch den Bund, mit denen
Brachflächen mit einer baulichen Nach-
nutzungsperspektive durch eine Anschub-
finanzierung mobilisiert werden könnten
(sogenannte B-Flächen), wären zahlreiche
Flächen in einen vermarktungsfähigen Zu-
stand zu versetzen. Zu denken ist hier an
revolvierende Fonds, deren umfassende
Revitalisierungsaufgabe mit Kapital von
öffentlicher Seite auf ausgewählten Flächen
startet und deren Vermarktungserlöse suk-
zessive in Folgeprojekte fließen. 

Fachliche Unterstützung der Konzeption
und Praxiseinführung von C-Flächen-
Fonds

Durch die fachliche Unterstützung der Kon-
zeption und Praxiseinführung von C-Flä-
chen-Fonds durch den Bund, mit denen
Brachflächen mit einer nichtbaulichen
Nachnutzungsperspektive renaturiert bzw.
als Zwischennutzungs- oder Reserveflächen
kostengünstig aufbereitet werden (soge-
nannte C-Flächen), könnten sowohl abseh-
bar unrentable Flächen aus dem Wirtschafts-
kreislauf entlassen als auch städtebauliche
Missstände beseitigt werden. C-Flächen-
Fonds erscheinen damit insbesondere in
strukturschwachen und schrumpfenden
Gebieten als ein zielführender Ansatz. Die-
ses Vorgehen zur Reduzierung von Flächen-
überhängen, das die Chancen anderer
Brachflächen mit größerer baulicher Nach-
nutzungsperspektive (sog. B-Flächen) am
Bodenmarkt steigern würde, ist jedoch nur
mit dem Einsatz öffentlicher Mittel realisier-
bar. Der Bund sollte in diesem Zusammen-
hang seine Gestaltungsmöglichkeiten nut-
zen und bei der Aufbereitung, Organisation
sowie Finanzierung der Unterhaltung derar-
tige Flächen unterstützen. Zu denken wäre
z.B. an zeitlich begrenzte Sonderfinanzie-
rungen oder dauerhafte Finanzierungs-
modelle wie Stiftungen.

„Fläche im Kreis“: Schlussfolgerungen für den Bund 69

Weiterentwicklung bestehender Instru-
mente

Hinweis

Neues Instrument

Hinweis

Neues Instrument, Forschungs- und
Untersuchungsbedarf

Hinweis

Neues Instrument, Forschungs- und
Untersuchungsbedarf

Hinweis



Mobilisierung bundeseigener Flächen-
potenziale im Bestand

Der Bund als direkter Eigentümer eines 
großen Brachflächenbestands sollte bei der
Mobilisierung derartiger Flächenpotenziale
intensiver mit den Akteuren vor Ort, ins-
besondere den Kommunen, zusammenar-
beiten. Hierbei erscheinen über Einzelpro-
jekte hinausgehende Kooperationsansätze
etwa in Form von B- und C-Flächen-Fonds
oder Rahmenvereinbarungen als ein wert-
voller Strategieansatz der Flächenkreislauf-
wirtschaft. 

Förderung von Flächeninformationen
und von „Flächenbewusstsein“

Im Rahmen von Informationskampagnen,
praxisbezogener Forschung und in Modell-
vorhaben mit Kommunen sollte der Bund
sowohl die Entwicklung eines Flächenbe-
wusstseins öffentlicher und privater Akteu-
re als auch die Implementierung neuer infor-
matorischer Instrumente aktiv unterstützen.

So ist an die Unterstützung bei der Entwick-
lung von Kosten-Nutzen-Betrachtungen zur
transparenten Darstellung von langfristig 
zu erwartenden Kosten und Nutzen von 
Flächenneuausweisungen zu denken, in
denen die investiven und laufenden Kosten
der technischen und sozialen Infrastruktur
berücksichtigt werden. Die Perspektive soll-
te dabei um die volkswirtschaftlichen Aus-
wirkungen auf die Kommune bzw. die 
Region erweitert werden. In diesen Bezugs-
rahmen lassen sich qualitativ auch Wirkun-
gen auf bundespolitische Zielgrößen ein-
bringen. Kosten-Nutzen-Betrachtungen mit
unterschiedlichem Bezugsrahmen (Einzel-
vorhaben, Kommunalhaushalt, volkswirt-
schaftliche Betrachtung usw.) sollten letzt-
lich in Alternativenprüfungen münden.
Untersuchungsbedürftig erscheinen in die-
sem Zusammenhang unter anderem Aspek-
te der Datenbeschaffung, der Zurechen-
barkeit von Kosten zu konkreten Bau- oder
Unterhaltungsmaßnahmen sowie Fragen
der Bewertung kommunaler Liegenschaften

nach Marktgesichtspunkten. Hinsichtlich 
der Anwendung derartiger Kosten-Nutzen-
Betrachtungen sind unmittelbar die Kom-
munen angesprochen, die mit Hilfe des
Instruments flächenpolitische Entscheidun-
gen und deren Umsetzung in Politik und Ver-
waltung transparenter ausgestalten können. 

Der Bund sollte außerdem die Entwicklung
von Informationsangeboten für Privat-
haushalte unterstützen, die in Form von
Gewerbe- oder Wohnstandortberatungen
individuelle, wohnformenorientierte und
lebensphasenbezogene Investitions- und
Folgekostenkalkulationen gestatten. Hier
böten sich Modellvorhaben des Bundes mit
Kommunen, Unternehmen der Wohnungs-
wirtschaft, Immobilienverbänden sowie
Haus- und Grundeigentümervereinen an.

Weiterentwicklung der Instrumente 
des Stadtumbaus

Um die Stärken des integrativen und hand-
lungsorientierten Ansatzes breiter nutzbar
zu machen, sollte der Bund den Stadtumbau
Ost und West über die Laufzeit der gegen-
wärtigen Programme hinaus fortführen. 
Dies wird vor dem Hintergrund einer zu
erwartenden Verstärkung von Schrump-
fungstendenzen in Teilen der Bundesrepu-
blik Deutschland für notwendig erachtet.
Weiterhin sollte der Stadtumbau zur Verbes-
serung einer zielentsprechenden Praxis auch
stärker in Gebieten mit kleinteiligem, ver-
besserungsbedürftigem Bestand von Altbau-
Wohnimmobilien Ostdeutschlands wirksam
werden.

Zugleich sollte über dem Stadtumbau ver-
gleichbare integrierte, umsetzungsorientier-
te und auf den Siedlungsbestand gerichtete
Planungen nachgedacht werden, die sich als
Lösungsansatz auch für ländliche Gemein-
den mit Schrumpfungstendenzen und Funk-
tionsverlusten eignen könnten. 
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Einsatz bestehender Instrumente, neue
Instrumente, Forschungs- und Unter-
suchungsbedarf, Bund als Flächeneigen-
tümer

Hinweis

Neues Instrument, Forschungs- und 
Untersuchungsbedarf

Hinweis

Weiterentwicklung eines bestehenden
Instruments, Forschungs- und Unter-
suchungsbedarf

Hinweis



6.3 Empfehlungen für vorrangige
Maßnahmen mit langfristi-
gem Umsetzungshorizont

Schaffung eines tragfähigen Vorteil-
Lasten-Ausgleichs in Bezug auf die 
Nichtausweisung oder Neuausweisung
von Bauflächen

Eine erfolgreiche Umsetzung der Flächen-
kreislaufwirtschaft braucht interkommuna-
le Kooperationen, die auf eine wirksame
Begrenzung der Flächeninanspruchnahme
zielen. Eine dementsprechende Anwendung
des regionalen Flächennutzungsplans, die
Möglichkeit zur Gründung eines Planungs-
verbandes (§ 205 BauGB) und zur Auf-
stellung eines gemeinsamen Flächennut-
zungsplans (§ 204 Abs. 1 BauGB) oder eines
regionalen Flächennutzungsplans (§ 9 Abs.
6 ROG) im Sinne der Flächenkreislaufwirt-
schaft setzen einen tragfähigen interkom-
munalen Vorteil-Lasten-Ausgleich in Bezug
auf die Nichtausweisung oder Neuaus-
weisung von Bauflächen voraus. Tragfähige
Modelle für einen derartigen Vorteil-Lasten-
Ausgleich gibt es, abgesehen von wenigen
Ausnahmen, bisher nicht2. Der Bund sollte
daher in diesem Zusammenhang prüfen,
inwieweit die im Planspiel „Neue Instrumen-
te“ untersuchten Ansätze wie die Einführung
einer Neuausweisungsumlage, die Prüfung
der Einführung des Handels mit Flächenaus-
weisungsrechten, eine reformierte Grund-
steuer oder ein reformierter Kommunaler
Finanzausgleich aus Sicht des Bundes
umsetzbar sind.

Prüfung der Einführung einer Abgabe 
auf die Neuausweisung von Bauflächen

Es könnte eine Neuausweisungsabgabe ein-
gerichtet werden3. Allerdings würde diese
bei den Kommunen auf Widerstand stoßen,
da bei einer Abgabe das Aufkommen nicht
regionalspezifisch zur Verfügung stünde. Die
Lösung könnte in der Einführung einer bun-
desweiten obligatorischen Abgabe bestehen,
wobei allerdings den Ländern die nähere
Ausgestaltung und die Verwendung des 
Aufkommens überlassen werden könnten.
Somit könnten die Länder entscheiden, an
welchen Orten mit dem geringsten Mittel-
einsatz die größten Zielbeiträge zu den qua-

litativen und quantitativen Zielen zu errei-
chen wären.

Prüfung der Einführung handelbarer 
Flächenausweisungsrechte

Handelbare Flächenausweisungsrechte als
ein Instrument der zielgenauen Mengen-
steuerung könnten das Flächensparziel der
Bundesregierung effizient umsetzen. Der
Handel mit Flächenausweisungsrechten
setzt eine vorherige Mengenbegrenzung der
Flächeninanspruchnahme in Form der 
Festlegung räumlich abgeschichteter, ver-
bindlicher Flächenkontingente auf der
Ebene der Regionalplanung voraus. Der
Bund könnte mit der Einführung handel-
barer Flächenausweisungsrechte die Anreiz-
situation der Länder und Kommunen für
eine Verwirklichung seiner flächenpoli-
tischen Ziele beeinflussen. Spezifische
Designoptionen wie etwa „weiße Zertifikate“
und die Einspeisung des Aufkommens in 
den Kommunalen Finanzausgleich sind da-
bei explizit einzubeziehen. Untersuchungs-
bedarf besteht in Fragen der praktischen
Umsetzbarkeit und des Umsetzungsauf-
wands, zur Verzahnung des Handels mit 
Flächenausweisungsrechten mit der Regio-
nal- und Bauleitplanung, zur konkreten 
Ausgestaltung des Handels (Marktsimula-
tion), hinsichtlich zu erwartender Trans-
aktionskosten für die Akteure, mit Blick auf
die Akzeptanz seitens der Akteure sowie in
Bezug auf die mögliche weitere Verstärkung
von Disparitäten zwischen finanzstarken
und finanzschwachen Gemeinden. 

Prüfung einer umfassenden Reform
der Grundsteuer

Der Bund sollte eine tief greifende Grund-
steuerreform im Interesse der Flächenkreis-
laufwirtschaft prüfen, der eine deutliche
Erhöhung des Gesamtaufkommens zugrun-
de liegen müsste. Bei einer Erhöhung der
absoluten Steuerbelastung sowie deutlichen
Belastungsunterschieden in Abhängigkeit
vom jeweiligen Flächennutzungsverhalten

(2)
Vgl. MORO-Forschungsfeld „In-
novative Projekte zur Regio-
nalentwicklung“, Interessen-
ausgleich in der Gebietsent-
wicklungsplanung Rendsburg,
Regionaler Gewerbeflächen-
pool Neckar-Alb.

(3)
Siehe dazu ausführlich z.B. 
Rainer Krumm: Die Bauland-
ausweisungsumlage als preis-
steuernder Ansatz zur Begren-
zung des Flächenverbrauchs,
in: Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung (Hrsg.): In-
formationen zur Raumordnung
(IzR), H. 4–5 (2005), S. 307–310.
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Neue Instrumente, Forschungs- und 
Untersuchungsbedarf

Hinweis

Neues Instrument, Forschungs- und 
Untersuchungsbedarf

Hinweis

Neues Instrument, weiterer Forschungs-
und Untersuchungsbedarf

Hinweis



könnten die im Planspiel geprüften Reform-
modelle (Bodenwertsteuer, Flächensteuer,
Flächennutzungssteuer) zu Standortwahl-,
Flächenspar- und Mobilisierungseffekten
führen. Untersucht werden sollten mögliche
Nebeneffekte wie zu erwartende Verände-
rungen im Bodenpreisgefüge oder Belast-
barkeitsgrenzen von Grundeigentümern.

Prüfung der Einführung von Zweck-
zuweisungen für Maßnahmen der 
Innenentwicklung im Kommunalen
Finanzausgleich

Zweckzuweisungen im Kommunalen Fi-
nanzausgleich könnten unter anderem für
die Unterstützung von Maßnahmen der
Brachflächenrevitalisierung sowie der Zwi-
schennutzung und Renaturierung von
Brachflächen eingesetzt werden. In diesem
Zusammenhang sollte geprüft werden,
durch welches Instrument die Gegenfinan-
zierung solcher Zweckzuweisungen erfolgen
kann. Außerdem wäre in Zusammenarbeit

mit den Ländern zu klären, wie sich je nach
Ausgestaltung des Kommunalen Finanz-
ausgleichs der Länder das Verhalten der
Gemeinden in Bezug auf die mögliche Nut-
zung relevanter Flächen verändern würde.

6.4 Empfehlungen für 
weitere Maßnahmen 

Prüfung der Weiterentwicklung des 
Rückbau- und Entsiegelungsgebots 
sowie der Einführung einer Rückbau-
haftpflichtversicherung

Das im besonderen Städtebaurecht vorge-
sehene Rückbaugebot (§ 179 BauGB, Rück-
bau- und Entsiegelungsgebot) wird bisher
kaum eingesetzt und sollte hinsichtlich einer
für die Kommunen besser handhabbaren
gesetzlichen Ausgestaltung überprüft wer-
den. Die besonders in schrumpfenden Re-
gionen zu erwartenden immobilienwirt-
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Empfehlungen an den Bund zur Flächenkreislaufwirtschaft im Überblick

Vorrangige Maßnahmen mit kurz- bis mittelfristigem Umsetzungshorizont

• Verbesserung der Steuerungswirkung räumlicher Planung

• stärkere Förderung der Mobilisierung von Flächenpotenzialen der Innenentwicklung

• stärkere Förderung privater Initiativen der Brachflächenrevitalisierung

• fachliche Unterstützung der Konzeption und Praxiseinführung von B-Flächen-Fonds

• fachliche Unterstützung der Konzeption und Praxiseinführung von C-Flächen-Fonds

• Mobilisierung bundeseigener Flächenpotenziale im Bestand

• Förderung von Flächeninformationen und von „Flächenbewusstsein“

• Weiterentwicklung der Instrumente des Stadtumbaus

Vorrangige Maßnahmen mit langfristigem Umsetzungshorizont

• Schaffung eines tragfähigen Vorteil-Lasten-Ausgleichs in Bezug auf die Nichtaus-
weisung oder Neuausweisung von Bauflächen

• Prüfung der Einführung einer Abgabe auf die Neuausweisung von Bauflächen

• Prüfung der Einführung handelbarer Flächenausweisungsrechte

• Prüfung einer umfassenden Reform der Grundsteuer

• Prüfung der Einführung von Zweckzuweisungen für Maßnahmen 

der Innenentwicklung im Kommunalen Finanzausgleich

Weitere Maßnahmen

• Prüfung der Weiterentwicklung des Rückbau- und Entsiegelungsgebots und 
der Einführung einer Rückbauhaftpflichtversicherung

Reform eines bestehenden Instruments,
Forschungs- und Untersuchungsbedarf

Hinweis

Weiterentwicklung eines bestehenden
Instruments, Forschungs- und
Untersuchungsbedarf

Hinweis



schaftlichen Entwicklungen verlangen eine
Lösung zum Umgang mit Rückbauerforder-
nissen von Immobilien, deren Eigentümer
nicht für die Kostenübernahme herange-
zogen werden können. Daher besteht unter
anderem verfassungsrechtlicher Klärungs-
bedarf sowie Untersuchungsbedarf zur Wei-
terentwicklung von § 179 BauGB. Zu denken
wäre hier an die Einführung einer Rück-
baupflicht4 im Innenbereich bei fehlender
Nachnutzungsperspektive, kombiniert mit
einer Versicherungspflicht von Grund-
stückseigentümern zur Abdeckung der
durch eine Ersatzvornahme anfallenden
Kosten. Diese Kombination könnte den
Kommunen ein neues Instrument mit ent-
sprechender Gegenfinanzierung verschaf-
fen, um in Extremfällen die Rückführung von
Innenbereichsgrundstücken in den Flächen-
kreislauf zu ermöglichen und zu beschleu-
nigen. Das Gewicht dieses Instrumentenvor-
schlags innerhalb des Instrumentenbündels
für eine Flächenkreislaufwirtschaft hängt ab
von der regionalen Häufigkeit solcher Pro-
blemfälle. Derzeit bestünde für ein derarti-
ges Instrument in schrumpfenden Regionen
ein deutlich höherer Bedarf als in wachsen-
den Regionen, jedoch ist insgesamt eine
Zunahme möglicher Anwendungsfälle zu
erwarten (z.B. sich verkürzende Nutzungs-
zyklen aufgrund wirtschaftsstruktureller Ver-
änderungen). Ebenso sollte der Bund Mög-
lichkeiten der näheren Ausgestaltung einer
Rückbauhaftpflicht-Versicherungslösung
sowie damit verbundene Folgen untersu-
chen, z.B. deren Verfassungsrechtlichkeit, Art
und Umfang der zu versichernden Gebäude,
individuelle Belastung der Grundstücks-
eigentümer und Definition von Ausnahme-
tatbeständen, ökonomische Auswirkungen
auf Alteigentümer und Neuerwerber.

6.5 Generelle Umsetzungs-
empfehlungen an den Bund

Eine erfolgreiche Umsetzung der Strategie
der Flächenkreislaufwirtschaft setzt sowohl
das Zusammenwirken auf den Ebenen Bund,
Länder und Gemeinden bzw. Regionen als
auch eine aktive Beteiligung von Wirtschaft,
Privathaushalten und gesellschaftlichen
Akteursgruppen voraus. Erforderlich ist ein
Wechsel von punktuell ansetzenden Initia-

tiven und Programmen hin zu einer umfas-
senden Handlungsstrategie. 

Unabhängig von seiner konkreten Gesetz-
gebungskompetenz sollte der Bund daher als
Anstoßgeber und Vorbild für eine Flächen-
kreislaufwirtschaft agieren. Die Flächenkreis-
laufwirtschaft ist zwar in ihrem sachlichen
Bezugsrahmen ein neues Leitbild, sie knüpft
aber an bestehende Leitbilder im Umgang mit
natürlichen Ressourcen an, die bereits gut
akzeptiert und in den Regelwerken des Bun-
des, der Länder und auch vieler Kommunen
verankert sind. Im Hinblick auf die Umset-
zung des Leitbilds der Flächenkreislauf-
wirtschaft und der ihr zugrunde liegenden
Zieldimensionen der Verminderung der men-
genmäßigen Flächeninanspruchnahme und
der Verbesserung der Qualität der Flächen-
nutzung besteht eine grundsätzliche Akzep-
tanz seitens der an den Planspielen beteilig-
ten Akteursgruppen.

Grundsätzlich müssen sich alle instrumen-
tellen Veränderungen an den zentralen po-
litischen Zielen der Bundesregierung und
der  Landesregierungen messen lassen. Die
Belebung der Wirtschaft und des Arbeits-
marktes ist dabei auf absehbare Zeit als das
zentrale Anliegen der Politik in Bund und
Ländern anzusehen. Die Einführung neuer
Instrumente wird deshalb nur dann chan-
cenreich sein, wenn sie zugleich auch dazu
beitragen kann, wirtschafts- und arbeits-
marktpolitische Impulse zu setzen. Hierzu
zählt auch die Erleichterung des Bauens im
Innenbereich. Neue Instrumente, die als 
Restriktion für wirtschaftliche Entwicklung
wirken, dürften demgegenüber nur schwer
durchzusetzen sein. 

Im Zusammenhang mit der Einführung öko-
nomisch steuernder Instrumente sollte in
jedem Falle das Wechselverhältnis zwischen
der Stärkung der zentralen Ebene und mög-
lichen Steuerungsverlusten der kommuna-
len Ebene berücksichtigt werden. Außerdem
sind die Verteilungseffekte zu prüfen, die
daraus zwischen Stadt und Land, finanzstar-
ken und finanzschwachen Gemeinden in
ihrer dynamischen Entwicklung über lange
Zeiträume entstehen. Gemeindespezifische
Aspekte wie erwartete Grund- und Gewer-
besteuereinnahmen, aber auch Einkom-
mensteuerzuweisungen und Zuweisungen
aus dem Kommunalen Finanzausgleich
erscheinen näher untersuchungs- und kom-
munikationsbedürftig.

Belangen der Flächenkreislaufwirtschaft
sollte zukünftig gerade im Zusammenhang

(4)
Vgl. kritisch: Gerd Schmidt-
Eichstaedt: Kurzexpertise zu
den Thesen zu den Ergebnissen
der Planspiele „Neue Instru-
mente“, Expertenkreis „Fläche
im Kreis“, Juni 2006 (unveröf-
fentlicht).
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Weiterentwicklung eines bestehenden
Instruments, neues Instrument,
Forschungs- und Untersuchungsbedarf

Hinweis



(5)
Vgl. auch Umweltbundesamt:
Klimaschutz in Deutschland:
40%-Senkung der CO2-Emis-
sionen bis 2020 gegenüber
1990, Bericht vom 5. Mai 2007,
Dessau 2007.

(6)
Vgl. Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungs-
wesen (Hrsg.): Programme der
Städtebauförderung. Merkblatt
über die Finanzhilfen des Bun-
des, Berlin 2005.

(7)
Gesetz zur Erleichterung von
Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte
(StInnEntwPlErlG), BGBl. I Nr. 64
vom 27.12.2006, S. 3316 ff.

(8)
Vgl. auch Wilhelm Söfker: Das
Gesetz zur Erleichterung von
Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte, 
in: Flächenmanagement und 
Bodenordnung, H. 2 (2007), 
S. 49–55; derselbe: Zurück in
die Stadt. Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innen-
entwicklung der Städte, in:
Stadt und Gemeinde interaktiv,
Jg. 62 (2007), Nr. 1/2, S. 6–8;
Michael Krautzberger: Die 
BauGB-Novelle 2007 ist in Kraft
getreten. Zum Gesetz zur Er-
leichterung von Planungsvorha-
ben für die Innenentwicklung
der Städte, in: UPR – Umwelt-
und Planungsrecht, H. 2 (2007), 
S. 53–58; derselbe: Bauleit-
planung im vereinfachten und
im beschleunigten Verfahren
nach dem BauGB 2007, in: UPR
– Umwelt- und Planungsrecht,
H. 5 (2007), S. 170–175.

mit der seit dem Jahr 2006 erstarkten Kli-
maschutzdebatte eine zentrale Rolle beige-
messen werden. Die nachhaltige Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme, die
Konzentration auf die Innenentwicklung,
der Erhalt von Frei- und Erholungsflächen
sowie von Grünzäsuren, die Erneuerung des
Gebäudebestands und die Reduzierung von
Pendlerströmen im motorisierten Indivi-
dualverkehr sind Gegenstand von integrier-
ter Siedlungs- und Verkehrsentwicklung im
Sinne einer Flächenkreislaufwirtschaft, ohne
die die Ziele einer deutlichen Verringerung
des CO2-Ausstoßes, der Steigerung des
Anteils erneuerbarer Energien und des
Erhalts klimabedeutsamer unzerschnittener
Freiräume nicht zu erreichen sein werden5.
Eine vom Bund getragene bzw. unter Betei-
ligung des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) geführ-
te öffentliche Debatte, verbunden mit res-
sortbezogener Forschung und Maßnahmen
zum Wissenstransfer, die die herausragende
Rolle einer Flächenkreislaufwirtschaft im
Interesse einer langfristig orientierten Sied-
lungs- und Umweltpolitik stärker in den
Blick nimmt, erscheint daher wünschens-
wert und notwendig.

6.6 Fazit

In den Planspielen wurde deutlich, dass es
nur dann zu einer Verwirklichung der flächen-
politischen Ziele des Bundes kommen wird,
wenn merkliche Änderungen im Instrumen-
tarium erfolgen, die den Preis für die Neuaus-
weisung spürbar erhöhen und die Attrakti-
vität des Flächenrecyclings steigern. Insofern
muss der Bund weitere Initiative ergreifen.

Auf Bundesebene entfaltet das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) im Rahmen seiner 
Zuständigkeiten gesetzgeberische bzw. För-
derinitiativen zur Stärkung der Innenent-
wicklung in den Städten und Gemeinden.
Bislang nutzt der Bund seine Gestaltungs-
kompetenz vor allem zur Schaffung von Rah-
menbedingungen des Baurechts. So sehen
die Programme der Städtebauförderung
Finanzhilfen für städtebauliche Sanierungs-
und Entwicklungsmaßnahmen sowie für
den städtebaulichen Denkmalschutz vor.
Dem Bestandserhalt, der Wiedernutzung
vormals genutzter Flächen, der Zwischen-
nutzung und dem Rückbau leer stehender
Gebäude dienen Städtebaufördermittel im
Rahmen des Stadtumbaus West und Ost6.

Am 1.1.2007 ist das Gesetz zur Erleichterung
von Planungsvorhaben für die Innenent-
wicklung der Städte7 in Kraft getreten. Es
umfasst unter anderem Regelungen für ein
beschleunigtes Verfahren für Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung nach Paragraph
13a BauGB, den Ausschluss der Umwelt-
prüfung im vereinfachten Verfahren, die
Erhaltung und Entwicklung zentraler Ver-
sorgungsbereiche sowie Neuregelungen 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung, zum Rechts-
schutz, zum Sanierungsrecht und zur Betei-
ligung Privater an der Stadtentwicklung 8.
Schließlich wäre es mittelfristig sinnvoll, 
die Wirkungen der am 1.1.2007 in Kraft ge-
tretenen BauGB-Novelle zur Förderung der
Innenentwicklung zu überprüfen, um darauf
abgestimmt das weitere Vorgehen zu konzi-
pieren.

Das bestehende planerische Instrumenta-
rium besitzt das Potenzial, die Außenent-
wicklung wirksam einzudämmen und die
Innenentwicklung zu intensivieren. Ent-
scheidungsspielräume der politischen Ver-
antwortungsträger auf kommunaler und
regionaler Ebene müssen allerdings stärker
im Sinne der Flächenkreislaufwirtschaft
genutzt werden. Gleichzeitig haben die 
Status-quo-Planspiele zur Flächenkreis-
laufwirtschaft jedoch Grenzen und Defizite
des bestehenden Instrumentariums aufge-
zeigt, unter anderem mangelnde Anreize 
für Kommunen als flächenausweisende
Akteure, für Flächeneigentümer und -nut-
zer, das Fehlen von Mechanismen für einen
interkommunalen Lasten- und Nutzen-Aus-
gleich, Defizite bei Flächeninformationen
und -bewusstsein sowie mangelnde finan-
zielle Handlungsfähigkeit der Kommunen. 

Daher sind Veränderungen bei den Rahmen-
bedingungen, ergänzende Maßnahmen und
neue Instrumente erforderlich, um die ambi-
tionierten bundespolitischen Flächenziele
zu erreichen. Sie wurden in den Abschnitten
6.2 bis 6.4 ausführlich beschrieben.

Der Bund vermag nur begrenzt in die Flä-
chenpolitik der Länder und Kommunen ein-
zugreifen. Daher sind viele Maßnahmen nur
in enger Abstimmung mit den Bundes-
ländern und den Kommunen erfolgreich
umsetzbar. Außerdem unterliegt der Bund
der Restriktion, dass er für Instrumente, die
einen bestimmten Finanzbedarf erfordern,
entsprechende Instrumente einrichten
muss, die diesen decken. Daher wird aus
dem Forschungsfeld „Fläche im Kreis“ die
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nähere Untersuchung ökonomischer Instru-
mente empfohlen, die durch die Generie-
rung von Einnahmen für flächenverbrau-
chende Aktivitäten eine Gegenfinanzierung
von finanziellen Anreizen für Maßnahmen
der Innenentwicklung ermöglichen.

Der Bund  sollte als Anstoßgeber und Vorbild
auf eine Flächenkreislaufwirtschaft hinwir-
ken.

Neue Instrumente einer Flächenkreislauf-
wirtschaft müssen in Ausgestaltung und
Praktikabilität nachvollziehbar und einfach
sein, um angewendet zu werden, denn sie
verlangen von Kommunen und Privaten
einen faktischen Paradigmenwechsel in
deren Flächenausweisungs- bzw. Standort-
wahlverhalten.

Ökonomische Instrumente wie Abgabe-
lösungen müssen sowohl auf der Erhebungs-
als auch auf der Verwendungsseite einen
erkennbaren Zusammenhang mit Zielen 
der Flächenkreislaufwirtschaft aufweisen.

Finanzielle Anreize für die Beiträge der Pri-
vaten zur Flächenkreislaufwirtschaft sind
sinnvoll mit planerischen Vorgaben für eine
bestandsorientierte Flächennutzung zu ver-
knüpfen („fördern und fordern“).

Die erfolgreiche Umsetzung der Strategie 
der Flächenkreislaufwirtschaft mit ihren
langfristig positiven ökologischen, ökono-
mischen und sozialen Wirkungen liegt im
Eigeninteresse der am Flächengeschehen
beteiligten öffentlichen und privaten Akteu-
re. Somit ist sie eine wünschenswerte und
notwendige Strategie, die im Zusammen-
wirken der Ebenen Bund, Länder und
Gemeinden bzw. Regionen wie auch unter
einer aktiven Beteiligung von Wirtschaft, 
Privathaushalten und gesellschaftlichen
Akteursgruppen umgesetzt werden sollte.
Dies sollte durch einen Wechsel weg von
punktuell ansetzenden Initiativen und Pro-
grammen hin zu einer umfassenden Hand-
lungsstrategie aktiv unterstützt werden9.

(9)
Ein vielversprechender Ansatz
hierzu sind auch die in vielen
Bundesländern initiierten „Ak-
tionsbündnisse für die Fläche“.
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Die von der Bundesregierung im April 2002
beschlossene Nationale Nachhaltigkeits-
strategie sieht vor, dass die Flächeninan-
spruchnahme für Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke auf einen Wert von 30 Hektar pro Tag
im Jahr 2020 orientiert wird. Den hohen Stel-
lenwert, den die Bundesregierung diesem
Ziel weiterhin einräumt, zeigt auch dessen
Aufnahme in den Koalitionsvertrag vom
11.11.2005. Dort ist formuliert: „Wir werden
… anstreben, den Flächenverbrauch gemäß
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie auf
30 ha/Tag bis 2020 zu reduzieren und für ein
Flächenressourcenmanagement finanzielle
Anreizinstrumente zu entwickeln.“

Im Rahmen des ExWoSt-Forschungsfeldes
„Fläche im Kreis – Kreislaufwirtschaft in 
der städtischen/stadtregionalen Flächen-
nutzung“ (FLIK) wurden Planspiele in der
StadtRegion Stuttgart, der Region Mölln, der
Region Rheinhessen-Nahe, der Planungs-
region Nordthüringen und in der Stadt Duis-
burg durchgeführt. Der mit dem Begriff 
„Flächenkreislaufwirtschaft“ bezeichnete
Politikansatz basiert auf drei Elementen:
• den Strategien und Instrumenten einer

integrierten kommunalen bzw. regionalen
Bodenpolitik,

• dem Leitbild einer nachhaltigen und res-
sourcenschonenden Entwicklung des
Raums sowie schließlich

• der Kreislaufwirtschaft als Prinzip der Flä-
chennutzung und Flächenentwicklung.

Die im ersten Halbjahr 2006 in den vier
Regionen und in Duisburg veranstalteten
Planspiele haben eine erfreuliche Vielzahl
von Vorschlägen für eine Flächenkreislauf-
wirtschaft erbracht. 

Es hat sich gezeigt, dass die Beteiligten durch
die Planspiele einerseits Neues gelernt
haben und andererseits auch erfahren konn-
ten, dass schon das geltende Recht die unter-
schiedlichsten Möglichkeiten für eine Flä-
chenkreislaufwirtschaft eröffnet. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) im instrumentellen
Bereich bereits viel getan hat. Das Erreichen
des 30-ha-Ziels ist zwar in der städtebau-

lichen Praxis in erster Linie eine Aufgabe der
Länder und Gemeinden. Das BMVBS unter-
stützt dies jedoch neben den Förder-
programmen der Städtebauförderung, die
auf die Innenentwicklung der Städte und
Gemeinden ausgerichtet ist, und den For-
schungsprogrammen auch durch die Ge-
setzgebung. Durch das Europarechtsanpas-
sungsgesetz Bau wurde im Jahr 2004 das
Thema „Innenentwicklung“ in die Planungs-
leitsätze des § 1 Abs. 6 BauGB integriert.
Darüber hinaus wurde unter anderem die
sog. Bodenschutzklausel als ein hervorge-
hobener Planungsgrundsatz zugunsten der
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme
(§ 1a Abs. 2 BauGB) weiterentwickelt. Zu-
letzt wird mit dem Gesetz zur Erleichterung
von Planungsvorhaben für die Innenent-
wicklung der Städte – in Kraft seit dem
1.1.2007 – die Planungspraxis in Städten und
Gemeinden spürbar erleichtert und be-
schleunigt. Der neue § 13a BauGB ermög-
licht den Gemeinden für bestimmte Be-
bauungspläne der Innenentwicklung als
rechtlichen Bonus ein beschleunigtes Ver-
fahren. Hierdurch wird den Innenstädten der
notwendige Standortvorteil gegenüber der
„grünen Wiese“ gegeben, und es werden
mehr Investitionen in die Innenstädte
gelenkt. Damit wird ein wichtiger Beitrag zur
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme
geleistet. 

Auch im Bereich der Städtebauförderung
sind seit 1998 mit § 164b Abs. 2 BauGB als
Schwerpunkte für den Einsatz der Finanz-
hilfen unter anderem die Stärkung von
Innenstädten und Ortsteilzentren, die Wie-
dernutzung von Brachen sowie von flächen-
sparenden Bauweisen definiert. Das BMVBS
beabsichtigt, gemeinsam mit den Ländern
diese Förderschwerpunkte ab dem Pro-
grammjahr 2008 in der Verwaltungsverein-
barung zur Städtebauförderung deutlicher
zu akzentuieren. Mit einem neu vorgesehe-
nen Programm zur Stärkung der Innen-
entwicklung sollen vor allem die zentralen
Versorgungsbereiche in den Zentren und
Ortsteilzentren durch Profilierung und Auf-
wertung wieder an Attraktivität gewinnen.
Förderfähig ist dann z.B. die Wiederherstel-
lung der Nutzungsfähigkeit leer stehender

Instrumentelle Optionen aus Sicht 
des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung 
Prof. Dr. Wilhelm Söfker
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Gebäude. Den rechtlichen Instrumenten der
BauGB-Novelle 2007 wird damit eine finan-
zielle Unterstützung hinzugefügt. 

Gleichwohl steht insbesondere die kommu-
nale Praxis vor einer großen Herausforde-
rung, damit das 30-ha-Ziel erreicht werden
kann. Aus Sicht des BMVBS könnten in 
diesem Zusammenhang deshalb folgende 
Vorschläge aus den Planspielen weiterver-
folgt werden: 

In dem Forschungsprojekt ist deutlich
geworden, dass für die Gemeinden Kosten-
Nutzen-Betrachtungen im Hinblick auf eine
Neuausweisung „auf der grünen Wiese“ und
einen Neubau in der Innenstadt auf Brach-
flächen/Baulücken hilfreich wären. Bislang
fehlen für entsprechende Betrachtungen
noch die methodischen und inhaltlichen
Erkenntnisse. Um zu einer möglichst prak-
tikablen Handreichung für die Kommunen
zu gelangen, soll dieser Ansatz in laufenden
Forschungsprojekten (REFINA) weiterent-
wickelt werden. 

Zielführend könnte auch der Ansatz sein, mit
Hilfe von Grundstücksfonds aus sich heraus
nicht marktgängige Brachflächen u.Ä. zu
mobilisieren. Hier könnten gegebenenfalls
auch Mittel aus den europäischen Struktur-
fonds eingesetzt werden, um der Wieder-
nutzung von Brachen und Baulücken z.B.
mit zinsverbilligten Krediten ökonomische
Anreize zu geben, die eine Mobilisierung die-
ser Flächen forcieren. Auch bei einer Aus-
gestaltung als revolvierende Fonds bleibt in

diesem Zusammenhang allerdings das Pro-
blem zu lösen, wie mit unkalkulierbaren 
Risiken (z.B. Altlasten) bzw. unrentierlichen
Kosten zu verfahren ist. Derzeit befassen sich
auf Initiative des BMVBS und des Bundes-
amtes für Bauwesen und Raumordnung
(BBR) die Städtebauministerien der Länder,
die Förderbanken des Bundes und der 
Länder mit der Frage, für welche Anwen-
dungsbereiche in der Stadtentwicklung
Fonds-Finanzierungen unter Umständen
eingesetzt werden können.

Jedenfalls ist festzuhalten: Auch nach dem
Abschluss des ExWoSt-Forschungsfeldes
„Fläche im Kreis“ ist das Thema „Flächen-
kreislaufwirtschaft“ für das BMVBS keines-
falls beendet. Um das 30-ha-Ziel im Jahr 2020
zu erreichen, liegt noch ein weiter Weg vor
uns. Dazu bedarf es der gemeinsamen
Anstrengungen sämtlicher Beteiligter, und
zwar auch durch die Weiterführung der fach-
lichen Diskussionen, zumal die Länder und
die Kommunen die eigentlichen Haupt-
akteure sind. Das BMVBS begrüßt es des-
halb, wenn die Länder die durch die ExWoSt-
Forschung ebenso wie die durch die
Ressortforschung des BMVBS entwickelten
Impulse aufgreifen und sich aktiv für das 
30-ha-Ziel der Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie engagieren. Aus Sicht des BMVBS
stellen der strategische Ansatz der Flächen-
kreislaufwirtschaft und die Ausschöpfung
der bestehenden planungsrechtlichen Mög-
lichkeiten dabei ganz entscheidende Grund-
bedingungen dar. 
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Anhang 87

Ermittlung des Flächenbedarfs X X X X X

Stadtumbaukonzepte – – – X X

Sonstige Quartiers- und 
Standortplanungen

X X X – –

Beeinflussung des Flächenverbrauchs
bei der Aufstellung von Bebauungsplä-
nen

X X X X X

Konzepte für Kompensationsflächen 
(Flächen für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen), Kompensationsflächen-
und Kompensationsmaßnahmenpools 

X X – – X

Befristung von Nutzungsmöglichkeiten X – – X – 

Zwischennutzungen – – – X X

Renaturierung – X – X X

Information

Informatorische Instrumente zur Beein-
flussung der Grundstückseigentümer 

X X X X –

Informatorische Instrumente zur Beein-
flussung flächenpolitischer Entscheidun-
gen in Kommunalpolitik und Verwaltung 

X X X – X

Instrument Stuttgart
Rheinhessen-

Nahe
Mölln Duisburg

Nord-
thüringen

Planung

Regionalpläne X X X – X

Interkommunale Planungen X X X – –

Beeinflussung des Flächenverbrauchs
bei der Aufstellung von 
Flächennutzungsplänen 

x – – X –

Bodenpolitischer Grundsatzbeschluss X X X X –

Organisation

Organisation innerhalb der Verwaltung – – – X –

Aufgabenverteilung in einer stadt-
regionalen Flächenkreislaufwirtschaft

X X X – X

In den Planspielen zur Flächenkreislaufwirtschaft (Phase I) geprüfte
bestehende Instrumente
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Projektbezogene Kooperation
öffentlicher und privater Akteure

X – X X X

Projektübergreifende Formen 
öffentlich-privater Kooperation

X – X X X

Rahmenvereinbarungen/
abgestimmte Strategien

X x – X –

Festlegung von Schutzgebieten durch 
die Naturschutzbehörden

X – X – –

Sonstige

Planungen zur Verknüpfung von 
Freiraumerhalt und -aufwertung, 
Schutz von Erholungsflächen und 
Landwirtschaft

X – – – –

Fördermittel und Budget

Förderprogramme X X X X X

Bereitstellung finanzieller Ressourcen 
aus den Haushalten der Gebietskörper-
schaften

X X X X X

Vermarktung

Vermarktung durch öffentliche Akteure X X X X X

Immobilienwirtschaftliche Vermarktung X X – X – 

Anordnungen

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen X X – – –

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen X X – – –

Baugebot X – X – –

Rückbaugebot – – – X –

Instrument Stuttgart
Rheinhes-
sen-Nahe

Mölln Duisburg Nord-
thüringen

Kooperation

Quelle: Forschungsgruppe „Fläche im Kreis“, 2005.
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Instrument Stuttgart
Rheinhessen-

Nahe
Mölln Duisburg

Nord-
thüringen

Beeinflussung der Grundstückspreise

Vorhandene Preisdifferenz X X X X X

Grundsteuerreform

Bodenwertsteuer X X X X X

Flächensteuer X X X X X

Flächennutzungssteuer auf 
Versiegelung

X X X X X

Grunderwerbsteuer X X X X

Preismechanismen für die Neuausweisung

Kosten-Nutzen-Betrachtung X X X X X

Abgabe auf die Neuausweisung X X X X X

Handelbare Flächenausweisungsrechte

Festlegung der Kontingente X X X X X

Einrichtung eines Marktes für 
Ausweisungsrechte X X X X X

Simulation des Handels1 X X X X X

Weitere Möglichkeiten des 
Interessenausgleichs X X X X X

Fördermaßnahmen und Subventionen

Zweckzuweisungen im Kommunalen
Finanzausgleich X X X X X

Zoniertes Satzungsrecht – – – X –

Lenkung durch Kreditvergabe X X X X X

Versicherungen und Fonds

Haftpflichtversicherung X X – X X

Rückbaurücklage X X – X X

Grundstücksfonds
(B- und C-Flächen-Fonds) X X X – X

In den Planspielen zur Flächenkreislaufwirtschaft (Phase II) geprüfte
neue Instrumente
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Rechtliche und planerische Fragestellungen

Rückbaupflicht im Innenbereich – X – X X

Vereinfachte Verfahren und 
Ausnahmeregelungen X X X X X

Instrumentenbündel

Regionalspezifische Instrumenten-
bündel X X X X X

Bündelung zur Stärkung der Innenentwicklung2

Bündelung zur Brachflächenaktivierung2

Bündelung für Rückbau und Renaturierung2

Instrument Stuttgart
Rheinhessen-

Nahe
Mölln Duisburg

Nord-
thüringen

Sonstige ökonomische Rahmenbedingungen

Entfernungspauschale X X X X X

Eigenheimzulage X X X X X

1 Diskursiv im Planspiel behandelt
2 Wurde nicht explizit in allen Regionen geprüft.

Quelle: Forschungsgruppe „Fläche im Kreis“, 2005.








